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Der Generalsekretär der Vereinten Nationen hat es noch einmal 
deutlich gemacht: Die Krise ist nicht überstanden. Es war zwar stil-
ler geworden in der Medienlandschaft beim Thema des menschli-
chen Immunschwächevirus (Human Immunodeficiency Virus, HIV)
und der erworbenen Immunschwäche (Acquired Immunodeficiency
Syndrome, Aids), und derzeit stehen in Deutschland und Europa 
andere Seuchen im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Die eher
seltene Berichterstattung ist jedoch keineswegs ein Indiz dafür, daß
die Krankheit inzwischen beherrschbar und damit harmloser gewor-
den wäre.

Eine Herausforderung für das UN-System

Die internationale Gemeinschaft in Gestalt der Vereinten Nationen
hat sich frühzeitig mit dem Problem befaßt; in dieser Zeitschrift hat
dies der damalige Direktor des Sonderprogramms der Weltgesund-
heitsorganisation, Jonathan Mann, dargelegt1. Die Herausforderung
erwies sich indes als noch größer als ohnehin erwartet.
Von besonderer Bedeutung ist, daß mittlerweile Aids auch als das er-
kannt wurde, was es tatsächlich ist: ein Sicherheitsrisiko für ganze
Regionen. Am 10. Januar letzten Jahres hat sich der Sicherheitsrat
erstmals den »Auswirkungen von Aids auf den Frieden und die Si-
cherheit in Afrika« gewidmet und sie in prominenter Besetzung – un-
ter Beteiligung unter anderem des damaligen US-Vizepräsidenten Al
Gore, des Weltbank-Präsidenten Jim Wolfensohn und des UNDP-
Administrators Mark Malloch Brown – diskutiert. Ich hatte Gele-
genheit, auf dieser Sitzung die im Jahr zuvor zwischen den afrikani-
schen Regierungen, dem Verband der Vereinten Nationen, den Ge-
berländern, der Zivilgesellschaft und dem Privatsektor geschlossene
›Internationale Partnerschaft gegen Aids in Afrika‹ (IPAA) vorzu-
stellen. Auch im Zusammenhang mit dem drei Tage später behan-
delten Los der Flüchtlinge, Binnenvertriebenen und anderen von ge-
waltsamen Konflikten betroffenen Personen auf diesem Kontinent
wurde auf deren »Anfälligkeit für Gewalt, Ausbeutung und Krank-
heiten, namentlich auch HIV/Aids« aufmerksam gemacht2. In Zu-
sammenarbeit mit dem Präsidenten des Sicherheitsrats fand am 28.
Februar 2000 eine Sondersitzung des Wirtschafts- und Sozialrats
(ECOSOC) statt, auf der die entwicklungspolitischen Aspekte der
Aids-Pandemie erörtert wurden. Nicht mehr gemieden wird auch die
Bedeutung des Problems im Hinblick auf die an den Friedenssiche-
rungseinsätzen der Vereinten Nationen beteiligten Soldaten; Mitte
letzten Jahres nahm der Sicherheitsrat hierzu Stellung3.
Keine geringere Herausforderung stellt Aids auf dem Gebiet der
Menschenrechte dar; die gemeinsam mit dem Hohen Kommissar der
Vereinten Nationen für Menschenrechte ausgerichtete ›Zweite Inter-
nationale Konsultation über HIV/Aids und Menschenrechte‹ fand

vom 23. bis 25. September 1996 in Genf statt und erarbeitete 12
›Richtlinien zu HIV/Aids und Menschenrechten‹4. Über die (nicht
gerade zahlreichen) Stellungnahmen der Staaten zum Schutz der
Menschenrechte im Kontext von HIV/Aids legte der Generalsekretär
zuletzt der 57. Tagung der Menschenrechtskommission einen Be-
richt vor5. Bei meiner eigenen Stellungnahme im Plenum der Men-
schenrechtskommission am 11. April dieses Jahres mußte ich leider
meiner Enttäuschung Ausdruck geben, daß die Fortschritte bei den
Menschenrechten im Hinblick auf HIV/Aids in den mehr als zwei
Jahrzehnten der Epidemie überaus spärlich waren. Noch immer sind
Intoleranz, Stigmatisierung und Diskriminierung gegenüber Men-
schen, die mit HIV/Aids leben, seitens mancher Regierungen, Mit-
bürger oder Institutionen gang und gäbe. Menschenrechtsbezogene
Aspekte gehören in jede nationale Strategie gegen Aids.
HIV/Aids besitzt geradezu proteische Gestalt: es tritt nicht nur als
Gesundheits- oder Sicherheitsproblem auf, sondern hat vielfältige
weitere Ausprägungen. Zu ihnen gehören die Folgen für die Volks-
wirtschaften, was die Wirtschaftsleistung, den Arbeitsmarkt und die
Systeme der sozialen Sicherung angeht. Die ILO hat im vergangenen
Jahr in der ersten einschlägigen umfassenden Studie die zu erwarten-
den Auswirkungen auf das Erwerbsleben untersucht6; sie wurde
ihrem hochrangigen Sondertreffen über ›HIV/Aids und die Arbeits-
welt‹ im Juni 2000 vorgelegt. Inner- und außerhalb des UN-Systems
haben sich zahlreiche vergleichbare Veranstaltungen damit beschäf-
tigt, wie der Aids-Pandemie wirksam entgegengetreten werden
kann.
Alarmiert durch die immer raschere Ausbreitung und die weltweiten
Auswirkungen der Seuche beschloß die UN-Generalversammlung
auf ihrer 55. Ordentlichen Tagung7, vom 25. bis 27. Juni 2001 in
New York eine Sondertagung durchzuführen, auf der die Mitglied-
staaten »auf höchster politischer Ebene vertreten« sein sollten. The-
men dieser Sondergeneralversammlung sollen unter anderem sein:
HIV/Aids in Afrika; Finanzierung und Zusammenarbeit auf interna-
tionaler Ebene; soziale und ökonomische Auswirkungen der Epide-
mie; Aids und die Menschenrechte; geschlechtsspezifische Auswir-
kungen von Aids; Aids-Verhütung und -Vorsorge einschließlich ei-
nes besseren Zugangs zu Behandlung und Medikamenten; Schutz
und Fürsorge für von Aids betroffene Kinder, vor allem für Waisen-
kinder; wissenschaftliche Forschung und Entwicklung von Impfstof-
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»Wir müssen den Menschen überall auf der Welt 
begreiflich machen, daß die Aids-Krise nicht über-

standen ist und daß es hier nicht um ein paar fremde 
Länder in weiter Ferne geht. Hier ist eine ganze 

Generation bedroht, eine ganze Zivilisation. ... Die 
Sondergeneralversammlung bietet eine nie dagewe-

sene Gelegenheit, uns unserer Verantwortung für die 
künftigen Generationen zu stellen und jetzt entschie-
dene Maßnahmen zu ergreifen, um ein Fortschreiten 

dieser schrecklichen Krankheit aufzuhalten.«

Kofi Annan



fen; Ausweitung der Partnerschaften zwischen öffentlichem und pri-
vatem Sektor; Schaffung und Stärkung nationaler Kapazitäten zur
Aids-Bekämpfung einschließlich der Ausarbeitung und Durchfüh-
rung nationaler Aktionspläne.
Wenn die Generalversammlung zu ihrer Sondertagung zusammen-
kommt, werden alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen die Ge-
legenheit haben, ihre Unterstützung für den weltweiten Kampf ge-
gen Aids kundzutun. Ich freue mich auf dieses Ereignis, nicht wegen
der schönen Worte, die zweifellos dort fallen werden, sondern wegen
der greifbaren Ergebnisse, die ein Stück näher rücken werden. Seit
Anbruch des neuen Jahrhunderts ist man sich in jeder Ecke unseres
Planeten des schrecklichen Ausmaßes der Epidemie bewußt. Wir
müssen nun sicherstellen, daß die Welt zu einer angemessenen Ant-
wort findet.

Die Rolle des UNAIDS

Ursprünglich, seit 1986, lag die Hauptverantwortung für die Be-
kämpfung von HIV/Aids im Rahmen der Vereinten Nationen bei der
WHO. Mitte der neunziger Jahre wurde jedoch klar, daß die hart-
näckige Ausbreitung und die verheerenden Auswirkungen der Epi-
demie auf alle Aspekte des menschlichen Lebens wie auf die soziale
und wirtschaftliche Entwicklung noch stärkere Anstrengungen sei-
tens der Weltgemeinschaft erforderlich machten. Die vielfältigen
Faktoren im Zusammenhang mit der Verbreitung der Epidemie und
die Notwendigkeit, den einzelnen Ländern bei der Bewältigung der
Probleme Hilfestellung zu geben, konnten nur durch eine neue Her-

angehensweise und ein stärker koordiniertes Vorgehen angegangen
werden. 1994 wurde daher durch den ECOSOC 9 das ›Gemeinsame
Programm der Vereinten Nationen für HIV/Aids‹ (Joint United 
Nations Programme on HIV/AIDS, UNAIDS) eingerichtet, das im
Januar 1996 seine Tätigkeit aufnahm. Getragen wurde es ursprüng-
lich von drei Sonderorganisationen (UNESCO, WHO und Welt-
bank) und drei Spezialorganen (UNICEF, UNDP und UNFPA) des
Verbandes der Vereinten Nationen. 1999 kam noch das in Wien
ansässige Programm für die internationale Drogenbekämpfung 
(UNDCP) hinzu.
Das UNAIDS, eine Gemeinschaftseinrichtung des UN-Systems,
wird durch einen Programmkoordinierungsrat (Programme Coordi-
nating Board, PCB) geleitet. Diesem Organ gehören die Vertreter
von 22 Regierungen und der sieben beteiligten UN-Organisationen
sowie fünf Repräsentanten von nichtstaatlichen Organisationen
(NGOs) – darunter Vereinigungen von Aids-infizierten Menschen –
an; das UNAIDS ist damit die erste Einrichtung der Vereinten Natio-
nen mit einem Leitungsgremium, das auch NGO-Vertreter als Mit-
glieder hat. Die 22 Mitgliedstaaten des PCB werden vom ECOSOC
nach den üblichen Kriterien der geographischen Ausgewogenheit
gewählt; die eigentlichen Entscheidungen bleiben ihnen vorbehal-
ten. Die sieben UN-Organisationen bilden den ›Ausschuß der Trä-
ger‹ (Committee of Co-sponsoring Organizations, CCO) und tagen
in dieser Funktion mehrmals im Jahr.
Mit einem Jahreshaushalt von 60 Mill US-Dollar und 129 – teils in
Genf, teils vor Ort in mehr als 50 Staaten tätigen – Mitarbeitern im
höheren Dienst ist das UNAIDS vom Umfang her eher ein beschei-
denes Programm, das jedoch große Wirkung hat. Das UNAIDS ist
weder Finanzierungsinstitut noch Durchführungsorganisation, son-
dern es übernimmt vor allem Katalysator- und Koordinierungsaufga-
ben für alle die Epidemie betreffenden Maßnahmen. Eine weitere
wichtige Funktion des Sekretariats besteht darin, Informationen zu
sammeln, zu dokumentieren und beispielsweise betroffenen Ländern
zur Entwicklung eigener nationaler Strategien zur Verfügung zu stel-
len. Vorrangig gilt die Aufmerksamkeit des Sekretariats den jungen
Menschen und den besonders anfälligen Bevölkerungsgruppen; sei-
ne inhaltlichen Schwerpunkte sind unter anderem:
l die Verhinderung der HIV-Übertragung von Müttern auf ihre

Kinder,
l die Entwicklung und Umsetzung von auf die jeweiligen Gemein-

wesen ausgerichteten Standards zur Aids-Fürsorge,
l die Entwicklung von Impfstoffen und
l spezielle Initiativen für die am schwersten betroffenen Regio-

nen, vor allem auch für das Afrika südlich der Sahara.
1998 leisteten die Vereinigten Staaten mit 15 Mill Dollar den größ-
ten Beitrag zum Haushalt unseres Programms, gefolgt von den 
Niederlanden, Großbritannien, Schweden, Norwegen und Däne-
mark. Auch China, Thailand und Südafrika gehören zu den Geber-
ländern.

Der Stand der Aids-Epidemie

Im Dezember 2000 legten wir gemeinsam mit der WHO eine Ein-
schätzung der aktuellen Lage vor10. Neben einem globalen Überblick
über den Stand der Infektion enthält der Bericht auch Aussagen zu
den wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen und zur Finanzier-
barkeit wirksamer Gegenmaßnahmen sowie Schätzungen zur künfti-
gen Entwicklung der Pandemie.
Das HIV, das Aids verursacht, hat, so der Bericht, weltweit eine Epi-
demie weit größeren Ausmaßes ausgelöst, als noch vor einem Jahr-
zehnt angenommen worden war. UNAIDS und WHO schätzen die
Zahl der Menschen, die Ende 2000 mit HIV oder Aids lebten, auf
weltweit 36,1 Millionen. Diese Zahl liegt um mehr als die Hälfte
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Erstmals nahm die Generalversammlung der Vereinten Nationen in
ihrer Entschließung 42/8 vom 26. Oktober 19878 zum »Syndrom der
erworbenen Immunschwäche« Stellung; die Führungsrolle und die
Koordinierungsfunktion der WHO »bei der Aids-Verhütung, -Be-
kämpfung und -Aufklärung und in der diesbezüglichen Forschungs-
und Öffentlichkeitsarbeit« wurden ebenso anerkannt wie die »ent-
scheidende Bedeutung« des Aids-Sonderprogramms dieser UN-Son-
derorganisation. Letzteres lief mit der Schaffung des UNAIDS aus.
Der WHO als der internationalen Koordinierungsstelle des Gesund-
heitswesens kommt weiterhin zentrale Bedeutung hinsichtlich der Re-
aktion des Medizinsektors auf die Pandemie zu. Das UNAIDS seiner-
seits hat die Katalysatorrolle für das gesamte UN-System inne. Zu den
Aufgaben des UNAIDS gehört es auch, die Weltöffentlichkeit immer
wieder auf das Anliegen der Aids-Bekämpfung und -Prävention auf-
merksam zu machen; hierzu dient beispielsweise der von der WHO
ausgerufene und seit 1988 am 1. Dezember eines jeden Jahres began-
gene ›Welt-Aids-Tag‹.

Anschrift: UNAIDS · 20 avenue Appia · CH–1211 Genève 27
Internet-Kennung:http://www.unaids.org



über der Prognose von 1991, die die WHO auf der Basis der damals
verfügbaren Daten vorgelegt hatte.
Außer im Afrika südlich der Sahara sind überall auf der Welt mehr
Männer als Frauen mit dem HIV infiziert oder an Aids gestorben.
Die Verhaltensweisen der Männer – häufig beeinflußt durch proble-
matische, kulturell geprägte Vorstellungen von Männlichkeit – ma-
chen sie zu Hauptopfern und ›Haupttätern‹. Insgesamt infizierten
sich im Jahre 2000 schätzungsweise 2,5 Millionen Männer im Alter
von 15 bis 49 Jahren, und am Ende des Jahres lebten 18,2 Millionen
erwachsene Männer mit HIV oder Aids. Bei den Frauen waren 2,2
Millionen neue Infektionen aufgetreten, zum weit überwiegenden
Teil bei jungen Frauen unter 25 Jahren; etwa 16,4 Millionen Frauen
lebten am Ende des Jahres mit HIV oder Aids.
In Osteuropa und den Ländern der ehemaligen Sowjetunionlag 
Ende 1999 die geschätzte Zahl der Erwachsenen und Kinder, die mit
HIV oder Aids leben, bei 420 000. Nur ein Jahr später war sie nach
vorsichtiger Schätzung auf 700 000 gestiegen. Ein Großteil der Vier-
telmillion Erwachsenen, die sich im Jahre 2000 infizierten, sind
Männer, mehrheitlich injizierende Drogenkonsumenten. Nichts deu-
tet auf ein Nachlassen der raschen Zunahme in Rußland hin. Nach
den in den ersten neun Monaten des vergangenen Jahres gemeldeten
Fällen zu urteilen, könnte die Zahl der im Jahre 2000 insgesamt regi-
strierten Neuinfektionen auf 50 000 steigen. Das ist weit mehr als die
insgesamt 29 000 Infektionen, die in dem Land zwischen 1987 und
1999 verzeichnet wurden. Dabei spiegelt die Zahl der gemeldeten
Fälle das tatsächliche Ausmaß der Epidemie nur bruchstückhaft wi-
der.
Schätzungsweise 700 000 Erwachsene, davon 450 000 Männer, wur-
den im Verlauf des Jahres 2000 in Süd- und Südostasieninfiziert.
Insgesamt wird die Zahl der Erwachsenen und Kinder in dieser Re-
gion, die mit HIV oder Aids leben, für Ende 2000 auf 5,8 Millionen
geschätzt.
In der bevölkerungsreichen Region Ostasien und Pazifikist es noch
nicht zur einer ausgedehnten Ausbreitung des HIV gekommen. Rund
130 000 Erwachsene und Kinder wurden im Laufe des Jahres 2000
infiziert. Damit liegt die Zahl der Menschen, die Ende 2000 mit HIV
oder Aids lebten, bei 640 000, was einem Anteil von 0,07 vH der er-
wachsenen Bevölkerung in der Region entspricht. Dagegen liegt die
Prävalenzrate in Süd- und Südostasien bereits bei 0,56 vH. Aller-
dings hätte die Epidemie in Ostasien reichlich Raum, sich auszuwei-
ten. Gewerblich erbrachter Geschlechtsverkehr und der Konsum il-
legaler Drogen sind weit verbreitet, ebenso Migration und Mobilität
in den einzelnen Ländern und über die Grenzen hinweg. Vor allem
innerhalb Chinas finden erhebliche Wanderungsbewegungen statt;
an ihnen sind Millionen von Menschen beteiligt.
Für Nordafrika, den Nahen und Mittleren Osten wurden für den Zeit-
raum 1994 bis 1999 nur wenige neue Länderschätzungen vorgelegt.
Nach aktuellen Erkenntnissen scheint aber die Zahl der Neuinfektio-
nen zuzunehmen. Mit geschätzten 80 000 Neuinfektionen im Jahre
2000 stieg die Zahl der Erwachsenen und Kinder in der Region, die
mit HIV oder Aids leben, bis Ende 2000 auf 400 000.
In Lateinamerikaliegt der Epidemie ein komplexes Mosaik von
Übertragungsmustern zugrunde, in dem sich das HIV über Sexual-
kontakte zwischen Männern, zwischen Männern und Frauen und 
intravenösen Drogenkonsum weiterverbreitet. Schätzungsweise
150 000 Erwachsene und Kinder wurden im vergangenen Jahr in 
Lateinamerika infiziert. Für Ende 2000 wird die Zahl der Infizierten
in dieser Region auf 1,4 Millionen geschätzt.
Wenn das HIV sich überwiegend innerhalb einer kleinen Bevölke-
rungsgruppe – zum Beispiel unter Männern, die gleichgeschlechtli-
che sexuelle Kontakte haben – ausbreitet, ist vorübergehend nur eine
begrenzte Zahl von Menschen einem Infektionsrisiko ausgesetzt.
Wo aber das HIV vor allem durch heterosexuellen Geschlechtsver-
kehr übertragen wird, ist ein weit größerer Teil der Gesamtbevöl-

kerung unmittelbar bedroht. Dieses Übertragungsmuster ist in der
Karibik vorzufinden, wo die höchsten HIV-Raten der Welt außer-
halb Afrikas verzeichnet werden.
Aus den reicheren Ländern der Erde sind keine Fortschritte bei den
Präventionsbemühungen zu vermelden. Die verfügbaren Informatio-
nen lassen einen Rückgang der Neuinfektionen gegenüber dem Vor-
jahr nicht erkennen. Insgesamt infizierten sich im Verlauf des Jah-
res 2000 schätzungsweise 30 000 Erwachsene und Kinder in West-
europa und 45 000 in Nordamerika mit dem HIV. Die HIV-Präva-
lenz ist insgesamt in beiden Regionen leicht gestiegen, vor allem
weil die antiretrovirale Therapie HIV-positiven Menschen ein länge-
res Leben ermöglicht.
Unübersehbar ist das HIV inzwischen in jedes Land der Erde vorge-
drungen. Ein Kontinent ist jedoch weit stärker von Aids betroffen als
jeder andere: Afrika ist die Heimat von 70 vH der Erwachsenen und
80 vH der Kinder, die auf der Erde mit dem HIV leben, und hat drei
Viertel der mehr als 20 Millionen Menschen, die seit Beginn der Epi-
demie weltweit an Aids starben, zu Grabe getragen. Im Afrika süd-
lich der Saharawurden im Jahre 2000 schätzungsweise 3,8 Millio-
nen Erwachsene und Kinder mit dem HIV infiziert. Damit dürfte die
Gesamtzahl der Menschen, die dort mit HIV/Aids leben, am Jahres-
ende bei 25,3 Millionen gelegen haben. Im gleichen Zeitraum be-
gann sich der Gesundheitszustand von mehreren Millionen Afrika-
nern, die sich in früheren Jahren infiziert hatten, zu verschlechtern,
und 2,4 Millionen Menschen in einem fortgeschrittenen Stadium der
Infektion starben an mit dem HIV verbundenen Krankheiten.
Im Augenblick nimmt die HIV-Prävalenz weiter zu, weil die jährli-
che Zahl der Neuinfektionen noch die Zahl der Todesfälle übersteigt.
Die nationalen HIV-Prävalenzraten im Afrika südlich der Sahara 
variieren nach wie vor erheblich von Land zu Land. Sie reichen von
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Die Katastrophe ist schon da

Im Vorfeld der 26. UN-Sondergeneralversammlung hat das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung die
Position der Bundesregierung zur HIV/Aids-Problematik so zusam-
mengefaßt:

l HIV/Aids ist keine drohende, sondern eine in Teilen der Welt be-
reits präsente Katastrophe. Es kommt jetzt vor allem darauf an, deren
Ausmaß zu begrenzen. Die Bundesregierung betont daher den eindeu-
tigen Vorrang der Prävention von Neuinfektionen.
l Solange keine Impfstoffe zur Verfügung stehen, sind Information
und Aufklärung mit dem Ziel der Verhaltensänderung und die Bereit-
stellung von Verhütungsmitteln der am ehesten erfolgversprechende
Weg zur Eindämmung der Seuche.
l Die Bekämpfung opportunistischer Infektionen im Rahmen der
allgemeinen Gesundheitsversorgung wird verstärkt, um das Leben der
Patienten zu verlängern und zu erleichtern und um ihnen ein Hoff-
nungszeichen zu geben.
l In die Frage des Zugangs zu HIV-Medikamenten ist in den letzten
Monaten Bewegung gekommen. Die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit bemüht sich, Gesundheitsstrukturen zu schaffen, die es den
Partnerländern ermöglichen, diese Medikamente wirksam und verant-
wortbar einzusetzen und somit entsprechende Angebote der Pharma-
Industrie zu nutzen.
l Die Bundesregierung fordert die Regierungen der Entwicklungs-
länder und die Pharma-Unternehmen auf, in Verhandlungen über
deutlich reduzierte Preise für HIV-Medikamente einzutreten. Mit ei-
nigen afrikanischen Staaten sind derartige Vereinbarungen bereits zu-
standegekommen.
l Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit hat ihren Einsatz für
die Bekämpfung von HIV/Aids erheblich verstärkt. 1999 wurden für
bilaterale Projekte 35 Mill DM eingesetzt; für 2001 sind für diesen
Zweck 140 Mill DM vorgesehen.
l Noch stärker als bisher wird sich der Kampf gegen HIV/Aids auf
die Zielgruppe der Jugendlichen – insbesondere die Mädchen – kon-
zentrieren, da dies die wirksamste Zukunftsinvestition darstellt.
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Künstler gegen Aids

Philly Lutaya war in den achtziger Jahren der einzige internatio-
nal bekannte Popstar Ugandas. Als er im schwedischen Exil von
seinen Ärzten erfuhr, daß er sich im Endstadium einer Aids-Er-
krankung befinde, beschloß er, die ihm verbleibende Lebenszeit
und Schaffenskraft in eine Aufklärungstournee in seinem Heimat-
land zu investieren. Mit seinen Liedern, geschrieben aus dem 
Gefühl der persönlichen Betroffenheit des Aids-Kranken, bestritt
er seine Konzerte in der Hauptstadt Kampala. Lutaya, der erste
ugandische Prominente, der sich öffentlich als Aids-Opfer be-
kannt hatte, ging aber auch ohne Make-up in Schulen, Gemeinde-
zentren oder Dorfversammlungen. Er nutzte seine Popularität, um
seiner Aids-Kampagne Gewicht zu verleihen. Bedenken hatte nur
seine Plattenfirma, die um den Absatz fürchtete. Das Engagement
Lutayas war die Initiative einer Einzelperson, die ihre Popularität
im Kampf gegen Aids einsetzte. Philly Lutayas Tournee gab aber
auch den Anstoß zu einer neuen Bewegung im Land: ›Künstler
gegen Aids‹ (Artists Against Aids).
Aktives Engagement auf hohem politischen Niveau, sagen die
Analysen, ist eine wichtige Voraussetzung im Kampf gegen Aids.
So hat die ugandische Regierung kulturelle Aktivitäten zur Aids-
Aufklärung von Anfang an gefördert. Schon Ende der achtziger
Jahre gab es Werkstattseminare, bei denen Ärzte und Vertreter
des Gesundheitswesens mit Künstlern und Medienleuten zusam-
mentrafen. Die Mediziner lieferten die medizinischen Fakten, der
staatliche Gesundheitsdienst das (damals noch etwas schüttere)
Zahlenmaterial, die Künstler die Darstellung und die Medienleu-
te die Strategien der Kommunikation. Die Regierung hat auch die
alte Tradition eines Theaterwettbewerbs der Schulen (School
Drama Festival) aufgegriffen und sie in den Dienst der Aids-Auf-
klärung gestellt. Das Schultheater bietet sich an, weil es eine klar
definierte Gruppe anspricht, die zudem von der Aids-Aufklärung
direkt profitiert. Form und Inhalt können somit auf die Zielgrup-
pe paßgenau zuschnitten werden, und die Schüler können in die
Funktion von Kommunikatoren eingewiesen werden, die Infor-
mationen über Aids an ihre Eltern und Verwandten weitergeben.
Die Älteren lernen also von den Jüngeren – ein sozialpsycholo-
gisch wichtiger Aspekt.
Erster Gewinner des Drama-Wettbewerbs war die Kitante-Grund-
schule in Kampala mit einem Stück über tödliche Seuchen (The
Killer Diseases). Wie in einem Moritatenstück treten die alten
todbringenden Krankheiten Masern, Cholera und Diphtherie auf
und klagen, daß sie durch Impfkampagnen ihre Macht verloren
hätten. Dann erscheint Aids und verspricht, von nun an an ihrer
Stelle zu töten. Zwei Stücke, die in den folgenden Jahren im Pri-
marschulbereich respektive für die Sekundarschulen Preise ge-
wannen, richteten sich an die Altersgruppen, die gerade beginnen,
sexuell aktiv zu werden. In ihrer Botschaft konzentrierten sie sich
auf die Übertragungswege von Aids und warnen eindringlich vor
Älteren beiderlei Geschlechts, die die Unerfahrenheit der Jungen
ausnutzen: die ›Sugar Daddies‹ und die ›Sugar Mammies‹.
Der Aids-Song ›Alone‹ von Philly Lutaya wurde zur Erken-
nungsmelodie der Initiative ›Künstler gegen Aids‹, die mit 
Unterstützung der Regierung das Festival ›Aids Quake‹ organi-
sierte. Theater-, Tanz- und Musikgruppen, ob Pop oder Folklore,
thematisierten Aids und konkurrierten um staatliche Auszeich-
nungen. Ebenfalls mit Regierungsunterstützung hat der Verband
der Theatergruppen (Uganda Theatrical Groups Association) ei-
nen Aids-Theaterpreis ausgelobt. Die Truppe ›Bakayimbera‹ aus
der Hauptstadt Kampala mit dem nach dem Maisbohrer – einem
Käfer, der die Maisstengel von innen her auffrißt und damit die
Pflanze zum Absterben bringt – benannten preisgekrönten Stück
›Nduluwira‹ stellt in einer Mischung aus Englisch und Lugan-
da sexuelles Risikoverhalten in den Vordergrund; sie propagiert 
›safer sex‹ sowie die absolute Treue zu einem Partner unter dem
Motto ›nicht auf fremden Weiden grasen‹ (zero grazing). Mit aus-

verkauften Vorstellungen im Nationaltheater in Kampala und ei-
ner von Staat und Hilfsorganisationen finanzierten Tournee durch
die größeren Städte des Landes erzielen preisgekrönte Stücke und
ihre Gruppen eine einmalige Werbewirkung: sie stehen für Wo-
chen im Rampenlicht – in Hörfunk, Fernsehen, Presse – und er-
reichen ein zahlreiches Publikum. Diese Öffentlichkeitswirksam-
keit nützt den Theaterleuten selber, sie wird aber auch von Regie-
rungsstellen und den beteiligten NGOs geschätzt.
Das sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß diese Form der
Kulturkampagne hauptsächlich die obere Mittelschicht erreicht
und daß sie mit vorgefertigten Botschaften und Strategien auftritt.
Das Publikum bleibt passiver Konsument und wird kaum in das
Geschehen einbezogen. Diese Kampagnen, so die Kritiker, sind
mehr auf die Selbstdarstellungsbedürfnisse der Initiatoren und
Sponsoren, der Minister, Botschafter oder Repräsentanten der
Hilfsorganisationen ausgerichtet, die einmal wieder im Fernsehen
auftreten wollen. Die zahlreichen Aids-Initiativen in den Slums
der Hauptstadt oder den Dörfern, die unmittelbar mit den Betrof-
fenen arbeiten, bleiben den Augen der Öffentlichkeit dagegen
weitgehend verborgen.
Die Partizipation der Betroffenen und die Einbeziehung der Gras-
wurzelebene ist nach Erkenntnis der Experten eine weitere Vor-
aussetzung für erfolgreiche Aufklärungsarbeit. Aids-Initiativen
mit partizipativem Charakter werden vorwiegend von kleineren
NGOs unterstützt, aber die Regierungspolitik hat für eine förder-
liche Gesamtatmosphäre gesorgt. In Ngogwe, einem über 30 Ki-
lometer von der nächsten geteerten Strasse entfernten Flecken,
haben Vertreter der protestantischen NGO ›Action Aid‹ und
Theaterexperten sich mit der örtlichen Sozialarbeiterin und den
Pflegern der Gesundheitsstation zusammengetan. Mit den Mei-
nungsführern, den Vertretern unterschiedlicher Gruppen und der
dörflichen Bevölkerung wurde zunächst zwanglos diskutiert, was
in einem Dorf wie Ngogwe in Sachen Aids auf den Nägeln brennt.
Die Zielgruppe selbst bestimmt also, welche Themen verhandelt
und wie sie in dramatische Sketche umgesetzt werden. Auch hier
steht die Vermeidung von Risikoverhalten im Vordergrund. Al-
kohol, Tanzveranstaltungen, die die ganze Nacht hindurch andau-
ern (All Night Dances), aber auch nächtliche Gebetsrunden (All
Night Prayer Sessions) werden als Gefahren identifiziert. Ge-
fährdet sieht sich die Dorfgesellschaft zudem durch Neuzugezo-
gene. Die Mädchen aus der nächsten großen Stadt, die ›Masaka
Girls‹, stehen unter dem Generalverdacht, nach dem Aids-Tod ih-
res Partners, selber mit dem Virus infiziert, nun ein neues Glück,
einen neuen Partner, ein neues Leben zu suchen – in einer neuen
Umgebung, wo man ihre Geschichte nicht kennt. Im Dorf jedoch
fürchtet man sie als höchst gefährlichen Ansteckungsherd – also
kein neues Glück für das ›Masaka Girl‹, sondern eher ein Unglück
für das Dorf.
Die Einbeziehung der Graswurzelebene fördert somit auch pro-
blematische Vorstellungen zutage. Auf der anderen Seite spielen
die soziale Fürsorge und die Betreuung der Aids-Opfer für die
Dorfgemeinschaft eine große Rolle. Das betrifft die Betreuung
der Patienten selbst und die Sorge für die Aids-Waisen, für Kin-
der und Alte gleichermaßen. Der partizipative Ansatz, so seine
Befürworter, befreit die Dorfbewohner von dem Gefühl der Hilf-
und Hoffnungslosigkeit. Sie lernen, sich nicht mehr als Opfer ei-
nes übermächtigen Schicksals zu sehen, sondern erfahren ihre
Fähigkeit, ihre Geschicke selbst zu bestimmen.
Daß Uganda in Sachen Aids innerhalb von zehn Jahren den
Sprung vom Schlimmstmöglichen und von der Stigmatisierung
als ›Aids-Land Nr. 1‹ (was die Kehrseite der damals beispiellosen
Offenheit der Regierung beim Umgang mit dem Problem war)
zum Hoffnungsträger geschafft hat, ist auf ein Bündel unter-
schiedlicher Maßnahmen zurückzuführen. Die ›Artists Against
Aids‹ erheben nicht den Anspruch, allein verantwortlich zu sein –
aber mitverantwortlich sind sie.

Eckhard Breitingerr



unter 2 vH der erwachsenen Bevölkerung in manchen westafrikani-
schen Ländern bis zu 20 vH oder mehr im südlichen Teil des Konti-
nents und liegen in den Ländern Zentral- und Ostafrikas zwischen
beiden Werten. In den acht afrikanischen Ländern, in denen minde-
stens 15 vH der Erwachsenen infiziert sind, gehen vorsichtige Schät-
zungen davon aus, daß etwa ein Drittel der heute Fünfzehnjährigen
an Aids sterben wird.

Die Kosten der Krankheit

Es ist nach wie vor außerordentlich schwierig, die volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen der Epidemie zu beziffern. Es mehren sich je-
doch die Hinweise, daß mit steigenden HIV-Prävalenzraten sowohl
das Wirtschaftswachstum insgesamt als auch die Wachstumsrate des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) deutlich sinkt. Afrikanische Länder, in
denen weniger als 5 vH der erwachsenen Bevölkerung infiziert sind,
werden einen leichten Rückgang der BIP-Wachstumsrate erleben.
Eine HIV-Prävalenz von 20 vH oder höher (die, wie erwähnt, in ei-
nigen Ländern des Südlichen Afrika bereits erreicht ist) kann das
Wachstum des BIP um bis zu 2 vH pro Jahr verringern.
Für Südafrika, dessen Volkswirtschaft 40 vH der gesamten Wirt-
schaftsleistung im Afrika südlich der Sahara erbringt, summiert eine
Studie die Effekte eines verlangsamten Wirtschaftswachstums im
Zeitverlauf und kommt zu dem Ergebnis, daß 2010 das BIP real 
um 17 vH unter dem Wert liegen wird, den es ohne Aids erreichen
könnte.

Die Wirtschaftsunternehmen trifft das HIV unmittelbar, indem es ihr
Personal angreift. Eine Erhebung bei fünf Firmen in Äthiopien Mitte
der neunziger Jahre beispielsweise kam zu dem Ergebnis, daß Aids
in einem Fünfjahreszeitraum für über die Hälfte der Krankheitslast
ursächlich war. In Tansania stiegen die durchschnittlichen Krank-
heitskosten pro Jahr und Mitarbeiter laut einer Erhebung in sechs
Unternehmen zwischen 1993 und 1997 wegen Aids um mehr als das
Dreifache, und die Bestattungskosten der Unternehmen verfünffach-
ten sich. Angesichts niedrigerer Produktivität und höherer Kosten
entscheiden sich manche Unternehmen dazu, ihre Wirtschaftstätig-
keit in Länder zu verlagern, die von der Epidemie weniger betroffen
sind.
Auch wenn die verantwortlichen Manager die langfristige Bedro-
hung der Ertragskraft ihres Unternehmens durch Aids erkennen, ist
ihr Blick in einem von Inflation, fallenden Wechselkursen, Arbeits-
kämpfen, politischen Unruhen und Stromrationierung geprägten Kli-
ma oft nur auf das kurzfristige Überleben gerichtet. Die Unterneh-
mensleitungen sträuben sich daher häufig aus Kostengründen gegen
die Einführung von HIV-Präventionsprogrammen am Arbeitsplatz.
Tatsächlich jedoch könnten die Unternehmen hohe Kosten für die
Gesundheitsfürsorge und Produktivitätsverluste einsparen, wenn sie
sich zum Beispiel an Fonds beteiligten, aus denen die Aufklärung der
Mitarbeiter, kostenlose Beratung und freiwillige HIV-Tests bezahlt
werden. Je umfassender die Ansätze sind, desto bessere Ergebnisse
können erzielt werden. In einem Fall wurden zum Beispiel Fabrikar-
beiter zu geringen Kosten dazu ausgebildet, Kollegen Informationen
über Aids zu geben und risikoärmeres Verhalten zu unterstützen; die
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Die Unterschiede bei der Ausbreitung von Aids in verschiedenen Ländern – das Ansteigen, Stagnieren oder Fallen der Rate der Neuinfektionen – belegen, 
daß diejenigen Länder, die eine konsequente Aufklärungspolitik betreiben, die Pandemie am ehesten unter Kontrolle bringen können. Uganda kann dabei,
nicht zuletzt mit seinem Programm ›Künstler gegen Aids‹, bisher die größten Erfolge verzeichnen. Im Bild: Auftritt des ›Aids-Opfers‹ bei einer Theater-
vorstellung in Bundibugyo, einem ländlichen Zentrum an den Hängen des Ruwenzori im Westen des Landes.



Zahl der HIV-Neuinfektionen war daraufhin um ein Drittel niedriger
als in Fabriken, die diese Investition in die Prävention nicht getätigt
hatten.
Gerade angesichts der Tatsache, daß Aids Investitionen verhindert,
das Wirtschaftswachstum bremst und hohe Kosten für die Unterneh-
men verursacht, ist die Feststellung nicht unwichtig, daß wirksame
Gegenmaßnahmen bezahlbar sind. Experten haben versucht zu er-
mitteln, wieviel Geld für ein wirklich effektives Vorgehen gegen die
Aids-Epidemie in Afrika benötigt würde, und zwar im Hinblick auf
die Ausweitung von Präventionsprogrammen auf ein Niveau, das
deutlich spürbare Wirkungen auf die Bevölkerung erwarten läßt, und
im Hinblick auf die Grundversorgung und Unterstützung bereits in-
fizierter Personen und ihrer Familien. Wenn die Länder sich ehrgei-
zige, aber erreichbare Ziele für den Zeitraum von 2000 bis 2005 set-
zen, werden sie nach gegenwärtigem Stand jährlich die folgenden
Mittel benötigen, um die Maßnahmen zur Bekämpfung von Aids auf
eine Ebene anzuheben, auf der man der Epidemie in Afrika effektiv
entgegentreten könnte:

l Bereits 1,5 Mrd Dollar jährlich würden es dem gesamten Afrika süd-
lich der Sahara ermöglichen, alle wesentlichen Komponenten erfolgrei-

cher Präventionsprogramme in weit größerem Maßstab durchzuführen.
Diese Präventionsprogramme würden sowohl die HIV-Übertragung
durch sexuelle Kontakte umfassen als auch die Prävention der Übertra-
gung von der Mutter auf das Kind und bei Transfusionen. Solche Pro-
gramme reichen von Aufklärungskampagnen durch verschiedene Medien
über das Angebot freiwilliger HIV-Beratungen und -Tests bis zur Wer-
bung für Kondome und deren Verteilung.
l Man schätzt, daß die Länder im Afrika südlich der Sahara mit unge-
fähr 1,5 Mrd Dollar pro Jahr die Linderung von Symptomen und Schmer-
zen (Palliativbehandlung) für wenigstens die Hälfte der bedürftigen Aids-
Patienten, die Behandlung und Prophylaxe opportunistischer Infektionen
für einen etwas kleineren Anteil und die Versorgung von Aids-Waisen si-
cherstellen könnten.
l Die Anwendung der antiretroviralen Kombinationstherapie würde
darüber hinaus mehrere Milliarden Dollar pro Jahr kosten.

Natürlich gehören zur Aids-Prävention und zur Versorgung von Be-
troffenen mehr als nur finanzielle Mittel. Die Gesundheits-, Bil-
dungs-, Kommunikations- und sonstigen Infrastrukturen eines Lan-
des müssen gut genug entwickelt sein, um die Bereitstellung dieser
Leistungen zu ermöglichen. In einigen stark betroffenen Ländern
sind diese Systeme bereits in hohem Maß ausgelastet und können der
Zusatzbelastung durch Aids kaum standhalten.
Die internationale Gemeinschaft kann und muß mehr tun, um einen
glaubwürdigen Kampf gegen Aids in Afrika finanzieren zu helfen.
Mit einer Investition von 3 Mrd Dollar jährlich kann die Welt die 
Lebensqualität von Millionen Afrikanern entscheidend verbessern.
Weltweit würden Mittel in Höhe von etwa 7 bis 10 Mrd Dollar für 
effektive Präventions- und Versorgungsprogramme benötigt. Diese
Kosten sind verschwindend gering im Vergleich zu präventiven Aus-
gaben für andere Gesundheitsprobleme. So geben zum Beispiel al-
lein die Vereinigten Staaten schätzungsweise 52 Mrd Dollar für den
Kampf gegen die gesundheitlichen Folgen der Fettleibigkeit aus 
– mehr als das Fünfzehnfache der Summe, die erforderlich wäre, um
Aids in Afrika wirksam zu begegnen.

Erwartungen an die Sondergeneralversammlung

Mit der Entscheidung, eine Sondertagung zum Thema HIV/Aids
durchzuführen11, beauftragte die Generalversammlung gleichzeitig
den Generalsekretär, ihr zur Erleichterung des Vorbereitungsprozes-
ses rechtzeitig einen umfassenden Bericht zu unterbreiten. Darin
sollten sowohl Aussagen zum Stand der Epidemie als auch zum
Stand der nationalen, regionalen und internationalen Aktivitäten und
der Zusammenarbeit enthalten sein.
Der angeforderte Bericht12 wurde im Februar vorgelegt. Neben ei-
nem epidemiologischen Überblick, der die im Status-Bericht von
UNAIDS und WHO genannten Daten zu den einzelnen Ländern und
Regionen nochmals aufgreift, werden insbesondere die sozio-ökono-
mischen Auswirkungen von HIV/Aids geschildert. Diese müssen
gedämpft werden, denn in vielen Ländern hat Aids bereits bedeuten-
de Sektoren der Gesellschaft in gefährlichem Maße zersetzt. Die ne-
gativen Auswirkungen der Seuche, so der Bericht, zeigen sich un-
mißverständlich bei der Wirtschaftsentwicklung, in den Bildungs-
einrichtungen und im Gesundheitswesen oder in der Landwirtschaft
dieser Staaten. Außerdem werden die Völker durch Konflikte, Krieg,
wirtschaftliche Instabilität, fehlende Gleichstellung der Geschlech-
ter und gesellschaftlichen Ausschluß von Bevölkerungsgruppen
noch anfälliger für HIV-Infektionen.
In dem Bericht wird davon ausgegangen, daß nach zwanzig Jahren
Erfahrung mit der Aids-Bekämpfung eindeutige Aussagen über eini-
ge grundlegende Prinzipien getroffen werden können. Sie müssen
beachtet werden, will man Erfolge verbuchen:

l Die Ungleichheit der Geschlechter muß angegangen werden.
l Präventionsmaßnahmen, lebenserhaltende Behandlungsmethoden
und bahnbrechende wissenschaftliche Ergebnisse im Präventions- und
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Die Erkenntnis, daß Aids nicht nur ein medizinisches, sondern vor allem auch
ein gesellschaftliches Problem mit dramatischen Auswirkungen auf die wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale Entwicklung darstellt, hat bei aufgeschlos-
senen Regierungen und gesellschaftlichen Gruppen zu unkonventionellen
Maßnahmen im Dienste der Vorbeugung geführt. Bei der Aufführung eines
Aids-Theaterstücks in Bundibugyo in Uganda tritt ein Schauspieler als Schul-
arzt auf und erklärt, wie Aids verbreitet wird.



Behandlungsbereich müssen für alle in umfassender Weise zugänglich
gemacht werden.
l Von HIV/Aids betroffene Menschen müssen überall auf der Welt ak-
tiv miteinbezogen und in ihren Bemühungen unterstützt werden, die Epi-
demie in ihrem jeweiligen Umfeld zu bekämpfen.
l Die Regierungen müssen in Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftli-
chen Organisationen die Führung übernehmen und die erforderlichen
Mittel bereitstellen, damit sichergestellt ist, daß die nationalen und inter-
nationalen Bemühungen auch den Bedürfnissen des Landes und den Er-
fordernissen vor Ort entsprechen.

Der Bericht betont gleichzeitig, daß die Chancen und Möglichkeiten
zur Eindämmung von Aids noch nie so groß waren wie heute. »Die
bisher aus der Seuche gewonnenen Erkenntnisse haben einen Punkt
erreicht, daß wir jetzt mit Zuversicht sagen können: Es ist technisch,
politisch und finanziell möglich, die HIV/Aids-Epidemie einzudäm-
men und ihre Verbreitung und Auswirkung drastisch zu reduzieren«,
hält der UN-Generalsekretär fest.
Die Regierungen in aller Welt werden ersucht, in sieben Bereichen
tätig zu werden, um zur Eindämmung der Aids-Epidemie beizutra-
gen. Gefordert sind

Ø Führungsstärke und Koordination bei der Bekämpfung von
Aids,

Ø die Linderung der sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen
der Epidemie,

Ø eine Reduzierung der Gefährdung bestimmter gesellschaftlicher
Gruppen durch HIV-Infektionen,

Ø die Erreichung bereits vereinbarter Ziele zur Verhinderung von
HIV-Infektionen,

Ø Fürsorge und Unterstützung für infizierte und von HIV/Aids be-
troffene Menschen,

Ø die Entwicklung relevanter und wirksamer internationaler Medi-
kamente und schließlich

Ø die Mobilisierung von Finanzmitteln in der erforderlichen
Höhe.

Das UNAIDS hofft, daß sich die Staaten bei der Sondergeneralver-
sammlung auf eine Verpflichtungserklärung (Declaration of Com-
mitment) einigen werden. Darin sollten die Bereiche aufgeführt
werden, in denen stärkere Maßnahmen bei der Bekämpfung von

HIV/Aids ergriffen werden müssen. Es wird dabei vermutlich um
Präventionsmaßnahmen, um besseren Zugang zu Fürsorge und Be-
handlung, um die Versorgung von Aids-Waisen, um die Ausweitung
von Partnerschaften zwischen öffentlichem und privatem Sektor, um
die Beschleunigung sektorübergreifender Maßnahmen im Hinblick
auf die Epidemie und wiederum um angemessene Finanzmittel an-
gesichts der Krise gehen.
Die Sondergeneralversammlung wird voraussichtlich auch eine Rei-
he konkreter Vorgaben für Maßnahmen zur Aids-Bekämpfung ver-
abschieden, die sich an den bereits in anderen Foren der Vereinten
Nationen beschlossenen Zielen orientieren. So wurde zum Beispiel
auf dem Millenniumsgipfel der Vereinten Nationen im September
2000 von den Staats- und Regierungschefs ein sehr wichtiges Ziel
vereinbart: Bis 2015 soll die Zunahme an HIV/Aids-Fällen gestoppt
und die Seuche »allmählich zum Rückzug gezwungen« werden13.
Dies bringt die Welt der Zeit vor dem Ausbruch der Aids-Epidemie
nicht zurück. Aber für die gefährdeten oder betroffenen Menschen,
für ihre Familien und Länder, für ihre Volkswirtschaften und Unter-
nehmen wäre viel gewonnen, wenn diese Zielvorgabe Wirklichkeit
würde. Es ist ein anspruchsvolles Ziel, aber es ist zu erreichen.

1 Jonathan Mann, AIDS: Vorbeugung und Eindämmung. Die Globale Strategie der
WHO, VN 6/1987 S. 184ff.

2 In der namens aller Mitglieder des Rates abgegebenen Erklärung des Ratspräsiden-
ten, UN-Dok. S/PRST/2000/1 v. 13.1.2000 (Text: VN 2/2000 S. 74).

3 In seiner Resolution 1308 v. 17.7.2000 (Text: VN 1/2001 S. 36).
4 UN Doc. E/CN.4/1997/37 v. 20.1.1997.
5 E/CN.4/2001/80 v. 20.12.2000.
6 ILO, HIV/AIDS: A Threat to Decent Work, Productivity and Development, Geneva

2000.
7 Mit ihrer Resolution 55/13 v. 3.11.2000.
8 Text: VN 6/1987 S. 216.
9 Mit seiner Resolution 1994/24 v. 26.7.1994.

10 UNAIDS/WHO, Die AIDS-Epidemie. Status-Bericht: Dezember 2000, Genf 2000.
11 Siehe Anm. 7.
12 A/55/779 (Special session of the General Assembly on HIV/AIDS. Report of the

Secretary-General) v. 16.2.2001.
13 In der ›Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen‹, Resolution 55/2 der Gene-

ralversammlung v. 8.9.2000 (Text: VN 5/2000 S. 190ff.), Ziff. 19. Unter Ziff. 28
wird zudem beschlossen, »Afrika zu helfen, die Kapazitäten aufzubauen, die es
braucht, um der Ausbreitung der HIV/Aids-Pandemie und anderer Infektionskrank-
heiten entgegenzuwirken«.
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AIDS in Deutschland

*mit dem AIDS-Vollbild neu gemeldete Fälle

Ende des Jahres 2000 lebten etwa 37 000 mit HIV infizierte Menschen in Deutschland;
bei circa 5 000 von ihnen ist die AIDS-Krankheit ausgebrochen (AIDS-Vollbild).
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HIV-Neuinfektionen im Jahr 2000: ca. 2 000

Quelle: Robert Koch-Institut
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Die Aids-Pandemie ist kein Problem der Entwick-
lungsländer allein, auch Deutschland ist betrof-
fen. Von 1 900 Fällen 1993/94 ging die Zahl der
Neuerkrankungen auf 400 im Jahre 2000 zurück.
Durch die verbesserten Behandlungsmöglichkei-
ten kann das Fortschreiten der HIV-Infektion bis
zur Ausprägung der Aids-Krankheit (Aids-Voll-
bild) inzwischen erheblich hinausgezögert wer-
den. Trotzdem bleibt Aids eine tödliche Krankheit.
Etwa 600 Menschen starben im vergangenen Jahr
in Deutschland an den Folgen der HIV-Infektion.
Dem deutlichen Rückgang bei den Erkrankungen
steht eine ungefähr gleichbleibende Zahl von Neu-
infektionen gegenüber. Sie wird für das Jahr 2000
etwa auf 2 000 geschätzt. Homosexuelle Kontakte
sind das Haupt-Infektionsrisiko. Freilich bleibt die
Datenlage bei der Erfassung von HIV-Infektionen
trotz eines neuen Infektionsschutzgesetzes und der
Umstellung auf die elektronische Datenverarbei-
tung schwierig.



Für den Fall von »Bedrohung oder Bruch des Friedens« sind in der
Charta der Vereinten Nationen im Kapitel VII zwei Instrumente ihres
für die Wahrung von Weltfrieden und internationaler Sicherheit ver-
antwortlichen Hauptorgans – des Sicherheitsrats – vorgesehen: 
militärische Maßnahmen nach Artikel 42 und, in der Logik der Char-
ta direkt davor gestellt, Maßnahmen »unter Ausschluß von Waffen-
gewalt«. Als Beispiele für letztere nennt Art. 41 verschiedene For-
men der Unterbrechung internationaler Beziehungen, so des Han-
dels und der Kommunikation. Sanktionen haben also einen heraus-
gehobenen Platz in der Sicherheitsarchitektur der Vereinten Natio-
nen: sie sind das letzte der nicht-militärischen Instrumente des Si-
cherheitsrats und gegenüber dem letzten Mittel, den militärischen
Maßnahmen, insoweit privilegiert, als jene nur zur Anwendung kom-
men sollen, wenn der Rat der Auffassung ist, »daß die in Artikel 41
vorgesehenen Maßnahmen unzulänglich sein würden oder sich als
unzulänglich erwiesen haben« (Art. 42).

Die Blockade des Sicherheitsrats während des Kalten Krieges ver-
hinderte weitgehend die Anwendung des Art. 41. Sanktionen wurden
seitens der Vereinten Nationen vor 1990 lediglich in zwei Fällen 
– Südrhodesien 1966 und Südafrika 1977 – verhängt, und nur einer
davon betraf einen Mitgliedstaat der Weltorganisation. Sie galten als
»eher untypische Ausnahmefälle«, setzten aber »hinsichtlich der Bil-
dung von Sanktionsausschüssen und ihres allgemeinen Mandats be-
deutsame Präzedenzfälle«, wie Hans-Peter Kaul in dieser Zeitschrift
hervorgehoben hat1. Diesen Nebenorganen des Sicherheitsrats, de-
ren Mitgliedschaft jeweils mit der Mitgliedschaft des Rates identisch
ist, obliegt die Überwachung des jeweiligen Sanktionsregimes, für
dessen Umsetzung die UN-Mitgliedstaaten selbst verantwortlich
sind. Die Ausschüsse mußten ihre Rolle erst finden; Anfang 2001 be-
standen gleichzeitig zehn derartige Gremien2. Denn seit 1990 sind
Sanktionen zu einem vergleichsweise häufig angewandten Instru-
ment geworden. Bezeichnenderweise betitelten die beiden US-ame-
rikanischen Sanktionsexperten David Cortright und George Lopez
ihre umfassende Analyse der Sanktionen der neunziger Jahre »Das
Jahrzehnt der Sanktionen«3.
Mit der häufigeren Verhängung von Sanktionen wurde aus einem
eher theoretischen ein sehr praktisches Instrument. Auf das UN-Se-
kretariat in New York und viele Mitgliedstaaten kamen ganz neue
Probleme zu. Zwar besitzen einige Länder umfangreiche Erfahrun-
gen mit nationalen oder regionalen Sanktionen4, aber zu Beginn des
letzten Jahrzehnts fehlte den Vereinten Nationen als Organisation
und auch vielen ihrer Mitgliedstaaten das planerische und admini-
strative Instrumentarium, um Sanktionen Wirksamkeit zu verleihen.
Anfang der neunziger Jahre gab es, so der britische Sanktionsexper-
te Jeremy Carver, »große Einigkeit bei, aber wenig Wissen über UN-
Sanktionen«5.
Mit großen Hoffnungen auf durchschlagende Wirkung wurden zu
Beginn der neunziger Jahre umfassende Sanktionen gegen Irak, Ju-
goslawien und Haiti sowie begrenzte Sanktionen in einer Reihe wei-
terer Fälle beschlossen. Sehr bald aber setzte heftige Kritik ein6 – im
Hinblick auf Irak besonders wegen der humanitären Konsequenzen7,
in den anderen Fällen vor allem wegen der weitgehenden Wirkungs-
losigkeit der Embargos. Cortright und Lopez klassifizieren in ihrer
Übersicht drei Sanktionsfälle (Irak, Jugoslawien und Libyen) als
Teilerfolge; bei vier weiteren verzeichneten sie zumindest Reaktio-
nen der Betroffenen, und beim Rest – allesamt Waffenembargos –

stellten sie keinerlei Wirkung fest. Gerade die Irak-Sanktionen, die
der Bevölkerung Iraks schaden, aber das Regime offensichtlich sta-
bilisierten, haben trotz des Teilerfolgs bei der Durchsetzung von 
Abrüstungsmaßnahmen zu einer grundsätzlichen Kritik an solchen
Zwangsmaßnahmen geführt. Darüber hinaus haben die Probleme mit
den verhängten Sanktionen dem Ansehen der Vereinten Nationen in
der Weltöffentlichkeit Schaden zugefügt und häufig zu heftigem
Streit unter den Mitgliedern des Sicherheitsrats Anlaß gegeben. En-
de der neunziger Jahre gab es, so das Fazit von Jeremy Carver, »viel
Wissen über, aber wenig Einigkeit bei UN-Sanktionen«.

Reformbemühungen

Diese Lage wird schon seit vielen Jahren von Sanktionsexperten und
zunehmend auch von vielen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
als zutiefst unbefriedigend empfunden. Seit einiger Zeit mehren sich
die Rufe nach einer Reform der Sanktionspraxis. Der damalige Ge-
neralsekretär Boutros Boutros-Ghali hatte seit 1995 in seinem Jah-
resbericht an die Generalversammlung die Sanktionen als ineffektiv
bezeichnet. Auch sein Nachfolger Kofi Annan hat die Sanktions-
praxis mehrfach kritisiert und zu Verbesserungen aufgefordert, so
zum Beispiel in seinem Millenniums-Bericht vom Frühjahr 2000, in
dem Wirtschaftssanktionen ein »stumpfes und sogar kontraprodukti-
ves Werkzeug«8 genannt werden.
Weiteren Schwung gewann die Reformbewegung durch die Initiati-
ve einzelner Staaten wie zunächst der Schweiz und dann Deutsch-
lands. Die Regierung des Nichtmitgliedstaats Schweiz organisierte
den nach dem Ort der Gespräche benannten ›Interlaken-Prozeß‹, in
dessen Rahmen Sanktionsexperten von Regierungen, Finanzinstitu-
tionen, nichtstaatlichen Organisationen (NGOs), Forschungsinstitu-
ten und Universitäten die Probleme von Finanzsanktionen diskutier-
ten9. Das Auswärtige Amt nahm dieses Modell auf und beauftragte
das Internationale Konversionszentrum Bonn (BICC), in einer Reihe
von Expertentreffen Vorschläge zur besseren Implementierung von
Waffenembargos und Reisebeschränkungen entwickeln zu lassen10.
Inzwischen hat die schwedische Regierung angekündigt, die Stafette
aufzunehmen und eine weitere Folge von Expertentreffen zu organi-
sieren. Insbesondere aber sind Aktivitäten im Sicherheitsrat selbst zu
nennen, die seit 1998 die Reform der Sanktionen vorantrieben.
Die Ineffektivität der Waffenembargos kam nicht zuletzt deshalb
verstärkt ins Blickfeld des Rates, weil der Handel mit Kleinwaffen
und dessen Auswirkungen auf bewaffnete Konflikte zu einem The-
ma der UN wurde. So verabschiedete der Rat im September 1998 als
eine Reaktionen auf den kritischen Bericht des Generalsekretärs zu
den Konflikten in Afrika11 seine Resolution 119612 , in der alle Mit-
gliedstaaten aufgefordert werden, die Waffenembargos der Verein-
ten Nationen effektiver umzusetzen. Insbesondere werden sie aufge-
fordert, die Verletzung von UN-Sanktionen zu einem Straftatbestand
zu machen.
Ein weiter wesentlicher Faktor war die Kritik einiger Vorsitzender
von Sanktionsausschüssen. So setzte der Vorsitzende des Ausschus-
ses betreffend Sierra Leone der Jahre 1997/98, der Ständige Vertre-
ter Schwedens Hans Dahlgren, gegen einige Widerstände durch, daß
er in offizieller Mission die Region bereisen konnte. Seine Erkennt-
nisse waren ernüchternd: Waffenembargo und Reisebeschränkun-
gen hatten vor Ort praktisch keine Wirkung. Der Vorsitzende des
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Irak-Ausschusses der Jahre 1997/98, Portugals Botschafter António
Monteiro, versuchte – wiederum gegen Widerstand – eine Verbesse-
rung der Arbeit der Sanktionsausschüsse durchzusetzen. Schließlich
einigte sich der Sicherheitsrat auf 20 Verbesserungsvorschläge13.
Wichtige Punkte waren eine größere Offenheit der Aktivitäten der
Sanktionsausschüsse, eine Stärkung ihrer Rolle bei der Untersu-
chung von vermuteten Verstößen und die Berücksichtigung der hu-
manitären Folgen.
Besonders aktiv zeigte sich der kanadische Botschafter und Vorsit-
zende des die Maßnahmen gegen die Bürgerkriegspartei UNITA in

Angola überwachenden Ausschusses, Robert Fowler. Er führte zahl-
reiche Gespräche sowohl in der Region als auch in Europa und Nord-
amerika, um die Wege und Methoden der Sanktionenbrecher zu er-
mitteln. Er scheute sich nicht, in seinen Berichten auch Namen zu
nennen und weitgehende Forderungen zu stellen, wie etwa die nach
Stationierung von UN-Beobachtern in Ländern, aus denen Waffen
an die UNITA gelangt sein sollen. Insbesondere betonte er die Be-
deutung des Diamantenhandels als Finanzquelle der UNITA14. Um
die vielfältigen Vermutungen zu erhärten, schlug er vor, eine Exper-
tenkommission zwecks Vornahme weiterer Untersuchungen einzu-
setzen. Diesem Vorschlag folgte der Sicherheitsrat in seiner Resolu-
tion 1237 im Mai 199915, und die Expertenkommission unterbreite-
te im Februar 2000 den ›Fowler-Bericht‹16, in dem zahlreiche Ver-
stöße gegen die Angola-Sanktionen dokumentiert werden. Dazu ge-
hören beispielsweise Waffenlieferungen aus Bulgarien oder Verlet-
zungen der Reisebeschränkungen durch Burkina Faso und Côte
d’Ivoire. Der Bericht wurde seines Faktenreichtums und seiner kla-
ren Sprache wegen sehr gelobt, aber auch – insbesondere von den in-
kriminierten Staaten wie auch von Frankreich als Schutzmacht der
Frankophonie in Afrika – kritisiert. Der Sicherheitsrat nahm in Re-
solution 1296 vom April 200017 zahlreiche der Vorschläge des Be-
richts auf, vor allem im Bereich des Diamantenhandels, konnte sich
aber nicht zu Verurteilungen oder gar Strafmaßnahmen gegen ein-
zelne Staaten entschließen. Statt dessen wurde eine weitere Exper-
tengruppe (Monitoring Mechanism) eingesetzt. Diese hat die Er-
kenntnisse des Fowler-Reports im wesentlichen bestätigt18; ihr Man-
dat wurde am 19. April 2001 mit Resolution 1348 bis Ende Oktober
dieses Jahres verlängert.
Die Darlegung Fowlers war nicht der erste Expertenbericht über Pro-
bleme bei der Implementierung von Sanktionen. Bereits 1995 war ei-
ne Kommission zur Untersuchung des Rwanda-Waffenembargos
eingesetzt worden. Aber im Gegensatz zu deren Berichten19 fand die
Denkschrift Fowlers große Beachtung und wurde zum Auslöser für
weitere Berichte, so zur Implementierung der Sanktionen gegen
Sierra Leone20, des Waffenembargos gegen Afghanistan21 und über
mögliche Maßnahmen unter Einschluß von Sanktionen im Hinblick
auf die illegale Ausbeutung der natürlichen Ressourcen der Demo-
kratischen Republik Kongo22. Der letztgenannte Sachverständigen-
bericht, der Vorwürfe insbesondere gegen die Regierungen und
Streitkräfte Ugandas sowie Rwandas wegen der Ausplünderung des
kongolesischen Ostens erhob, zog große internationale Aufmerk-
samkeit auf sich.
Ihren vorläufigen Höhepunkt fand die Debatte über mögliche Refor-
men der UN-Sanktionen Mitte April vergangenen Jahres. Zunächst
wurde in der (privaten) Internationalen Friedensakademie in New
York im Beisein des Generalsekretärs und einer großen Zahl von
Vertretern der Mitgliedstaaten das eingangs erwähnte Buch von
Cortright und Lopez vorgestellt und diskutiert; danach wurde im 
Sicherheitsrat offiziell weiterberaten23. Der Rat kam überein, »vor-
übergehend eine informelle Arbeitsgruppe des Rates einzusetzen«,
um weitere Vorschläge zur Verbesserung der Gestaltung und der
Umsetzung von Sanktionen zu diskutieren24. Der Abschlußbericht
der Gruppe unter dem Vorsitz des Ständigen Vertreters Bangla-
deschs, Anwarul Karim Chowdhury, sollte bis zum 30. November
2000 vorgelegt werden. Auf Grund gravierender Differenzen über
einzelne Fragen kam dieser Bericht noch nicht zustande.

Reformelemente

Einige Probleme der Sanktionspraxis und damit auch mögliche
Aspekte einer Reform wurden bereits erwähnt; deren wesentliche
Bestandteile sollen im folgenden systematischer beschrieben wer-
den.
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Sanktionen nach Kapitel VII der UN-Charta

Land Ausgangs- Art der Erweiterungen Beendigung
Resolution Maßnahme 

Südrhodesien 232(1966) umfassende Han- 460(1979)
delssanktionen

Südafrika 418(1977) Waffenembargo 919(1994)

Irak 661(1990) umfassende Wirt- 1134(1997)
schaftssanktionen Reisebeschränkungen

Ehemaliges 713(1991) Waffenembargo 757(1992) 1022(1995)
Jugoslawien umfassende Handels- 1074(1996)

sanktionen, Flugver-
bot, Sport- und Kul-
tursanktionen

Somalia 733(1992) Waffenembargo

Libyen 748(1992) Waffenembargo, 883(1993) ausgesetzt,
diplomatische Finanzsanktionen S/PRST/
Sanktionen, Flug- 1999/10
verbot

Liberia 788(1992) Waffenembargo 1343(2001)

Haiti 841(1993) Öl- und Waffen- 917(1994) 944(1994)
embargo, Finanz- umfassende Wirt-
sanktionen schaftssanktionen

Angola 864(1993) Öl- und Waffen- 1127(1997)
(UNITA) embargo Reisebeschränkungen,

Schließung von UNITA-
Büros, begrenztes
Flugverbot

1173(1998)
Finanzsanktionen, 
Importverbot für
nicht-zertifizierte Dia-
manten aus Angola

Rwanda 918(1994) Waffenembargo 997(1995) für Rwanda
Erstreckung auf re- (Regierungs-
levante Personen in seite):
den Nachbarstaaten 1011(1995)

Sudan 1054(1996) diplomatische 1070(1996)
Sanktionen Flugverbot (nicht 

in Kraft gesetzt)

Sierra Leone 1132(1997) Öl- und Waffen- 1306(1996)
embargo, Reise- Importverbot für nicht-
beschränkungen zertifizierte Diamanten

aus Sierra Leone

Jugoslawien/ 1160(1998) Waffenembargo
Kosovo

Afghanistan 1267(1999) begrenztes Flug- 1333(2000) Maßnahmen
(Taliban) verbot Waffenembargo, aus 1333

diplomatische Sank- (2000) auto-
tionen, Ausweitung matisch bei 
des Flugverbots, Nichtverlän-
begrenzte Finanz- gerung am 18.
sanktionen Januar 2002

Äthiopien 1298(2000) Waffenembargo automatisch
und Eritrea bei Nichtver-

längerung am 
16. Mai 2001

Liberia 1343(2001) Waffenembargo, automatisch
Importverbot für bei Nichtver-
Diamanten aus längerung am
Liberia und Reise- 6. Mai 2002
beschränkungen 
(mit zwei Monaten 
Wartefrist)



Gestaltung der Sanktionen
Praktisch alle Bemühungen zur Reform der Sanktionen gehen davon
aus, daß Sanktionen stärker zielgerichtet (targeted) sein müssen als
es insbesondere die allgemeinen wirtschaftlichen Zwangsmaßnah-
men gegen Irak sind. Ziel von ›intelligenten‹ (smart) Sanktionen
muß es sein, die politischen Entscheidungsträger des betroffenen
Landes empfindlich zu strafen, dessen Bevölkerung aber möglichst
zu schonen. Die alltagstheoretischen Vorstellungen, mit denen allge-
meine Sanktionen begründet wurden – nämlich, daß die Entschei-
dungsträger auf Dauer der Erosion der Wirtschaft nicht tatenlos zu-
sehen und daß die Bevölkerung irgendwann gegen die Verantwortli-
chen revoltiert – haben sich zum Beispiel im Falle Iraks mitnichten
bestätigt25. Im Gegenteil: Die Verantwortlichen verdienen an den
Sanktionen beziehungsweise an deren Umgehung, und die Bevölke-
rung leidet zwar, scheint dies aber eher der internationalen Gemein-
schaft als dem diktatorischen Regime anzulasten.
Im genannten Sinne zielgerichtete Sanktionen sind allerdings in der
Regel schwieriger umzusetzen als umfassende Wirtschaftsbeschrän-
kungen. Die vom Sicherheitsrat in der Vergangenheit beschlossenen
›gezielten‹ Sanktionen – Finanzsanktionen, Reisebeschränkungen,
die Belegung bestimmter Güter mit Importverboten (zum Beispiel
für nicht-zertifizierte Diamanten aus Angola) oder Exportverboten
(zum Beispiel für Waffen oder Öl) – hatten allesamt große Umset-
zungsdefizite und waren damit natürlich auch nicht besonders ›intel-
ligent‹. Zumindest die Vereinigten Staaten und Großbritannien sind
deshalb nicht bereit, auf umfassende Wirtschaftssanktionen als In-
strument des Sicherheitsrats zu verzichten (beziehungsweise im kon-
kreten Fall Irak diese zu beenden). Andererseits ist es sehr unwahr-
scheinlich, daß gegenwärtig die Verhängung neuer umfassender
Wirtschaftssanktionen gegen irgendein Land eine Mehrheit im Si-
cherheitsrat finden würde.
Ein wichtiger Faktor der ›Intelligenz‹ von Zwangsmaßnahmen ist,
daß sie von den Mitgliedstaaten einheitlich interpretiert und ange-
wandt werden. Das aber ist gerade bei zielgerichteten Sanktionen in
der Vergangenheit häufig nicht der Fall gewesen. In Resolutionen
sind oft Begriffe aufgetaucht, deren Bedeutung unklar war oder in
unterschiedlichen Ländern unterschiedlich interpretiert wurde. Ein
Beispiel ist, welche Güter ›Waffen‹ im Sinne der Resolutionen des
Sicherheitsrats sind, ob zum Beispiel halbautomatische Gewehre da-
zu gehören oder nicht. Hier ist durch die mit den Namen ›Interlaken‹
und ›Bonn-Berlin‹ verbundenen Denkprozesse beträchtliche Pio-
nierarbeit geleistet worden, die aber ihren Weg in die Beratungszim-
mer New Yorks noch finden muß.
Ein großes Problem besteht auch darin, daß Sanktionen regelmäßig
verhängt werden, ohne daß vorher untersucht wurde, welche Wir-
kungen sie tatsächlich haben werden. Eine Ausnahme war das Flug-
verbot im Rahmen der Sudan-Resolution von 1996, das auf Grund
eines Gutachtens des zum UN-Sekretariat gehörenden Büros für die
Koordinierung der humanitären Angelegenheiten (OCHA) nicht in
Kraft gesetzt wurde. Nach Aussagen des OCHA hätte vor allem die
Bevölkerung unter den Auswirkungen gelitten. Im Falle der Demo-
kratischen Republik Kongo war eine Expertenkommission unter an-
derem damit beauftragt worden zu untersuchen, welche Auswirkun-
gen Sanktionen haben würden26. Aber auch Rückschritte sind zu ver-
melden. So wurde in der Afghanistan-Resolution 133327ein Waffen-
embargo beschlossen und gleichzeitig – nicht vorgängig – die Ein-
setzung einer Expertenkommission, die untersuchen soll, wie das
Waffenembargo überwacht werden kann.

Rolle des Sicherheitsrats
Sanktionen werden von den Mitgliedern des Sicherheitsrats be-
schlossen, sind aber für alle Mitgliedstaaten (Art. 25 der Charta) ver-
bindlich und müssen von diesen entsprechend umgesetzt werden.
Der Rat selbst befindet sich freilich (und nicht nur in der Frage der

Sanktionen) in einer tiefen Krise28. Von vielen Mitgliedstaaten wird
das Verhalten seiner Ständigen Mitglieder als wenig transparent und
keineswegs kooperativ angesehen. Zahlreiche UN-Mitglieder kriti-
sieren auch, daß der Rat im Gegensatz zur Generalversammlung den
Art. 50 der Charta nicht ernst genug nehme, indem er wenig Interes-
se an den Problemen zeige, die einzelnen Staaten durch die Im-
plementierung von Sanktionen entstehen. Schon Anfang 1991 hatte
der damalige Rechtsberater der UN, Carl-August Fleischhauer, auf
die »unbefriedigende Situation von Staaten, die durch ihre Beteili-
gung ... in wirtschaftliche und finanzielle Bedrängnis geraten sind«
aufmerksam gemacht29.
Oftmals wurden die Sanktionsbeschlüsse von zahlreichen UN-Mit-
gliedern nicht sonderlich ernst genommen. Ein Beispiel sind die in
praktisch allen einschlägigen Resolutionen geforderten Berichte
über die Umsetzung der Sanktionen. Nur eine Minderheit der Staa-
ten, unter denen häufig nicht einmal alle Mitglieder des Sicherheits-
rats waren, hat in der Vergangenheit solche Berichte an die Verein-
ten Nationen gesandt30.

Sanktionsausschüsse
Der Sicherheitsrat delegiert vielfältige Aufgaben der Umsetzung von
Sanktionen regelmäßig an Nebenorgane gemäß Art. 29 der Charta.
Diese tagen in der Regel nichtöffentlich. Die Aktivitäten der Sankti-
onsausschüsse sind Schritt für Schritt, zum Beispiel durch die er-
wähnten Empfehlungen vom Januar 1999, transparenter geworden.
So werden die wichtigsten Beschlüsse veröffentlicht – inzwischen
auch im Internet31 – und nach den Sitzungen regelmäßig Stellung-
nahmen abgegeben und Fragen beantwortet. Für Nichtmitglieder des
Rates bleibt es allerdings deutlich schwieriger, auf dem laufenden zu
bleiben, als für Mitglieder.
Die Arbeit der Sanktionsausschüsse war in der Vergangenheit vor-
nehmlich durch die Beantragung von Ausnahmeregelungen bei der
Durchführung von Sanktionen dominiert. Ausschüsse, in denen dies
nicht oder selten vorkam, waren de facto inaktiv. Das hat sich geän-
dert, insbesondere dann, wenn die Vorsitzenden eine aktive Rolle
spielten. Kontrovers ist, auch im Chowdhury-Ausschuß, ob alle Be-
schlüsse, soweit sie nicht auf den Vorsitzenden delegiert wurden, im-
mer einstimmig gefaßt werden sollen, wie dies bisher der Fall ist. Ei-
ne Reihe von Mitgliedern befürwortet Mehrheitsentscheidungen zu-
mindest bei prozeduralen und humanitären Fragen, um die Arbeit in
den Ausschüssen zu beschleunigen, was aber insbesondere bei den
Vereinigten Staaten auf Widerstand stößt. Die USA argumentieren,
daß bei Streitigkeiten der Sicherheitsrat entscheiden solle, was natür-
lich den fünf Ständigen Mitgliedern ein Einspruchsrecht gibt.

UN-Sekretariat
Das Sekretariat der Vereinten Nationen hat die Aufgabe, den Sicher-
heitsrat und dessen Sanktionsausschüsse bei der Umsetzung der be-
schlossenen Zwangsmaßnahmen zu unterstützen. Gerade für die
nichtständigen Mitglieder des Rates ist das Sekretariat außerdem
Anlaufpunkt für Informationen, Beschwerden und dergleichen. Al-
lerdings ist die Ausstattung mit einer kleinen Zahl von Mitarbeitern
angesichts der Vielfalt der Aufgaben deutlich zu gering. Die Beob-
achtung oder gar Überwachung von Sanktionen kommt viel zu kurz.
Auch der regelmäßige Kontakt zu anderen Organen und Organisa-
tionen der Vereinten Nationen, die relevante Informationen über die
Umsetzung von Sanktionen haben können, etwa zum UNDP, ist un-
zureichend. Es fehlen Fachleute für Spezialgebiete wie zum Beispiel
den Handel mit Waffen oder Diamanten.
Bisher ist die Aufstockung der personellen, administrativen und fi-
nanziellen Kapazitäten des Sekretariats sehr begrenzt geblieben. Wi-
derstand leisten sowohl die Staaten, die über eigene umfangreiche
Überwachungsmöglichkeiten verfügen (die sie aber nicht mit den
Vereinten Nationen teilen wollen) als auch Staaten, die grundsätz-
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lich kritisieren, daß die UN zu wenig Geld für diejenigen Problem-
bereiche ausgeben, die nach ihrer Ansicht wichtiger sind, etwa die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Auch im Chowdhury-
Ausschuß konnte bisher nur über den Vorschlag einer internen
Umwidmung von Ressourcen innerhalb des Sekretariats Einigkeit
erzielt werden.
Auch die Arbeit der bislang eingesetzten Expertengruppen leidet un-
ter Ressourcenmangel. In der Regel müssen sie durch freiwillige
Beiträge von Mitgliedstaaten finanziert werden, was zumindest für
die erste Expertengruppe zu Rwanda ein erhebliches Problem dar-
stellte. Es wäre administrativ einfacher und auch zeitsparend, wenn
reguläre Haushaltsmittel für die Arbeit von Expertengruppen vor-
handen wären oder entsprechende Expertise im UN-Sekretariat vor-
gehalten würde; um große Summen geht es in den einzelnen Fällen
ohnehin nicht.

Humanitäre Aspekte und Ausnahmeregelungen
Zielgerichtete Sanktionen sind unter anderem dadurch definiert, daß
sie möglichst geringe Auswirkungen auf die Bevölkerung haben. Kon-
sequenterweise wird in den jüngsten Resolutionen festgelegt, daß die
humanitären Auswirkungen der jeweiligen Zwangsmaßnahmen zu be-
obachten und im Rahmen einer regelmäßigen Überprüfung der Sank-
tionen im Sicherheitsrat diskutiert werden sollen. Das löst natürlich
im konkreten Fall nicht das Entscheidungsproblem des Rates, ob der
Nutzen einer Maßnahme die humanitären Kosten übersteigt.
Nur wenige Schritte weiter gekommen ist man bisher in der Fra-
ge der humanitären Ausnahmeregelungen. Zwar sehen inzwischen
selbst Waffenembargos wie das gegen Äthiopien und Eritrea vom
Mai 200032 die Möglichkeit humanitärer Ausnahmen etwa für die
Lieferung von Minenräumgerät vor; letztlich muß aber auch hier der
jeweilige Sanktionsausschuß entscheiden.

Implementierung
Sanktionen müssen von den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
umgesetzt werden. Dies geschieht häufig mit langen Verzögerungen
und manchmal auch gar nicht. Das UN-Sekretariat hat gegenwärtig
weder die Kapazität noch die Autorität, die Implementierungsbe-
richte, so sie denn vorgelegt werden, auf Vollständigkeit und Sach-
gerechtheit zu untersuchen. Schon gar nicht kann es untätige Staaten
zum Handeln zwingen. Allerdings hat sich das Sanktionsklima in
den letzten Jahren deutlich gewandelt, wofür die genannten Akti-
vitäten sowohl Ausdruck als auch Grundlage sind. Das heißt aber
weiterhin nicht, daß eine Entscheidung des Sicherheitsrats auf der
nationalen Ebene rasch umgesetzt würde.
Ein gutes Hilfsmittel zumindest für die rechtliche Seite wäre es,
wenn die Mitgliedstaaten (oder im Fall der westeuropäischen UN-
Mitglieder die EU) Rahmengesetze hätten, mit denen UN-Sanktio-
nen automatisch nationales Recht werden, das dann möglicherweise
nur noch durch Rechtsverordnung oder Bekanntmachung für den
konkreten Fall ausgefüllt werden müßte. Nur wenige Staaten haben
solche Rahmengesetze. Deshalb ist im Rahmen des Interlaken-Pro-
zesses ein Mustergesetz formuliert worden33, das die Staaten nach
Anpassung an ihre Rechtstraditionen und rechtlichen Grundlagen
übernehmen können.
Eine Reihe von Staaten, oft gerade die in den vom jeweiligen Kon-
flikt besonders betroffenen Regionen, hat deshalb Defizite in der
Umsetzung von Sanktionen, weil die notwendigen Voraussetzungen
– Grenzüberwachung, Luftkontrolle, Zoll oder Kriminalpolizei –
fehlen oder sie überfordert sind. Diese Staaten brauchen Unterstüt-
zung in Form von Ausbildung, Geld und Personal. Dies ist keine
neue Erkenntnis; sie findet sich bereits in Art. 49 der Charta: »Bei der
Durchführung der vom Sicherheitsrat beschlossenen Maßnahmen
leisten die Mitglieder der Vereinten Nationen einander gemeinsam
handelnd Beistand.« Allerdings hat dies bisher, mit der Ausnahme

der Unterstützung der Überwachung des Jugoslawien-Embargos,
wenig praktische Auswirkungen gehabt34.

Überwachung durch die UN
Die Vereinten Nationen haben bei der Überwachung von Sanktionen
eine zentrale Rolle, die sie aber nur in Ausnahmefällen wirklich aus-
gefüllt haben, so in Irak durch ihre Sonderkommission (UNSCOM)35.
In den meisten anderen Fällen blieb das Sekretariat und damit weit-
gehend auch der jeweilige Sanktionsausschuß auf die Informatio-
nen der Mitgliedstaaten angewiesen. Wichtige Erkenntnisse können
auch aus anderen Quellen – von NGOs, aus dem UN-System oder
über die Medien – gewonnen werden. Während es noch 1998 große
Bedenken einzelner Staaten dagegen gab, solche Informationen
überhaupt zu berücksichtigen, ist dies inzwischen allgemein akzep-
tiert. Allerdings wird dadurch das Problem der Überlastung im UN-
Sekretariat noch drängender, denn es kann nur eine begrenzte Men-
ge an Informationen aufnehmen und adäquat verarbeiten.
Noch weniger ist es in der Lage, selbst Informationen nachzugehen.
Die genannten Expertengruppen haben hier teilweise Abhilfe schaf-
fen können, was eine kontinuierliche Arbeit des Sekretariats ergänzt,
aber nicht ersetzt. Die mangelhafte Umsetzung und die unzureichen-
de Überwachung bleiben auf absehbare Zeit die Achillesverse noch
so ›zielgerichteter‹ Sanktionen.

Automatische Beendigung von Sanktionen
Sanktionen sind, auch wenn sie nicht immer hinreichende Wirkung
entfalten, Zwangsmaßnahmen, die aufgehoben werden müssen, so-
bald die Friedensstörung beendet ist oder die Maßnahmen nicht mehr
im angemessenen Verhältnis zum Anlaß stehen. Der Sicherheitsrat
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hat sich aber mit der Beendigung von Sanktionen in der Vergangen-
heit schwer getan. Jede der fünf Vetomächte kann die Beendigung
einer einmal beschlossenen Sanktion verhindern, auch wenn eine
Mehrheit von Mitgliedern des Rates dies befürwortet. Zahlreiche
Staaten, angeführt von Frankreich und Rußland, sind deshalb nur
noch geneigt, Sanktionen mit zeitlicher Begrenzung (sunset clause)
zuzustimmen. Erstmals setzten sie dies im Mai 2000 beim Waffen-
embargo gegen Äthiopien und Eritrea in der Resolution 129836

durch: wenn der Sicherheitsrat nicht anders entscheidet, ist dieses
Embargo ein Jahr nach Inkrafttreten automatisch beendet. Auch die
Afghanistan-Resolution 1333 vom Dezember 200037 hat eine Zeit-
begrenzung von 12 Monaten.
Über Nutzen und Gefahren von Zeitbegrenzungen wird heftig ge-
stritten. Sicher ist es sinnvoll, die Effektivität von Sanktionen regel-
mäßig zu überprüfen; dies war in der Vergangenheit nicht immer ge-
schehen. Andererseits kann, gerade bei Waffenembargos, eine zu
Beginn festgelegte Zeitbegrenzung dazu führen, daß die betroffenen
Entscheidungsträger darauf hoffen, diese Periode überbrücken zu
können. Die Debatte über die zeitliche Begrenzung von Sanktionen
wird aber nicht über solche inhaltlichen Fragen geführt, sondern ist
durch die Auseinandersetzungen über den Fall Irak geradezu vergif-
tet. Das ist auch ein Ausfluß der machtpolitischen Auseinanderset-
zungen im Sicherheitsrat. So wie ein Ständiges Mitglied allein ein
Ende von Sanktionen verhindern kann, wenn zuvor keine Zeitbe-
grenzung festgelegt worden war, kann es auch die Fortsetzung einer
Zwangsmaßnahme verhindern, wenn eine Begrenzung festgeschrie-
ben ist. Die Frage der zeitlichen Limitierung ist eine der noch unge-
klärten Fragen, die die Chowdhury-Arbeitsgruppe beschäftigen. Oh-
ne Überspitzung läßt sich sagen, daß die aktuelle Debatte unter dem
Eindruck der – etwa von Frankreich und Rußland einerseits sowie
Großbritannien und den Vereinigten Staaten andererseits unter-
schiedlich ausgedeuteten – Erfahrungen mit den Irak-Sanktionen
steht und sich somit in gewisser Weise im Schatten Saddam Husseins
vollzieht.

Sekundärsanktionen
Ein weiteres strittiges Thema sind Maßnahmen im Falle erwiesener
Verletzungen von Sanktionen durch Mitgliedstaaten oder bei einem
Nichttätigwerden von UN-Mitgliedern gegen Verletzungen, die von
ihrem Hoheitsgebiet ausgehen. In vielen Staaten ist das Brechen von
UN-Sanktionen nicht strafbewehrt, oder es sind nur geringe, nicht
präventiv wirkende Strafen vorgesehen. Zwar könnte der Sicher-
heitsrat, wenn die Sanktionsverletzungen die Voraussetzung des Art.
41 der Charta, also die Gefährdung des Friedens, erfüllen, Sanktionen
auch gegen diesen Staat verhängen. Dies scheint aber vielen UN-Mit-
gliedern schon als Gedanke so abwegig, daß bereits der Begriff der
›Sekundärsanktionen‹ (secondary sanctions) vielerorts tabu ist.
Anderseits ist in zwei Resolutionen (zu Angola und Sierra Leone)
beschlossen worden, daß sich der Sicherheitsrat bei erwiesenen Ver-
letzungen »geeignete Maßnahmen« vorbehält. Im Februar 2001 be-
schloß der Rat ein neues Sanktionsregime gegen Liberia, das der Un-
terstützung der Bürgerkriegspartei RUF in Sierra Leone beschuldigt
wurde, wobei die meisten Maßnahmen erst nach einer Frist von drei
Monaten wirksam werden sollten. Diese Resolution 134338 des Ra-
tes ist damit der erste Fall, in dem einem UN-Embargo ein sekundä-
res gegen einen Embargobrecher nachgefolgt ist.

Schwieriger Weg zu zielgenauen Maßnahmen

Sanktionen des Sicherheitsrats haben die häufig in sie gesetzten
Hoffnungen in den letzten Jahren nur ansatzweise erfüllen können 
– entweder hatten sie ein hohes Maß an unerwünschten Nebenfol-
gen oder sie waren überwiegend wirkungslos. Es besteht weitgehend 

Einigkeit darüber, daß Design und Implementierung von Sanktionen
verbessert werden müssen, gerade weil auf sie als das letzte nicht-
militärische Instrument des Sicherheitsrats nicht verzichtet werden
kann. Weitgehende Übereinstimmung besteht auch darin, die Ent-
wicklung und Umsetzung ›gezielter‹ Sanktionen voranzutreiben.
Hierzu gibt es wichtige Ansätze in der Weltorganisation selbst; un-
terstützt wurden sie zum Beispiel durch Arbeiten in Kanada, der
Schweiz und Deutschland.
In den beiden letzten Jahren waren manche Fortschritte zu verzeich-
nen, doch der Teufel steckt bekanntlich im Detail. Das Ziel ›intelli-
genter‹ Sanktionen trifft rasch auf Zustimmung, doch in vielen Ein-
zelfragen bestehen bei den Mitgliedstaaten unterschiedliche Auffas-
sungen fort, wie Sanktionen denn ›intelligent‹ gemacht werden kön-
nen.
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Vereinigte Staaten 22,000 22,000 22,00000
Japan 19,629 19,669 19,51575
Deutschland 9,825 9,845 9,76900
Frankreich 6,503 6,516 6,46600
Großbritannien 5,568 5,579 5,53600
Italien 5,094 5,104 5,06475
Kanada 2,573 2,579 2,55800
Spanien 2,534 2,539 2,51875
Brasilien 2,231 2,093 2,39000
Niederlande 1,748 1,751 1,73800
Korea (Republik) 1,728 1,866 1,85100
Australien 1,636 1,640 1,62700
China 1,541 1,545 1,53200
Rußland 1,200 1,200 1,20000
Argentinien 1,156 1,159 1,14900
Belgien 1,136 1,138 1,12900
Mexiko 1,093 1,095 1,08600
Schweden 1,033 1,035 1,02675
Österreich 0,952 0,954 0,94700
Dänemark 0,753 0,755 0,74900
Norwegen 0,650 0,652 0,64600
Saudi-Arabien 0,557 0,559 0,55400
Griechenland 0,542 0,543 0,53900
Finnland 0,525 0,526 0,52200
Portugal 0,465 0,466 0,46200
Türkei 0,443 0,444 0,44000
Israel 0,417 0,418 0,41500
Südafrika 0,410 0,411 0,40800
Singapur 0,395 0,396 0,39300
Polen 0,353 0,319 0,37800
Indien 0,343 0,344 0,34100
Irland 0,296 0,297 0,29400
Thailand 0,275 0,254 0,29400
Iran 0,253 0,236 0,27200
Neuseeland 0,242 0,243 0,24100
Malaysia 0,237 0,237 0,23500
Venezuela 0,210 0,210 0,20800
Vereinigte Arabische Emirate 0,204 0,204 0,20200
Indonesien 0,201 0,201 0,20000
Chile 0,198 0,187 0,21200
Tschechien 0,189 0,172 0,20300
Kolumbien 0,186 0,171 0,20100
Kuwait 0,148 0,148 0,14700
Irak 0,127 0,102 0,13600
Ungarn 0,121 0,121 0,12000
Peru 0,119 0,119 0,11800
Philippinen 0,101 0,101 0,10000
Ägypten 0,081 0,081 0,08100
Slowenien 0,081 0,081 0,08100
Syrien 0,081 0,081 0,08000
Luxemburg 0,080 0,080 0,08000
Uruguay 0,075 0,081 0,08000
Algerien 0,070 0,071 0,07000
Libyen 0,067 0,067 0,06700
Nigeria 0,062 0,056 0,06800
Oman 0,062 0,062 0,06100
Pakistan 0,061 0,061 0,06100
Rumänien 0,059 0,059 0,05800
Ukraine 0,053 0,053 0,05300
Marokko 0,045 0,045 0,04400
Slowakei 0,043 0,043 0,04300
Kroatien 0,039 0,039 0,03900
Zypern 0,038 0,038 0,03800
Katar 0,034 0,034 0,03400
Brunei 0,033 0,033 0,03300

Island 0,033 0,033 0,03300
Tunesien 0,031 0,031 0,03000
Kuba 0,030 0,030 0,03000
Kasachstan 0,029 0,029 0,02800
Guatemala 0,027 0,027 0,02700
Ecuador 0,025 0,025 0,02500
Dominikanische Republik 0,023 0,023 0,02300
Costa Rica 0,020 0,020 0,02000
Jugoslawien 0,020 0,020 0,02000
Belarus 0,019 0,019 0,01900
Bahrain 0,018 0,018 0,01800
El Salvador 0,018 0,018 0,01800
Panama 0,018 0,018 0,01800
Litauen 0,017 0,017 0,01700
Paraguay 0,016 0,016 0,01600
Sri Lanka 0,016 0,016 0,01600
Trinidad und Tobago 0,016 0,016 0,01600
Malta 0,015 0,015 0,01500
Vietnam 0,015 0,013 0,01600
Gabun 0,014 0,014 0,01400
Bulgarien 0,013 0,013 0,01300
Bahamas 0,012 0,012 0,01200
Libanon 0,012 0,012 0,01200
Mauritius 0,011 0,011 0,01100
Usbekistan 0,011 0,011 0,01100
Bangladesch 0,010 0,010 0,01000
Botswana 0,010 0,010 0,01000
Estland 0,010 0,010 0,01000
Lettland 0,010 0,010 0,01000
Myanmar 0,010 0,010 0,01000
Barbados 0,009 0,009 0,00900
Côte d'Ivoire 0,009 0,009 0,00900
Kamerun 0,009 0,009 0,00900
Korea 

(Demokratische Volksrepublik) 0,009 0,009 0,00900
Afghanistan 0,008 0,007 0,00900
Bolivien 0,008 0,008 0,00800
Jordanien 0,008 0,008 0,00800
Kenia 0,008 0,008 0,00800
Simbabwe 0,008 0,008 0,00800
Jemen 0,007 0,007 0,00600
Namibia 0,007 0,007 0,00700
Liechtenstein 0,006 0,006 0,00600
Mazedonien 0,006 0,006 0,00600
Papua-Neuguinea 0,006 0,006 0,00600
Sudan 0,006 0,006 0,00600
Georgien 0,005 0,005 0,00500
Ghana 0,005 0,005 0,00500
Honduras 0,005 0,004 0,00500
Senegal 0,005 0,005 0,00500
Uganda 0,005 0,005 0,00500
Äthiopien 0,004 0,004 0,00400
Andorra 0,004 0,004 0,00400
Aserbaidschan 0,004 0,004 0,00400
Bosnien-Herzegowina 0,004 0,004 0,00400
Fidschi 0,004 0,004 0,00400
Jamaika 0,004 0,004 0,00400
Kongo 

(Demokratische Republik) 0,004 0,004 0,00400
Monaco 0,004 0,004 0,00400
Nepal 0,004 0,004 0,00400
Tansania 0,004 0,004 0,00400
Albanien 0,003 0,003 0,00300
Guinea 0,003 0,003 0,00300
Madagaskar 0,003 0,003 0,00300

Beitragsschlüssel für den Haushalt der Vereinten Nationen
2001 bis 2003

Mitgliedstaat Prozent
2001 2002 2003

Mitgliedstaat Prozent
2001 2002 2003
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Turkmenistan 0,003 0,003 0,00300
Angola 0,002 0,002 0,00200
Antigua und Barbuda 0,002 0,002 0,00200
Armenien 0,002 0,002 0,00200
Benin 0,002 0,002 0,00200
Burkina Faso 0,002 0,002 0,00200
Haiti 0,002 0,002 0,00200
Kambodscha 0,002 0,002 0,00200
Malawi 0,002 0,002 0,00200
Mali 0,002 0,002 0,00200
Moldau 0,002 0,002 0,00200
Sambia 0,002 0,002 0,00200
San Marino 0,002 0,002 0,00200
Seychellen 0,002 0,002 0,00200
St. Lucia 0,002 0,002 0,00200
Suriname 0,002 0,002 0,00200
Swasiland 0,002 0,002 0,00200
Äquatorialguinea 0,001 0,001 0,00100
Belize 0,001 0,001 0,00100
Bhutan 0,001 0,001 0,00100
Burundi 0,001 0,001 0,00100
Dominica 0,001 0,001 0,00100
Dschibuti 0,001 0,001 0,00100
Eritrea 0,001 0,001 0,00100
Gambia 0,001 0,001 0,00100
Grenada 0,001 0,001 0,00100
Guinea-Bissau 0,001 0,001 0,00100
Guyana 0,001 0,001 0,00100
Kap Verde 0,001 0,001 0,00100
Kirgisistan 0,001 0,001 0,00100
Kiribati 0,001 0,001 0,00100

Komoren 0,001 0,001 0,00100
Kongo (Republik) 0,001 0,001 0,00100
Laos 0,001 0,001 0,00100
Lesotho 0,001 0,001 0,00100
Liberia 0,001 0,001 0,00100
Malediven 0,001 0,001 0,00100
Marshallinseln 0,001 0,001 0,00100
Mauretanien 0,001 0,001 0,00100
Mikronesien 0,001 0,001 0,00100
Mongolei 0,001 0,001 0,00100
Mosambik 0,001 0,001 0,00100
Nauru 0,001 0,001 0,00100
Nicaragua 0,001 0,001 0,00100
Niger 0,001 0,001 0,00100
Palau 0,001 0,001 0,00100
Rwanda 0,001 0,001 0,00100
Salomonen 0,001 0,001 0,00100
Samoa 0,001 0,001 0,00100
São Tomé und Príncipe 0,001 0,001 0,00100
Sierra Leone 0,001 0,001 0,00100
Somalia 0,001 0,001 0,00100
St. Kitts und Nevis 0,001 0,001 0,00100
St. Vincent und die Grenadinen 0,001 0,001 0,00100
Tadschikistan 0,001 0,001 0,00100
Togo 0,001 0,001 0,00100
Tonga 0,001 0,001 0,00100
Tschad 0,001 0,001 0,00100
Tuvalu 0,001 0,001 0,00100
Vanuatu 0,001 0,001 0,00100
Zentralafrikanische Republik 0,001 0,001 0,00100

100,000 100,000 100,00000

Buchstäblich in letzter Minute einigten sich die Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen auf den ab Jahresbeginn 2001 gültigen Schlüssel für die
Umlegung der Kosten der Organisation. Er wurde am 23. Dezember 2000
mit Resolution 55/5B der Generalversammlung angenommen; am glei-
chen Tag wurde mit Resolution 55/235 erstmals seit 1973 eine Neurege-
lung für die Lastenverteilung der Friedensoperationen mit Wirkung vom
1. Juli 2001 verabschiedet (vgl. Wilfried Koschorreck, Ted Turner als 
Deus ex machina, S. 65 ff. dieser Ausgabe). Die von den Mitgliedern
gemäß den beiden Veranlagungsschlüsseln zu leistenden Zahlungen sind
Pflichtbeiträge, ebenso die für die bestehenden internationalen Gerichte
(für das ehemalige Jugoslawien und Rwanda), die separat erhoben wer-
den. Die deutschsprachigen Mitglieder (Deutschland, Liechtenstein,
Österreich) und der Nichtmitgliedstaat Schweiz zahlen zudem Beiträge
in einen Treuhandfonds, aus dem der Deutsche Übersetzungsdienst der
Vereinten Nationen finanziert wird.
Die Sonderorganisationen besitzen eigene Rechtspersönlichkeit und 
stellen eigene Haushalte auf; bei ihren Beitragsschlüsseln orientieren sie
sich an der New Yorker Skala für den regulären Haushalt der UN. Die
freiwilligen Beiträge zu den Aktivitäten der Spezialorgane (etwa UNDP,
UNFPA oder UNICEF) werden außerhalb des ordentlichen Haushalts
geleistet. 
In der ›Beitragstabelle für die Aufteilung der Ausgabenlast der Vereinten
Nationen‹ werden wie schon in den Verteilungsschlüsseln für die Jahre
1995 bis 1997 und 1998 bis 2000 (abgedruckt in VN 1/1995 S.20f. bezie-
hungsweise in VN 1/1998 S.21ff.) die Sätze für jedes Jahr der Laufzeit
gesondert festgelegt; auf Grund der Besonderheiten des Entscheidungs-
findungsprozesses im Herbst 2000 ist für das Jahr 2003 der zu erbringen-
de Anteil sogar auf fünf Stellen hinter dem Komma genau berechnet wor-
den. Variationen bei den einzelnen Jahren tangieren allerdings nur die
UN-Mitglieder, die nicht von der Obergrenze (neu: 22 vH) respektive der
Untergrenze (weiterhin 0,001 vH) betroffen sind.
Die Tabelle führt die Mitgliedstaaten nach der Höhe ihrer Beitragssätze
für das Jahr 2001 in absteigender Reihenfolge – und bei gleichen Pro-
zentsätzen alphabetisch – auf. Dabei treten Fälle auf, in denen ein Land
nach den genannten Kriterien einem anderen nachgeordnet wird, obwohl
es in den Jahren 2002 und 2003 einen höheren Beitragssatz als jenes zah-
len muß (so kehrt sich 2002 die Reihenfolge zwischen der Republik

Korea und den Niederlanden um). 44 der 189 Mitgliedstaaten entrichten
lediglich den Mindestsatz von 0,001 vH und tragen damit mit gerade ein-
mal 0,044 vH zum Haushalt der Vereinten Nationen bei; von knapp einem
Sechstel in den Jahren 1998 bis 2000 ist der Anteil der am geringsten ver-
anlagten Staaten nun auf fast ein Viertel angewachsen.18 Staaten entrich-
ten mehr als 1 vH und tragen damit im Jahre 2001 gemeinsam 88,228 vH
der Beitragslast. Die drei größten Beitragszahler – die Vereinigten Staa-
ten, Japan und Deutschland – werden gemeinsam mit 51,454 vH in die
Pflicht genommen. Es folgen drei weitere westliche Industrieländer mit
mehr als 5 vH Anteil: Frankreich, Großbritannien und Italien. China
steht an 13. Stelle, gefolgt von Rußland; die Reihenfolge dieser beiden
Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats ändert sich auch in den beiden
folgenden Jahren nicht.
Bei den Staaten der Europäischen Union ist Deutschland (9,825 vH) das
am höchsten, Luxemburg (0,080 vH) das am niedrigsten veranlagte Mit-
glied. Gemeinsam tragen die 15 EU-Mitglieder 37,054 vH der Beitrags-
last.
Von den Entwicklungsländern ist wiederum Brasilien – freilich stets 
ein säumiger Zahler – das am höchsten veranlagte Land (2,231 vH); 
es rangiert auf Platz 9. Unter den lateinamerikanischen Ländern folgen
Argentinien mit 1,156 vH und Mexiko mit 1,093 vH. Abgesehen von 
Japan ist das am höchsten veranlagte asiatische Land die Republik 
Korea (1,728 vH), die auf Platz 11 steht; es folgen China (1,541 vH) 
und mit gehörigem Abstand Saudi-Arabien (0,557 vH). Unter den afri-
kanischen Staaten steht wiederum Südafrika an der Spitze (mit 0,410 
vH auf Platz 28); es folgen Ägypten (0,081 vH) und Algerien (0,070 vH).
21 der 44 mit dem Mindestsatz veranlagten Staaten gehören zu
Afrika.

Nichtmitglieder, die sich an bestimmten Aktivitäten der Vereinten Natio-
nen beteiligen, sollen mit den nachfolgenden Sätzen zu den Kosten der-
selben beitragen: die Schweiz mit 1,274 vH und der Heilige Stuhl mit dem
Mindestsatz.
Wiederum wurde der Generalsekretär ermächtigt, nach seinem Ermessen
und in Absprache mit dem Vorsitzenden des Beitragsausschusses einen
Teil der Beiträge der Mitgliedstaaten in anderer als US-Währung anzu-
nehmen.

Mitgliedstaat Prozent
2001 2002 2003

Mitgliedstaat Prozent
2001 2002 2003
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Beharrliches Treten auf der Stelle

HANS GÜNTER BRAUCH

Abrüstungskonferenz: Erstes Treffen in
größerer Besetzung – Fortbestehen der In-
teressengegensätze – Problem NMD

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans
Günter Brauch, Überschattetes Konferenzge-
schehen, VN 1/2000 S. 17, fort.)

Angehalten hat die Flaute, die seit 1997 bei der
Abrüstungskonferenz (CD)in Genf herrscht,
auch im vergangenen Jahr; die Erweiterung des
Gremiums von 61 auf 66 Staaten (Zusammen-
setzung: S. 88 dieser Ausgabe) brachte keine
Neubelebung mit sich. Die Mitglieder traten
2000 wiederum zu drei Sitzungsperioden zu-
sammen: vom 17. Januar bis zum 24. März,
vom 22. Mai bis zum 7. Juli und vom 7. August
bis zum 22. September 2000. Dabei lösten sich
gemäß der alphabetischen Reihenfolge im Eng-
lischen Österreich, Bangladesch, Belarus, Bel-
gien, Brasilien und Bulgarien im Vorsitz der
CD ab.

I. Zu Beginn wurden mit Ausnahme der Frage
der Landminen die restlichen acht Tagesord-
nungspunkte des Jahres 1999 übernommen. So-
wohl der scheidende CD-Präsident Leslie Luch
aus Australien als auch sein Nachfolger Harald
Kreid aus Österreich beklagten zu Beginn, daß
sich die Aussichten, Übereinstimmung über ein
Arbeitsprogramm zu erzielen, gegenüber dem
Vorjahr nicht verbessert hätten. Die tiefgrei-
fenden Meinungsverschiedenheiten zu Fragen
der nuklearen Abrüstung, zur Verhinderung ei-
nes Rüstungswettlaufs im Weltraum und zur
Einrichtung eines Ad-hoc-Ausschusses zwecks
Aushandlung eines Verbots der Herstellung von
spaltbarem Material verhinderten erneut die
Aufnahme substantieller Verhandlungen.
Ein Kompromißvorschlag Kreids, diese drei
Themen zu verknüpfen, scheiterte. Auch sein
zweiter Vorschlag, zwei Koordinatoren für die
nukleare Abrüstung und zur Verhinderung ei-
nes Rüstungswettlaufs im Weltraums einzuset-
zen, blieb erfolglos, nicht zuletzt auch deswe-
gen, weil die USA bei beiden Themen die Zeit
noch nicht für reif hielten. Während China bei-
de Themen als unverzichtbar betrachtete, un-
terstützte Rußland zwar Bemühungen um ei-
ne Verhinderung eines Rüstungswettlaufs im
Weltraum und um ein Verbot der Herstellung
spaltbaren Materials, stimmte aber mit China in
der Frage der nuklearen Abrüstung nicht über-
ein.

Ein deutscher Vorschlag in der letzten Sitzung
der ersten Sitzungsperiode, erneut Sonderkoor-
dinatoren zu Anti-Personen-Minen, Transpa-
renz im Rüstungsbereich und zur Überprüfung
der Tagesordnung einzusetzen und mit Ad-hoc-
Ausschüssen zu einem Verbot spaltbaren Ma-
terials und zu negativen Sicherheitsgarantien
für Nichtkernwaffenstaaten fortzufahren, wur-
de zwar von Delegationen aus Ost- und West-
europa unterstützt, konnte das Patt aber nicht
überwinden.
Die erste Sitzungsrunde ging im März ohne jeg-
lichen Fortschritt zu Ende. Die CD konnte sich
weder auf ein Arbeitsprogramm noch auf die
Wiedereinsetzung ihres Ad-hoc-Ausschusses
zur Aushandlung eines Verbots spaltbaren Ma-
terials einigen. Auch zu den Fragen der nuklea-
ren Abrüstung, der Verhinderung eines Rü-
stungswettlaufs im Weltraum und der negativen
Sicherheitsgarantien fanden die 65 Teilnehmer
der Tagung (Jugoslawien konnte im Jahre 2000
noch nicht wieder mitwirken) keine Überein-
stimmung.

II. In der zweiten Sitzungsperiode, in der Bela-
rus und Belgien die Präsidentschaft innehatten,
war keine Einigung über ein Arbeitsprogramm
zu den drei Prioritäten Weltraumabrüstung, nu-
kleare Abrüstung und ein Verbot der Herstel-
lung von spaltbarem Material möglich, weil
China, Rußland und die Vereinigten Staaten ih-
re Positionen nicht veränderten. Auch durch das
Ergebnis der Überprüfungskonferenz zum Ver-
trag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen
(vgl. Harald Müller, Selbstverpflichtung der
Atommächte, VN 3/2000 S. 105f.) konnte die
Verhandlungsblockade in Genf nicht überwun-
den werden.

III. In der dritten Sitzungsperiode, deren Bera-
tungen von den Vertretern Brasiliens und Bul-
gariens geleitet wurde, standen sich ebenfalls
die konträren Verhandlungspositionen vor al-
lem der USA und Chinas zur Weltraumrü-
stung und zum Stopp der Herstellung spaltbaren
Materials gegenüber. Im August schlug der bra-
silianische Präsident vor, drei Ad-hoc-Aus-
schüsse – zu Fragen des spaltbaren Materials,
zur nuklearen Abrüstung und zur Weltraumrü-
stung – einzusetzen, die sich unter anderem 
mit Vertrauensbildenden Maßnahmen, allge-
meinen Grundsätzen, vertraglichen Verpflich-
tungen und der Ausarbeitung eines Vertragsre-
gimes zur Verhinderung eines Rüstungswett-
laufs im Weltraum befassen sollten. Die US-
amerikanische Delegation warf China vor,
durch das Beharren auf der Weltraumabrüstung
die CD zu blockieren; China seinerseits griff er-
neut die Position Washingtons zum sogenann-
ten nationalen Raketenabwehrsystem (National
Missile Defense System, NMD) und zur Milita-
risierung des Weltraums heftig an.
Auch die dritte Verhandlungsperiode ging er-

gebnislos zu Ende, wobei sich die Vereinigten
Staaten und China wechselseitig die Schuld für
das Scheitern gaben.

Festhalten läßt sich, daß das amerikanische Be-
harren auf dem NMD-Projekt zunehmend zum
Haupthindernis für Fortschritte in der CD ge-
worden ist. Da die neue Regierung in Washing-
ton sich ungeachtet der durch den Vertrag über
Systeme zur Abwehr ballistischer Flugkörper
(ABM-Vertrag) gesetzten Schranken aber erst
recht offensiv für den Bau des NMD einsetzt, ist
auch 2001 nicht mit einem Durchbruch in Genf
zu rechnen. r

Bekämpfung von 
Bodenzerstörung und Armut

BENNO PILARDEAUX

Umwelt: 4. Vertragsstaatenkonferenz der
Konvention gegen Desertifikation – Neue 
regionale Anlage – Öffnung der GEF in der
Diskussion – Bewertung der Staatenberichte 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Benno 
Pilardeaux, Bodenschutz für Trockengebiete,
VN 1/2000 S. 19f., fort.)

Von den drei auf dem Erdgipfel von Rio de 
Janeiro 1992 auf den Weg gebrachten Konven-
tionen ist das Übereinkommen der Vereinten
Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung
in den von Dürre und/oder Wüstenbildung
schwer betroffenen Ländern, insbesondere in
Afrika (UNCCD) am stärksten entwicklungspo-
litisch orientiert, da es neben dem Bodenschutz
in Trockengebieten auch die Armutsbekämp-
fung zum Ziel hat. Das UNCCD trat 1996 in
Kraft und wurde bisher von 174 Ländern ratifi-
ziert (Stand: 1. April 2001), vor kurzem auch
von Australien und den Vereinigten Staaten.
Obwohl das Konferenzgeschehen einmal mehr
von den Interessenkonflikten zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern geprägt war,
wurden auf der Vierten Konferenz der Vertrags-
staaten des UNCCD, die vom 11. bis 22. De-
zember 2000 in Bonn stattfand, auch Fortschrit-
te für den Bodenschutz in Trockengebieten er-
zielt (Schlußdokument: UN Doc. ICCD/COP(4)/
11/Add.1 v. 25.1.2001).

I. Eines der herausragenden Verhandlungser-
gebnisse war die Verabschiedung einer neuen
sogenannten regionalen Anlage für die »mittel-
und osteuropäischen Staaten« (wozu beispiels-
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weise Armenien, Kasachstan, Rußland, Tsche-
chien und Ukraine gehören). Neben dem eigent-
lichen Vertragstext verfügte das UNCCD bisher
über vier regionale Anlagen (für Afrika, Asien,
Lateinamerika und den nördlichen Mittelmeer-
raum) mit jeweils spezifischen Vorgaben für die
Umsetzung der Ziele des Übereinkommens.
Mit der neuen regionalen Anlage entwickelt
sich das UNCCD, das sich bislang auf den
Bodenschutz in Trockengebieten (aride, semi-
aride und trockene subhumide Gebiete) be-
schränkte, weiter zu einem globalen Instrument
über die Trockengebiete hinaus.
Das UNCCD ist bisher nur insofern global aus-
gerichtet, als ihm alle Staaten beitreten können
(mit unterschiedlichen Verpflichtungen für In-
dustrie- und Entwicklungsländer).

II. Im Vordergrund der Diskussion um Fi-
nanzierungsfragen stand neben den üblichen
Budgetverhandlungen die alte Forderung der

Entwicklungsländer nach der Schaffung eines
eigenen Schalters für Desertifikationsbekämp-
fung bei der Globalen Umweltfazilität (GEF),
einem Finanzierungsinstrument, das von der
Weltbank, dem UNDP und dem UNEP gemein-
sam getragen wird. Die Bodendegradation in
Trockengebieten wurde bisher nicht als globa-
les Umweltproblem eingestuft, für das die GEF
die Mehrkosten der Bekämpfung bereitstellt.
Die meisten Industrieländer stehen einer Öff-
nung der GEF als ein Finanzierungsmechanis-
mus des UNCCD noch skeptisch gegenüber, 
indes – und dies ist neu – mehren sich die Zei-
chen für einen Positionswechsel. So sprachen
sich beispielsweise der Generalsekretär der
Vereinten Nationen Kofi Annan (in seiner Gruß-
adresse) und der UNEP-Exekutivdirektor Klaus
Töpfer für eine direkte Förderung von Maßnah-
men zur Desertifikationsbekämpfung durch die
GEF aus.
Bisher können derartige Maßnahmen nur dann

von der GEF finanziert werden, wenn der Schutz
der biologischen Vielfalt oder des Klimas damit
verbunden sind. Ein Wechsel von einer indirek-
ten zu einer direkten Förderungsmöglichkeit
hätte daher vor allem symbolischen Charakter,
weil sie eine Gleichstellung mit den beiden an-
deren Rio-Konventionen – der Klimarahmen-
konvention (UNFCCC) und der Konvention
über die biologische Vielfalt (CBD) – mit sich
brächte.

III. Inhaltlicher Schwerpunkt der Bonner Kon-
ferenz war die Fortsetzung der Diskussion über
die vorgelegten Staatenberichte. Dazu tagte
erstmals die befristet eingerichtete ›Ad-hoc-Ar-
beitsgruppe zur Analyse und Bewertung der auf
der 3. und 4. Vertragsstaatenkonferenz vorge-
legten Berichte‹. Dabei zeigte sich, daß die Um-
setzung der Ziele der Konvention länderüber-
greifend mit sehr ähnlichen Problemen verbun-
den ist und daß sich viele Entwicklungsländer

64 Vereinte Nationen 2/2001 

Der ehemalige Plenarsaal des Deutschen Bundestages in Bonn bot einen würdigen Rahmen für die Eröffnung der Vierten Konferenz der Vertragsstaaten
des Übereinkommens zur Bekämpfung der Wüstenbildung am 11. Dezember vergangenen Jahres. Bundespräsident Johannes Rau dankte bei dieser Ge-
legenheit den Staaten für die drei Jahre zuvor getroffene Entscheidung, das Sekretariat der Konvention in der Bundesstadt anzusiedeln, »ganz besonders
aber den Staaten Afrikas, die dieses Votum erst möglich gemacht haben«. Er zeigte sich »zuversichtlich, daß Bonn mit seiner hervorragenden Infrastruk-
tur in Zukunft noch mehr internationale Einrichtungen anziehen wird«. Er erwarte, »daß die Bundesregierung ihre Anstrengungen fortsetzen wird, wei-
tere Einrichtungen der Vereinten Nationen für Bonn und damit für Deutschland zu gewinnen«. Zugleich rief er die Fakten in Erinnerung, die den Hinter-
grund der Tagung bildeten: »Ein Viertel der gesamten Bodenfläche der Erde ist inzwischen von Wüstenbildung betroffen, insgesamt über 3,6 Milliarden
Hektar. ... Das weltweit verfügbare Trinkwasser ist seit 1950 um fast zwei Drittel geschrumpft. Jedes Jahr sterben 12 Millionen Menschen an Wasser-
mangel und an verseuchtem Trinkwasser. ... Wüstenbildung schafft Armut und wird durch Armut verstärkt.«



intensiv in der Desertifikationsbekämpfung en-
gagieren. Teilweise wurde eine mangelnde Pro-
blemorientierung der Berichte kritisiert, meist
fehlte auch ein Hinweis auf die Integration der
Ergebnisse des im Rahmen des UNCCD einge-
richteten Ausschusses für Wissenschaft und
Technologie (Committee on Science and Tech-
nology, CST). Ein häufig festgestelltes Problem
ist die mangelnde Koordinierung der nationalen
Aktionsprogramme zur Umsetzung der Ziele
des UNCCD mit parallel laufenden nationalen
Programmen beispielsweise zur Umsetzung der
›Agenda 21‹, zur Armutsbekämpfung oder zum
Naturschutz.
Da von Anfang an absehbar war, daß nur ein ge-
ringer Teil der eingereichten Berichte (34 von
mehr als 150) besprochen werden konnte, dreh-
ten sich die Verhandlungen nicht zuletzt um die
von den Entwicklungsländern geforderte Finan-
zierung einer einmaligen Zwischentagung vor
der 5. Vertragsstaatenkonferenz; diese zusätz-
liche Tagung fand vom 19. März bis zum 6.
April 2001 in Bonn statt. Langfristiges Ziel der
Entwicklungsländer ist die Einrichtung eines
ständigen Ausschusses zur Evaluierung der Um-
setzung der Ziele der Konvention (Committee
for the Review of Implementation of the Con-
vention, CRIC). Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe soll
zur nächsten Konferenz der Vertragsstaaten
Empfehlungen zum weiteren Evaluierungsver-
fahren vorlegen, insbesondere auch zur Rolle
des CST, an dessen Tätigkeit Kritik geübt wor-
den war.
Viele Industrieländer stehen dieser Entwick-
lung skeptisch gegenüber, da sie bezweifeln,
daß die kostenintensive und arbeitskraftbin-
dende Abhandlung der einzelnen Staatenbe-
richte im Rahmen einer Vertragsstaatenkonfe-
renz die nötigen Lernprozesse und Wirkungen
erbringt. Allerdings wurde keine ausformulierte
Alternative für einen eher erfolgversprechen-
den Bewertungsprozeß vorgelegt. Überlegt wur-
de indes die Verlagerung des Evaluierungspro-
zesses vom Plenum in kleinere Werkstattsemi-
nare mit begrenzter Teilnehmerzahl.

IV. Wie bereits in den Vorjahren organisier-
ten die nichtstaatlichen Organisationen (NGOs),
denen bei der Umsetzung der Ziele des UNCCD
eine zentrale Rolle zukommt, zwei Plenarsit-
zungen. Im Zentrum der ersten Sitzung standen
Synergien zwischen den Rio-Konventionen,
insbesondere die Harmonisierung von Umset-
zungsmaßnahmen und Politiken auf nationaler
Ebene. Die zweite Sitzung befaßte sich mit der
Geschlechterperspektive und der Umsetzung
der Ziele des UNCCD. Beide Veranstaltungen
waren sehr gut besucht, da die Themenwahl
dem aktuellen Bedarf entsprach. In den Diskus-
sionen wurde unter anderem deutlich, daß in
den Staatenberichten kaum etwas über die Ein-
bindung der NGOs gesagt wird. Künftig soll vor
allem die Vor- und Nachbereitung der Vertrags-
staatenkonferenz verbessert werden. Beteiligt
waren in Bonn rund 100 NGOs.

V. Wichtige Fortschritte wurden im CST er-
zielt, dessen Zusammenkünfte ganz im Zeichen
des allgemein vorhandenen Reformwillens
standen. Der CST, in dem wie im Plenum Ver-
treter aller Staaten sitzen und der maximal drei
Ad-hoc-Arbeitsgruppen mit bis zu jeweils 12

Wissenschaftlern einsetzen kann, konnte sich
bislang nicht wie erhofft zum wissenschaftli-
chen Impulsgeber entwickeln. Als Nebenorgan
der Vertragsstaatenkonferenz ist dieser Aus-
schuß Teil einer Struktur, in der politische Inter-
essen aufeinanderprallen und die wenig Raum
bietet für eine unabhängige wissenschaftliche
Diskussion. Was nach Ansicht vieler Delegier-
ter fehlt, ist die Möglichkeit eines koordinierten
und unabhängigen Beitrags der internationalen
Wissenschaft zu diesem Verhandlungsprozeß.
Daher stieß die Nebenveranstaltung des ›Wis-
senschaftlichen Beirats der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen‹ (WBGU) und
der Evangelischen Akademie Tutzing zur Ein-
richtung eines »zwischenstaatlichen Ausschus-
ses über Land und Böden« auf großes Interesse.
Beim UNEP wird inzwischen über die Umsetz-
barkeit dieses Vorschlags nachgedacht. Vorbild
ist die UNFCCC, bei der die wissenschaftlichen
Fakten vom unabhängigen Zwischenstaatlichen
Ausschuß über Klimaänderungen (Intergovern-
mental Panel on Climate Change, IPCC) bereit-
gestellt werden. Der in der Klimarahmenkon-
vention als Nebenorgan verankerte wissenschaft-
liche Beratungsausschuß (Subsidiary Body on
Scientific and Technological Advice, SBSTA)
leitet daraus Empfehlungen für die Vertrags-
staatenkonferenz ab. Eine ähnliche Struktur wä-
re auch für das UNCCD vorstellbar. Vereinbart
wurde, daß bis zur nächsten Vertragsstaaten-
konferenz Vorschläge zur Reform des CST vor-
gelegt werden.
Fortschritte wurden auch bei der Weiterent-
wicklung von Indikatoren erzielt. Bisher fehlt
ein Indikatorenkatalog, der eine vergleichende
Bewertung der Wirkungen des UNCCD ermög-
licht. In den kommenden Staatenberichten sol-
len daher Indikatoren ausgewiesen werden, die
sich für die Entwicklung eines gemeinsamen In-
dikatorenbündels eignen.

VI. Insgesamt zeigte sich in Bonn, daß das UN-
CCD an einem entscheidenden Punkt angelangt
ist, bei dem es darum geht, die stets wiederkeh-
renden Interessenkonflikte zwischen Industrie-
und Entwicklungsländern zu überwinden. Ein-
vernehmen fehlt vor allem darüber, welche Re-
gelungstiefe das UNCCD haben sollte. Um die
Vertragsstaatenkonferenz nicht zu überfrachten
und arbeitsfähig zu halten, erscheint es zuneh-
mend notwendig, die Probleme mit globalem
Regelungsbedarf von den national beziehungs-
weise regional lösbaren deutlicher zu trennen.
Damit verknüpft ist die Frage, ob die von den
Entwicklungsländern geforderten neuen Insti-
tutionen hilfreich für die Umsetzung der Ziele
des UNCCD sind oder ob nicht stärker nach
dem Subsidiaritätsprinzip verfahren werden soll-
te, etwa durch eine weitgehende Beschränkung
ihrer Aufgaben auf eine globale Rahmenset-
zung und Bewußtseinsbildung.
Wichtig erscheint auch, daß die westlichen In-
dustrieländer ihren politischen Willen zur Un-
terstützung des UNCCD deutlicher zeigen. Dies
wird jedoch nur durch eine ausreichende Mo-
tivierung der Geberstaaten erreicht werden 
können: Die Wirkungen des UNCCD sollten
besser meß- und nachvollziehbar werden. In
dieser Hinsicht kam man auf der Bonner Konfe-
renz im Dezember 2000 einen kleinen Schritt
weiter. r

Ted Turner als Deus ex machina

WILFRIED KOSCHORRECK

55. Generalversammlung: Keine Reform des
Beitragssystems – Winkelzüge und Rechen-
kunststücke – Neue Dreijahresskala – EU-
Länder profitieren, Deutschland erhält nied-
rigeren Beitragssatz – Komplizierte Neure-
gelung der Kostenverteilung für die Frie-
denssicherungseinsätze

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Wilfried
Koschorreck, Noch mehr Rabatt für den Reich-
sten?, VN 4/2000 S. 142ff., fort. Vgl. auch den
Beitragsschlüssel für den Haushalt der Verein-
ten Nationen 2001 bis 2003 auf S. 61f. dieser
Ausgabe.)

In ihrer Abschlußerklärung zum Millenniums-
Gipfel vom 8. September 2000 (Text: VN 5/
2000 S. 190ff.) versprachen die in New York
versammelten Staats- und Regierungschefs der
Mitgliedstaaten der Weltorganisation sich und
dem UN-Generalsekretär, »die Organisation
rechtzeitig und berechenbar mit den Mitteln«
auszustatten, »die sie benötigt, um die ihr über-
tragenen Mandate zu erfüllen«. In seinem Be-
richt an die Millenniums-Versammlung der
Vereinten Nationen (UN-Dok. A/54/2000 v. 27.
3.2000) hatte Generalsekretär Kofi Annan auf
die bescheidene Mittelausstattung des UN-Haus-
halts hingewiesen und dies mit den neuesten
Zahlen zu einem immer wieder gern gewählten
Vergleich unterlegt: Die Weltorganisation er-
halte zur Erfüllung ihrer Kernaufgaben gegen-
wärtig 1,25 Mrd US-Dollar im Jahr und damit
einen Betrag, der etwa 4 vH des Haushalts der
Stadt New York entspreche und um fast 1 Mrd
US-Dollar unter dem liege, was die Stadt Tokyo
für ihre Feuerwehr ausgebe. Unerwähnt blieb
allerdings, daß im Wege der kollektiven finan-
ziellen Verantwortung für die Einrichtungen
des gesamten Verbandes der Vereinten Natio-
nen annähernd die gleiche Mitgliedschaft für
den gleichen Zeitraum entsprechend ihrer Zah-
lungsfähigkeit auch zu Pflichtbeiträgen für der-
zeit 15 Friedenssicherungseinsätze mit einem
geschätzten Gesamtvolumen von rund 3 Mrd
Dollar, zwei internationale Gerichte (für das ehe-
malige Jugoslawien und Rwanda) mit Budgets
von zusammen 200 Mill Dollar und die Son-
derorganisationen – ohne IMF und Weltbank-
gruppe, aber unter Einschluß der IAEA – mit
Budgets von zusammen etwa 1,8 Mrd Dollar 
im Jahr aufkommen müssen.

Die Verhandlungen

Für die Beitragsanteile zu diesen Haushalten ist
die Beitragstabelle für die Aufteilung der Aus-
gabenlast der Vereinten NationenGrundlage
oder Ausgangspunkt. Dieser Schlüssel für das
reguläre Budget der Hauptorganisation wird 
jeweils von der Generalversammlung für drei
Jahre festgelegt; ein neuer Schlüssel mußte zum
1. Januar 2001 beschlossen sein. Dies geschah
dann unter durchaus dramatischen Umständen
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am 23. Dezember 2000, als die Generalver-
sammlung den Hauptteil ihrer 55. Ordentlichen
Tagung abschloß. Im Ergebnis (und mit bruta-
lem Druck) setzten die Vereinigten Staaten die
Reduzierung ihres Beitragsanteils auf 22 vH der
Kosten der Organisation durch.
Im vergangenen Herbst war zunächst noch nicht
abzusehen gewesen, wie eine Einigung in der
Beitragsfrage aussehen könnte. Es ist daher
nicht verwunderlich, daß bereits kurz nachdem
die Mittelzusage den Staats- und Regierungs-
chefs so leicht über die Lippen gekommen war,
im für die Themen Verwaltung und Haushalt
zuständigen 5. Hauptausschuß der Generalver-
sammlung jahrzehntealte Auseinandersetzun-
gen darüber fortgesetzt wurden, welche Anteile
das einzelne Mitglied von dieser Zahllast zu
übernehmen hat. Bei der Beurteilung der Inter-
essenlagen wird häufig verkannt, daß die Bela-
stungen im Prinzip für alle gleich hoch sind. So-
lange sich der Grundsatz von der Veranlagung
nach der Leistungsfähigkeit (capacity to pay)
im Beitragssystem einigermaßen widerspiegelt,
ist die Floskel »Die Reichen zahlen mehr, die
Armen weniger« einfach falsch. Im Extrem zei-
gen nämlich die – allerdings politisch eingezo-
genen – Unter- und Obergrenzen in den Bei-
tragssystemen der UN-Organisationen gerade
das Gegenteil: Durch die Höchstgrenze für den
einzelnen Beitragspflichtigen von 22 vH zahlen
die Vereinigten Staaten ab 2001 etwa 8 vH we-
niger, als sie bei strikter Anwendung der Krite-
rien zu zahlen hätten, was zugleich heißt, daß
von den übrigen Mitgliedstaaten ein Betrag zu
übernehmen ist, der 8000mal dem Mindestbei-
trag zum Haushalt der Organisation von 0,001
vH entspricht. Gleichzeitig stellte der Beitrags-
ausschuß – ein Nebenorgan der Generalver-
sammlung – fest, daß durch diesen Mindestsatz
37 UN-Mitglieder immer noch zu hoch veran-
lagt werden, also oberhalb ihrer Leistungsfähig-
keit.
Auch wenn die monetäre Hauptlast für den
Haushalt der UN bei weniger als 50 Mitglied-
staaten liegt, die für 99 vH der Beiträge haften,
während 140 Mitgliedstaaten das restliche Pro-
zent aufbringen, läßt sich daher das Unver-
ständnis auch der zum überwiegenden Teil in
der Sache gar nicht betroffenen Mitglieder ge-
genüber dem mit finanziellen oder ökonomi-
schen Argumenten begründeten US-Anliegen
nach weiterer Absenkung des Höchstsatzes von
25 auf 22 vH verstehen. Ebensowenig über-
zeugte das US-Argument, eine erneute Absen-
kung des Höchstsatzes sei gerechtfertigt, nach-
dem seit der letzten Absenkung 1972  56 neue
Mitglieder beigetreten seien. Denn entschei-
dend ist nicht die Zahl der neuen Mitglieder,
sondern die Verteilungsmasse, die sie einbrin-
gen. Und die Neuzugänge waren entweder Klein-
oder Kleinststaaten mit den niedrigsten Bei-
tragssätzen, oder ihr Bruttosozialprodukt (BSP)
war bereits – wie bei den Nachfolgestaaten der
Sowjetunion – Bestandteil des Kuchens, der
verteilt wurde. Sie brachten zwar neue Namen,
aber keine zusätzliche Verteilungsmasse.
Insgesamt aber ist die Interessenlage der großen
Mehrheit der Mitgliedstaaten allerdings durch
das allgemeine politische Ziel gekennzeichnet,
die für sie wichtige Organisation arbeitsfähig zu
halten und sie nicht durch einen übermächtigen
säumigen Zahler in ihrem Bestand gefährdet zu

sehen. Dazu gehörte allerdings auch, daß sie
nicht zum Nachteil der anderen großen Bei-
tragszahler handeln durften, von denen allein
die EU-Mitgliedstaaten und Japan nicht nur zu
über 55 vH veranlagt werden, sondern ihre
Beiträge auch pünktlich zahlen. Dagegen mußte
eine Minderheit der Schwellenländer aus der
›Gruppe der 77‹ (G-77) und aus Osteuropa dar-
auf achten, daß die Kriterien nicht in einer Wei-
se verändert wurden, die ihnen beträchtliche
Mehrleistungen abverlangten.
Die EU hatte zu Beginn der Verhandlungen im
5. Hauptausschuß nochmals deutlich gemacht,
daß sie zu Zugeständnissen zugunsten der USA
nicht bereit sei. Sie leiste mit 36 vH Beitragsan-
teil bereits ein Fünftel mehr, als ihr Anteil von
rund 30 vH am Welt-BSP ausmache, während
die USA bei etwa gleichem BSP-Anteil jetzt auf
22 vH herabgeschleust werden wollten. Auch
die einfache Lösung über die Einrichtung von
Mindestanteilen für die Ständigen Mitglieder
des Sicherheitsrats in Höhe von 2,5 oder 3 vH,
die dazu geführt hätte, daß Rußland und China
die Senkung des US-Beitrags bezahlt hätten,
scheiterte weiterhin am entschiedenen Wider-
stand Chinas.
Um die amerikanischen Ziele durchzusetzen,
mußte dem Ständigen Vertreter der USA und
Verhandlungsführer Richard Holbrooke nun-
mehr der Spagat gelingen, eine konsensfähige
Änderung der Veranlagungsmethode zu errei-
chen, mit der die durch die Absenkung des
Höchstsatzes entstehende Lücke gefüllt würde
und bei der der Konsens in Budgetfragen erhal-
ten bleiben würde. Denn diesen seit Jahren eta-
blierten, die US-Interessen im gesamten Haus-
haltsbereich absichernden Abstimmungsmodus
wollte er nicht aufs Spiel setzen. Deswegen ver-
schwand auch die zeitweilig erwogene Unter-
stützung eines Vorschlags, den Uganda als eine
von 12 Modellrechnungen in die Diskussion ge-
bracht hatte und der eine Absenkung des US-
Beitrages bei Übernahme des Absenkungsvo-
lumens durch die Mitgliedstaaten vorsah, die
nicht zum Kreise der ›G-77‹ (plus China) ge-
hören, endgültig aus seinem Drohpotential.
Mangels schlüssiger und allgemein akzeptabler
Reformideen blieb nur noch die Lösung über ei-
ne Variation von Elementen und Kriterien der
bestehenden Methode. Von ihnen kamen vom
Inhalt und dem Deckungsbedarf nur eine Ver-
änderung des Veranlagungszeitraums bei der
Festlegung des BSP und/oder die Reduzierung
des Kreises der Begünstigten oder der Margen
bei den Abschlägen wegen eines niedrigen BSP
pro Kopf in Frage. Letztere verschiebt die Bela-
stung zwischen Nehmern und Gebern um
annähernd 10 vH. Sie ist auf Entwicklungslän-
der zugeschnitten, schlägt sich im wesentlichen
aber nur zugunsten der Schwellenländer nieder.
Ihr Abbau war gegen den Willen der großen
Gruppe der Nutznießer aus dieser Ländergrup-
pe nicht durchsetzbar. Als konsensfähig erwies
sich am Ende eines Verhandlungsmarathons
nur die weitere Verminderung des Veranla-
gungszeitraums für die Ermittlung des BSP –
ein Korrekturfaktor, dessen Veränderung sich
im Prinzip auf alle Mitglieder auswirkt.
In Tag- und Nachtsitzungen wurde im Dezem-
ber 2000 auf dieser Basis der Rahmen für eine
Einigung abgesteckt, der als einzige Verände-
rung gegenüber der bisherigen Beitragsbemes-

sung eine Absenkung des Höchstsatzes von 25
auf 22 vH und eine Verkürzung der Referenzpe-
riode auf viereinhalb Jahre (Mittelwert aus ei-
nem 3- und einem 6-jährigen Veranlagungszeit-
raum) vorsah. Nachwirkungen hatte allerdings
auch der Wegfall des Begrenzungsschemas mit
der im Jahre 2000 auslaufenden Beitragsskala.
Proberechnungen ergaben, daß es bei einigen
Schwellenländern und bei den Übergangsvolks-
wirtschaften zu drastischen Erhöhungen der
Beitragssätze kommen würde. Außerdem stell-
te sich heraus, daß in vielen Fällen die Beiträ-
ge der großen Geber aus den Industrieländern
tendenziell absanken. Daher konzentrierten sich
die Bemühungen der USA erneut darauf, die
EU zu Zusatzleistungen zu drängen. Ihre Versu-
che scheiterten bis in die Schlußphase der Bera-
tungen an der Fähigkeit der französischen EU-
Präsidentschaft, eine einheitliche Abwehrfront
trotz durchaus unterschiedlicher sachlicher Ein-
zelinteressen und politischer Überzeugungen zu
erhalten (darunter waren auch Versuche Groß-
britanniens, sich in seiner Sonderbeziehung zu
den USA zu bewähren).

Die Profiteure

Um die von exzessiven Beitragserhöhungen
Betroffenen in einen Konsens einzubinden, bo-
ten die Vereinigten Staaten an, den Vereinten
Nationen einen Betrag in Höhe der Einsparung
von 3 vH, also von rund 34 Mill Dollar, zur
Glättung extremer Beitragszuwächse im Jahre
2001 zur Verfügung zu stellen. Diese einmalige
Sonderleistung wird aber nicht etwa aus dem
US-Budget und damit durch den amerikani-
schen Steuerzahler aufgebracht; sie wird viel-
mehr als Schenkung von dem Medienmogul
und CNN-Gründer Ted Turner bereitgestellt.
Spötter behaupten, die USA wollten damit eine
Zusage der Staats- und Regierungschefs vom
Millenniums-Gipfel umsetzen, dem Privatsek-
tor mehr Gelegenheit zu geben, einen Beitrag
zur Verwirklichung der Ziele und Programme
der Vereinten Nationen zu leisten.
Den Verwendungszweck beschrieb die Gene-
ralversammlung in ihrer Resolution 55/5B, die
am 23. Dezember ohne förmliche Abstimmung
angenommen wurde: Die Veränderung einiger
Elemente der Beitragsfestsetzung führe zu be-
trächtlichen Mehrbelastungen einzelner Mit-
gliedstaaten; daher würden übergangsweise Er-
leichterungen gewährt, für die im Jahre 2001
der Sonderbeitrag des (entlasteten) größten Bei-
tragszahlers verwendet würde. Das Kriterium
waren also »beträchtliche« Mehrbelastungen.
Bereits bei den ersten Beitragsfestsetzungen in
der Geschichte der UN wurde für einzelne Län-
der ein sprunghaftes Ansteigen oder Absinken
von Beitragssätzen registriert. Der Beitragsaus-
schuß hatte seinerzeit Schwankungen von bis zu
10 vH für vertretbar gehalten. Als sich die Fälle
häuften, wurde 1986 ein Begrenzungskorridor
(scheme of limits) eingeführt, der Anstieg und
Absinken von Beitragsraten nur in festgelegten
Grenzen erlaubte, die, in acht Stufen eingeteilt,
von einer zulässigen Änderung von 100 vH am
unteren Ende der Beitragsskala bis zu 5 Pro-
zentpunkten bei Beitragssätzen von über 5 vH
reichten. Diese Regelung wurde mit den Skalen
1995-1997 und 1998-2000 abgeschafft, so daß
die Beitragsberechnungen für 2001 bis 2003
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zum ersten Mal seit 1986 nicht mehr in dieser
Weise gebremst wurden und sich Rückstauun-
gen auflösten.
Der Zweckbestimmung der Linderung eines
starken Anstiegs von Beitragssätzen entspricht
die tatsächliche Verteilung der Turner-Spende
nur in geringem Maße. Sie wurde zur Beute al-
ler, die nicht ausdrücklich verzichteten.
Rußland allerdings hatte gewichtige politische
Gründe, sich nicht zu bewerben. Denn sein Bei-
tragssatz wäre von 1,077 vH im Jahre 2000 auf
0,751 vH im Jahre 2001 abgesackt. Es war da-
her sogar bereit, seinen Beitrag durch freiwilli-
ge Leistungen für die Jahre 2001 bis 2003 auf
1,2 vH aufzustocken, und stellte die Differenz
als Ausgleichsmasse zur Verfügung. Für dieses
Entgegenkommen spielte sicher eine Rolle, daß
Chinas Beitrag – bis 2000 mit 0,995 vH der
kleinste Zahler unter den Ständigen Mitgliedern
des Sicherheitsrats – auf 1,541 vH im Jahre
2001 anstieg und daß für die Zugehörigkeit zur
sogenannten Genfer Gruppe, in der die großen
Beitragszahler ihre Zusammenarbeit im UN-
Bereich abstimmen, ein Mindestbeitragsanteil
von 1 vH vorgesehen ist. Auch Japan blendete
sich aus. Sein Beitragssatz sank ohnehin von
20,753 vH (2000) auf 19,52 vH (2001). Und es
wäre sicherlich bei seinen asiatischen Nachbarn
nicht gut angekommen, wenn es Ansprüche er-
hoben hätte, während einige politisch wichtige
Schwellenländer in geographischer Nähe ›ex-
zessive‹ Steigerungsraten akzeptieren sollten.
Kanada, das seit Jahren sinkende Beitragsraten
aufweist, verzichtete ebenfalls. Am kräftigsten
zugelangt hat die EU. Ihr Beitrag als Gruppe
steigt zwar von 36,588 vH (2000) um 0,466 vH
auf 37,054 vH (2001). Von einem beträchtli-
chen Anstieg, der Anspruchsvoraussetzung für
Ausgleichsmaßnahmen sein sollte, kann jeden-
falls keine Rede sein. Einzelne ihrer Mitglieder
könnten sich dieser Kategorie zurechnen wie et-
wa Griechenland mit einer Beitragserhöhung
von 0,351 vH (2000) auf 0,542 vH (2001) oder
Irland mit einem Anstieg von 0,224 auf 0,296
vH im gleichen Zeitraum.
Auch Großbritannien mit einem Beitragsan-
stieg von 5,092 auf 5,568 vH in 2001 zählt sich
zu den schwer Getroffenen. Dagegen sinken die
Beitragssätze der anderen großen Zahler in der
EU von 2000 auf 2001 ab, bei Deutschland von
9,857 auf 9,825 vH, bei Frankreich von 6,545
auf 6,503 vH und bei Italien von 5,437 auf 5,094
vH. Dennoch bekommen alle EU-Mitglieder
Zuschüsse aus dem Turner-Topf. So erhalten
die ›Verlierer‹ bei der Veränderung der Bei-
tragssystematik wie Griechenland, Irland und
Großbritannien Gutschriften in Höhe von
0,018, 0,010 beziehungsweise 0,188 vH. Auch
diejenigen Mitgliedstaaten, deren Beiträge nach
dem geänderten Veranlagungssystem absinken,
bekommen Gutschriften, und zwar Deutschland
0,333, Frankreich 0,220 und Italien 0,172 vH.
Insgesamt erhält die EU bei einem Beitragsan-
teil von rund 37 vH fast 42 vH der Turner-Spen-
de oder 1 251 der 3 000 zur Verteilung stehen-
den Punkte. Der Rest der Verteilungsmasse
geht aber immer noch nicht voll an die, für die er
eigentlich bestimmt ist. So erhalten zum Bei-
spiel Liechtenstein und Monaco Gutschriften,
obwohl ihre Beiträge zwischen 1999 und 2003
unverändert bleiben.
Beträchtliche Steigerungen entstehen allerdings

durch die Änderung der Methodik im Zusam-
mentreffen mit der völligen Abschaffung des
Begrenzungsschemas bei einigen Schwellen-
ländern Lateinamerikas und Asiens sowie bei
Übergangsvolkswirtschaften in Osteuropa, so-
weit sie in jüngster Zeit Prozesse wirtschaftli-
cher Erholung durchgemacht haben (bei ihnen
scheiden jetzt durch die Verkürzung des Veran-
lagungszeitraums arme Jahre aus der Berech-
nung aus). So steigen in Lateinamerika von
2000 auf 2001 die Beitragssätze für Brasilien
um 52 vH, für Chile um 46 vH, für Kolumbien
um 71 vH und für Uruguay um 56 vH. In Asien
sind es bei der Republik Korea 72 vH, bei Sin-
gapur 120 vH und bei Thailand 62 vH, während
sich in Afrika lediglich die Zahllast Nigerias
deutlich erhöht und auf 0,062 vH fast verdop-
pelt. In Osteuropa beträgt die Mehrbelastung
Tschechiens 77 vH und die Polens 80 vH.
Bei derartigen Beitragssteigerungen erscheinen
die Gaben aus der Turner-Schenkung, die die-
se Betroffenen auf ihre Veranlagung für 2001
gutgeschrieben erhalten, bescheiden. Singapur,
dessen Beitragssatz von 0,179 auf 0,395 vH
steigt, erhält gerade einmal 0,015 vH, Polen da-
gegen bekommt bei einer Erhöhung von 0,196
auf 0,353 vH immerhin 0,084 vH.
Beim Ausgleich besonders krasser Fälle wird
die Ausgleichsmasse aus der freiwilligen Bei-
tragsaufstockung Rußlands von etwa 0,5 vH mit
herangezogen, die für alle drei Jahre der jetzt
gültigen Skala zur Verfügung steht.
Mit der Schenkung Turners und diesem Zubrot
konnten die USA den Konsens über die Absen-
kung ihres Beitrags sichern. Parallel dazu hatte
Botschafter Holbrooke die Bemühungen inten-
siviert, die Absenkung des US-Beitragssatzes
bei den friedenssichernden Maßnahmen von et-
wa 31 auf 25 vH sicherzustellen.

Die Kosten der Friedenssicherung

Für die Aufteilung der mit hohen und wenig
planbaren Kosten verbundenen Friedenssiche-
rungseinsätze der Vereinten Nationen war be-
reits 1973 ein vorläufiger Rahmen gefunden
worden. Danach wurden die Kosten auf der 
Basis des Beitragsschlüssels für den regulären
Haushalt, jedoch unter noch stärkerer Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Leistungs-
fähigkeit innerhalb der Mitgliedschaft aufge-
schlüsselt. Diese wurde zu diesem Zweck in
vier Gruppen eingeteilt: die niedrigsten Beiträ-
ge zahlten die am wenigsten entwickelten Län-
der (LDC), denen ein Abschlag von 90 vH auf
ihren Beitragssatz zum regulären Budget ge-
währt wurde. Die übrigen Entwicklungslän-
der, Schwellenländer und Übergangsvolkswirt-
schaften zahlten 20 vH des Regelbeitrags. Zum
vollen Beitragssatz wurden die entwickelten
Länder – weitgehend die in der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) vereinten Industrieländer – veran-
lagt, während die Ständigen Mitglieder des Si-
cherheitsrats wegen ihrer besonderen Verant-
wortung für Frieden und Sicherheit neben ihrem
Anteil zum regulären Haushalt anteilsmäßig
auch noch die Beitragsausfälle übernahmen, die
durch die Absenkungen bei den Entwicklungs-
ländern auf 10 beziehungsweise 20 vH des re-
gulären Beitragssatzes entstanden.
Dieser grobe Raster wurde schon seit Jahren als

zu starres Korsett für eine angemessene Bei-
tragsberechnung empfunden. Für eine Lösung,
die eine wirtschaftlich eher vertretbare Auftei-
lung der Kosten der Friedenssicherungseinsätze
und die politische Forderung des größten Bei-
tragszahlers auf Minderung seiner Zahllast auf
25 vH ermöglichen würde, gab es mehrere Denk-
ansätze. In Zahlen müßte die Belastung der
übrigen Mitgliedstaaten – soweit wie möglich
nach ökonomischen Kriterien – so gestaltet
werden, daß für die USA eine Mehrbelastung
gegenüber dem neuen Höchstsatz von allenfalls
3 vH verbliebe. Auch hier bot sich die Ein-
führung von Mindestbeiträgen für die Ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrats an. Gedacht
wurde auch an Aufschläge für die nichtständi-
gen Mitglieder des Rates, eine Höherveranla-
gung der beitragsstärksten Gruppe der Indu-
strieländer (beispielsweise 110 vH des Regel-
beitrags) und eine stärkere Abstufung bei den
Entwicklungsländern durch Festlegung von Lei-
stungskriterien.
Die drei ersten Optionen scheiterten am ent-
schiedenen Widerstand der Betroffenen, wäh-
rend der schon seit längerer Zeit diskutier-
te Vorschlag zur Auffächerung innerhalb der
Gruppe der Schwellenländer auf der Basis des
Pro-Kopf-BSP durchsetzbar erschien. So hat
die Generalversammlung am 23. Dezember
2000 in ihrer Resolution 55/235 im allgemeinen
Einvernehmen festgelegt, daß ab dem 1. Juli 
2001 für die Beitragsermittlung zu den Frie-
densoperationen zwar weiterhin von der Bei-
tragsskala zum regulären Budget ausgegangen
wird, jedoch durch ein System von Anpassun-
gen in zehn Stufen transparenter und für die Mit-
gliedstaaten besser berechenbar gemacht wird.
Unverändert bleiben dabei die Veranlagungs-
kriterien für die fünf Ständigen Mitglieder des
Sicherheitsrats, für die Industrieländer (100 vH)
und für die Gruppe der 48 LDC, die jetzt in ei-
ner Gruppe zusammengefaßt werden und 90 vH
Rabatt erhalten. Die übrigen Entwicklungslän-
der werden in sieben Stufen eingeteilt, denen
Abschläge vom Regelbeitrag gewährt werden,
die durch das Verhältnis ihres Pro-Kopf-BSP
zum Durchschnitts-BSP aller Mitgliedstaaten
zu ermitteln sind. Der Welt-BSP-Durchschnitt
aller UN-Mitglieder wurde für die Jahre 2001
bis 2003 mit 4 797 Dollar festgeschrieben, das
Pro-Kopf-BSP der einzelnen Mitgliedstaaten
wird als Durchschnittswert der Jahre l993 bis
1998 ermittelt. Die in der Anlage zur Resolution
55/235 niedergelegte Einteilung in die sieben
Kategorien, die bis zum Jahre 2000 als Gruppe
der Entwicklungsländer – ohne LDC – mit ei-
nem Abschlag von 80 vH ausgestattet waren,
beginnt mit Mitgliedstaaten, deren Durch-
schnitts-BSP unter dem Weltdurchschnitt liegt
und die wiederum 80 vH Abschlag erhalten. Sie
erfaßt 92 Mitgliedstaaten. In die darüber liegen-
den sechs Kategorien, die Entlastungen zwi-
schen 70 und 7,5 vH ihres regulären Beitrags 
erhalten, werden gerade 17 Mitgliedstaaten 
verlagert; sie zahlen 2001 zusammen zwar Re-
gelbeiträge von insgesamt 4,447 vH, die sich
dann aber durch die Abschläge erheblich redu-
zieren.
Damit wird deutlich, daß die Vereinigten Staa-
ten mit dieser Anpassung, die über einen langen
Zeitraum mehr Gerechtigkeit in die Beitragsbe-
messung bringen kann, nicht an ihr Ziel einer
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Personalien

BEVÖLKERUNGSFRAGEN

Die Saudi-Araberin Dr. Thoraya Ahmed
Obaid folgte am 1. Januar der Pakistanerin
Dr. Nafis Sadik als Exekutivdirektorin des
UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) im Range
einer Untergeneralsekretärin der Vereinten
Nationen nach. Obaid stand seit 1998 als Di-
rektorin der UNFPA-Abteilung für die arabi-
schen Staaten und Europa vor; von 1993 bis
1998 war sie Stellvertretende Exekutivsekre-
tärin der ESCWA. Geboren wurde sie am 2.
März 1945 in der irakischen Hauptstadt Bag-
dad. Sie hat Anglistik und Kulturanthropo-
logie in den Vereinigten Staaten studiert; an
der staatlichen Wayne-Universität in Detroit/
Michigan wurde sie zum Dr. phil. promo-
viert. Sie ist verheiratet und hat zwei Töchter.

FLÜCHTLINGE

Der ehemalige niederländische Minister-
präsident Rudolphus (Ruud) Lubbers ist
der neue Hohe Kommissar der Vereinten Na-
tionen für Flüchtlinge(UNHCR). Er trat sein
Amt, in dem er der Japanerin Sadako Ogata
nachfolgte und für das er von Generalsekre-
tär Kofi Annan nominiert und von der UN-Ge-
neralversammlung im letzten Herbst bestä-
tigt worden war, zu Jahresbeginn an. Lubbers,
der am 7. Mai 1939 in Rotterdam geboren
wurde, lehrte als Professor für Globalisierung
an der Katholischen Universität Brabant und
als Direktor des Instituts für Globalisierung
und nachhaltige Entwicklung an der Univer-
sität Tilburg. Mitglied der niederländischen
Christdemokraten, war er von 1982 bis 1994
Ministerpräsident seines Landes. Lubbers ist
verheiratet und hat drei Kinder.

FRIEDENSSICHERUNG

Seit dem 1. Oktober vergangenen Jahres
leitet Jean-Marie Guéhennoaus Frankreich
als Untergeneralsekretär die Hauptabteilung
Friedenssicherungseinsätze (DPKO) des Se-
kretariats der Vereinten Nationen. Er wur-
de Nachfolger seines Landsmannes Bernard
Miyet. Guéhenno, der im Oktober 1949 gebo-
ren wurde, Absolvent der Verwaltungshoch-
schule ENA, wurde 1976 in den französi-
schen Rechnungshof berufen. Im Auswärti-
gen Dienst seines Landes übte er unterschied-
liche Aufgaben aus, so als Leiter der Kul-
turabteilung der Botschaft in Washington
(1982-1986) oder als Botschafter bei der
Westeuropäischen Union (1993-1995). 1999
wurde er in den Abrüstungs-Beirat des UN-
Generalsekretärs berufen. Guéhenno ist ver-
heiratet und hat eine Tochter.

Hans Haekkerup aus Dänemark leitet – als
Nachfolger des Franzosen Dr. Bernard Kouch-
ner – seit Jahresbeginn als Sonderbeauftragter
des Generalsekretärs die Interimsverwaltung
der Vereinten Nationen in Kosovo (UNMIK)
in Prisvtina. Diese besonders anspruchsvolle
Aufgabe (vgl. Markus Wagner, Das erste Jahr
der UNMIK. Die Organisation der Zivilverwal-
tung im Kosovo, VN 4/2000 S. 132ff.) schließt
auch die Begleitung des politischen Prozesses
ein, in dem über die politische Zukunft des Ko-
sovo entschieden wird. Der am 3. Dezember
1945 in Frederiksberg bei Kopenhagen gebore-
ne Haekkerup, der 1973 die Universität Kopen-
hagen mit einem Magister-Abschluß verließ,
wurde erstmals 1979 als Mitglied der Sozialde-
mokratischen Partei ins Parlament gewählt. Seit
Januar 1993 war er Verteidigungsminister sei-
nes Landes. Haekkerup ist verheiratet und hat 
in zweiter Ehe einen Sohn; drei Söhne stammen
aus erster Ehe.

MENSCHENRECHTE

»Das Ausmaß an Gewalt, die eingesetzt wird,
um die Stimmen derer zum Verstummen zu
bringen, die sich für die Verteidigung der Men-
schenrechte einsetzen, nimmt täglich zu.« So
Hina Jilani , die Sonderbeauftragte des Gene-
ralsekretärs für Menschenrechtsverteidiger vor
der Menschenrechtskommission in Genf, als sie
Mitte April ihren ersten Bericht vorlegte. Keine
Weltregion sei von derartigen Tendenzen frei.
Mit ihrer Aufgabe war sie im August vergange-
nen Jahres vom Generalsekretär der Vereinten
Nationen betraut worden (vgl. Daniela Gotzel,
Menschenrechtsverteidiger am Etappenziel. Der
lange Weg zu einer Erklärung der Generalver-
sammlung, VN 1/2001 S.13ff.). Die am Ober-
sten Gerichtshof ihres Landes als Anwältin zu-
gelassene Pakistanerin gründete 1980 die erste
Rechtsanwältinnen-Kanzlei in Pakistan. Sie en-

gagierte sich im Rahmen von internationalen
Konferenzen und der NGO-Arbeit insbeson-
dere für die Frauenrechte und prangerte die
Praxis der Morde wegen verletzter ›Familien-
ehre‹ in ihrem Land an; ihre Tätigkeit wurde
unter anderem 1991 mit dem Wächterpreis
von ›Human Rights Watch‹ und 2000 mit
dem Genetta-Sagan-Preis für Frauenrechte
von ›Amnesty International‹ gewürdigt.

REGIONALKOMMISSIONEN

Erstmals seit dem UN-Beitritt der beiden
koreanischen Staaten im September 1991 ist
ein Koreaner zu einem der Untergeneralse-
kretäre der Weltorganisation berufen worden.
Dr. Kim Hak-Su aus der Republik Korea lei-
tet seit Mitte vergangenen Jahres als Exeku-
tivsekretär die Wirtschafts- und Sozialkom-
mission für Asien und den Pazifik (ESCAP)
in Bangkok. Den gegenwärtigen Aufgaben-
bereich dieser Regionalkommission der Ver-
einten Nationen hatte sein Vorgänger Adria-
nus Mooy aus Indonesien in dieser Zeit-
schrift dargelegt (Regionalkommission für
drei Fünftel der Menschheit. Die ESCAP an
der Schwelle des neuen Jahrhunderts, VN
3/1998 S.95ff.). Kim, der im ländlich gepräg-
ten Wonju geboren wurde, studierte in Süd-
korea, Großbritannien und den Vereinigten
Staaten. Seine berufliche Laufbahn begann er
1960 als Volkswirt in der Zentralbank seines
Landes; später war er im Privatsektor – unter
anderem beim Autohersteller Daewoo – und
bei internationalen Organisationen tätig.

Die Ägypterin Mervat Tallawy leitet als
Exekutivsekretärin im Range einer Unterge-
neralsekretärin der Vereinten Nationen seit
Ende Januar die Wirtschafts- und Sozialkom-
mission für Westasien (ESCWA) in Beirut;
ihr Vorgänger war ihr Landsmann Hazem 

Hina Jilani
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El-Beblawi. Tallawy wurde am 1. Dezember
1937 in El Menieh geboren; sie studierte Poli-
tikwissenschaft und Betriebswirtschaft an der
Amerikanischen Universität Kairo, später auch
Internationale Beziehungen an der Universi-
tät Genf. Zum Zeitpunkt ihrer Ernennung
durch Kofi Annan war sie Generalsekretärin
des Ägyptischen Frauenrats. 1997-1999 war
sie Ministerin für Angelegenheiten der Sozi-
alversicherung; 1993-1997 vertrat sie ihr Land
als Botschafterin in Japan. Tallawy ist verhei-
ratet; sie hat eine Tochter und zwei Enkel.

DEUTSCHLAND

Einen neuen Namen trägt die für die Ver-
einten Nationen zuständige Organisationsein-
heit des Auswärtigen Amts seit Mitte März.
Aus der ›Abteilung für Vereinte Nationen,
Menschenrechte, humanitäre Hilfe und glo-
bale Fragen‹ wurde die ›Abteilung für Glo-
bale Fragen, Vereinte Nationen, Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe‹. Dies geschah
im Zuge einer umfassenden Organisations-
reform, die genau fünfzig Jahre nach der am
15. März 1951 erfolgten Gründung des Aus-
wärtigen Amts der Bundesrepublik Deutsch-
land in Kraft trat; Kurzbezeichnung der Ab-
teilung ist nunmehr ›GF‹, nicht mehr ›VN‹.
Abteilungsleiter Dr. Günther Altenburg , seit
Mitte 1998 auch ›Beauftragter für Globale
Fragen‹ des Außenministeriums, sieht in der
Umbenennung keine Abwertung der UN:
»Im Gegenteil. Die Referate, die mit den Ver-
einten Nationen befaßt sind, bilden schließ-
lich nach wie vor das Kernstück der Abtei-
lung. Damit bringen wir zum Ausdruck, daß
die UN ›die‹ globale Organisation sind. Sie
stehen im Zentrum, gerade auch dann, wenn
manche Tätigkeitsfelder und Strukturen über
sie hinausreichen.« Der institutionelle Bezug
zu den Vereinten Nationen werde durch eine
zeitgemäße querschnittsmäßige Ausrichtung
ergänzt.

(UNEP/CMS), die Vertretung der ILO in
Deutschland, das Internationale Zentrum für
Berufsbildung der UNESCO (UNEVOC) und
das Informationszentrum der Vereinten Na-
tionen (UNIC Bonn).
Damit konzentrieren sich die meisten der in
Deutschland ansässigen UN-Einrichtungen
und -Vertretungen in der ehemaligen Bun-
deshauptstadt. Die Vertretung des UNHCR
in Deutschland allerdings ist im vorletzten

Jahr vollständig von Bonn nach Berlin umge-
zogen (eine Zweigstelle besitzt sie in Nürn-
berg). In Frankfurt am Main unterhält die
Weltbankgruppe eine kleine Vertretung. In
Hamburg sind das UNESCO-Institut für Pä-
dagogik (UIE) und der Internationale Seege-
richtshof (ITLOS) ansässig; die ersten vier
Jahre des ITLOS beschrieb Richter Rüdiger
Wolfrum in dieser Zeitschrift (Der Internatio-
nale Seegerichtshof – eine erste Bilanz, VN
4/2000 S.127ff.).

Erstes deutsches Mitglied eines internatio-
nalen Strafgerichts wird ab Mitte November
dieses Jahres Wolfgang Schomburg sein. Er
wurde für eine Amtszeit von vier Jahren am
14. März von der Generalversammlung der
Vereinten Nationen zu einem der 14 Richter
am Internationalen Gericht für das ehemalige
Jugoslawien (ICTY) gewählt. Der 53-jährige
Berliner war mehrere Jahre beim Landge-
richt und bei der Staatsanwaltschaft Berlin
tätig, 1986 wurde er dort zum Oberstaatsan-
walt ernannt. 1989 bis 1991 übte er das Amt
eines Staatssekretärs bei der Senatsverwal-
tung für Justiz des Landes Berlin aus. Ab
1991 war er als Rechtsanwalt tätig, daneben
wirkte er als Prüfer beim Justizprüfungsamt
Berlin und wurde 1993 Lehrbeauftragter an
der Freien Universität Berlin. Am 18. Mai 1995
trat er seinen Dienst als Richter am Bundesge-
richtshof in Karlsruhe an. Wolfgang Schom-
burg ist verheiratet und hat zwei Kinder.r

Altenburg unterstehen neun Arbeitseinheiten.
Referat GF 01 befaßt sich mit Grundsatzfragen
der Vereinten Nationen, dem Sicherheitsrat so-
wie den UN-Friedensoperationen; Referatslei-
ter ist Dr. Wolfgang Trautwein. Referat GF 02
unter Leitung von Martin Fleischer ist für Fra-
gen der Krisenprävention im Rahmen der Welt-
organisation zuständig. Referat GF 03 (UN-Ge-
neralversammlung) untersteht Bernhard Graf
von Waldersee. Wolfgang Stöckl befaßt sich
im Referat GF 04 mit dem Wirtschafts- und So-
zialrat, Rainald Roesch im Referat GF 05 mit
Haushalts- und Personalfragen der Vereinten Na-
tionen. Der Arbeitsstab Verbrechens- und Ter-
rorismusbekämpfung (Referat GF 06) wird von
Rainold Frickhinger geführt, der Arbeitsstab
Humanitäre Hilfe (Referat GF 07) von Erich
Riedler. Referat GF 08 (Arbeitsstab Menschen-
rechte) untersteht Referatsleiterin Brita Wage-
ner. Hans-Heinrich Wrede schließlich leitet
den Arbeitsstab Globale Fragen (Referat GF 09).

Die Unterzeichnung des Abkommens über 
die Ansiedlung eines Teils des europäischen Re-
gionalbüros der WHO Mitte März hat Bonns
Oberbürgermeisterin Bärbel Dieckmann zum
Anlaß genommen, noch einmal zu unterstrei-
chen, daß Bonn sich als Standort für internatio-
nale Organisationen inzwischen weltweit einen
Namen gemacht habe. Ein weiteres Mal sei es 
gelungen, eine exakt zum Bonner Profil passen-
de Einrichtung zu gewinnen: »Mit dem WHO-
Büro Bonn wird ein weiterer Mosaikstein in die
Gesundheitsregion Bonn gefügt. Wir freuen uns
auf den Zuwachs in der UN-Familie.« Damit
steigt die Zahl der in der Bundesstadt ansässi-
gen UN-Einrichtungen auf acht; in Bonn eta-
bliert sind das Freiwilligenprogramm der Ver-
einten Nationen (UNV), die Sekretariate der
Klimarahmenkonvention (UNFCCC), der Kon-
vention zur Bekämpfung der Wüstenbildung
(UNCCD) und des Übereinkommens zur Erhal-
tung der wandernden wildlebenden Tierarten
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Beitragsabsenkung von über 6 Prozentpunkten
kommen konnten. Hier wird auch die in der Re-
solution 55/236 der Generalversammlung ein-
geräumte Möglichkeit, freiwillig in höhere Ka-
tegorien aufzusteigen, keine kurzfristige Entla-
stung bringen. Trotzdem haben die USA das Er-
gebnis mitgetragen – auch den Teil, der festlegt,
daß die Struktur der Entlastungskategorien erst-
mals nach neun Jahren überprüft werden kann.
Auch bei der Skala zum regulären Budget sind
die Elemente und Kriterien für sechs Jahre 
festgeschrieben; bei den Sonderorganisationen
müssen die im Dezember 2000 getroffenen,
zunächst nur für die Hauptorganisation gelten-
den Neuregelungen einzeln umgesetzt werden,
denn es gibt keine Automatik und sicherlich
auch keinen zweiten Auftritt von Ted Turner in
der Rolle eines ›Deus ex machina‹.

Eingang vorbehalten

Dennoch hat der entschiedenste Gegner der
Vereinten Nationen im US-Kongreß, Senator
Jesse Helms, der 1999 mit der Helms-Biden-
Gesetzgebung weitere Zahlungen vor allem
vom Erreichen der 25-vH-Marke bei der Frie-
denssicherung abhängig gemacht hatte, mit dem
Ergebnis der Beitragsdebatte offensichtlich sei-
nen Frieden gemacht. Er baute bei der Begrün-
dung seines Antrags im US-Senat, 582 Mill
Dollar rückständiger Beiträge freizugeben, dem
Senat und sich selbst goldene Brücken. Das Ziel
habe zwar nicht erreicht werden können, weil
die neureichen Staaten des Mittleren Ostens
sich ebenso geweigert hätten, zur Entlastung
der USA beizutragen wie die reichen NATO-
Verbündeten. Daher sei das Wunschziel nicht er-
reicht worden. Andererseits sei aber ein deutli-
cher Trend in Richtung auf die anvisierte Ab-
senkung auszumachen. Ein Satz von etwa 27,5
vH werde Ende 2001 erreicht, er führe dann
über 26,5 vH im Jahre 2002 auf den im so-
genannten Helms-Biden-Kompromiß festgeleg-
ten Eckwert zu. Der Antrag wurde am 8. Febru-
ar 2001 vom Senat mit 99 Stimmen ohne Ge-
genstimme angenommen. Letztlich aber muß
sich die neue US-Regierung das Paket, das Hol-
brooke ausgehandelt hat, noch zu eigen machen
und das Repräsentantenhaus zustimmen.
Holbrooke kommentierte sein Verhandlungser-
gebnis so: »Wir hatten einen fast unerfüllbaren
Auftrag des Gesetzgebers, und wir haben ihn
fast erfüllt.« Dabei hatte er in einer besonders
von ihm mit undiplomatischer Schärfe geführ-
ten Auseinandersetzung in dem für ihn unge-
wohnten multilateralen Umfeld lernen müssen,
wie schwer es ist, einen Konsens zu kaufen.
Sein machtpolitischer Kraftakt hatte seinen
Preis. Schließlich durfte sich aus der notwendig
werdenden US-Sonderleistung der beim Ringen
um die Beitragsabsenkung entschiedenste Kon-
trahent EU reichlich bedienen. Nicht nur ein
Schönheitsfehler ist sicher auch, daß Staaten
wie Kuba, Iran und Irak mit Zuwendungen aus
der Turner-Schenkung, der in den UN-Doku-
menten als US-Leistung geführt wird, ruhig ge-
stellt werden mußten. Der gesamten Mitglied-
schaft haben allerdings die Verhandlungen vom
Dezember 2000 erneut vor Augen geführt, daß
es eine Reform des Beitragssystems, die diesen
Namen verdient, so schnell nicht geben wird.
Optimisten im UN-Sekretariat überlegen schon,

wie die US-Zahlung außer zu der längst fälligen
Begleichung der Außenstände bei den truppen-
stellenden Staaten der Friedenssicherungsein-
sätze verwendet werden soll. Pessimisten war-
nen: Wartet, bis das Geld wirklich auf dem
Konto ist. Zunächst aber ist der UN-Generalse-
kretär zusätzlich betroffen, weil die Vereinigten
Staaten die Turner-Spende noch nicht weiterge-
leitet haben. Denn die Mitgliedstaaten, die von
ihr profitieren, durften ihren jeweiligen Anteil
bereits bei der Zahlung ihrer Ende Januar fälli-
gen Beiträge abziehen. r

Verbesserte Mittelsteuerung

JOACHIM MÜLLER · WOLFGANG MÜNCH

55. Generalversammlung: Ergebnisorien-
tiertes Haushalten jetzt auch bei den UN –
Vorbehalte nicht völlig überwunden – In-
put, Output und Ergebnis

(Vgl. auch Tomiji Mizutani / Joachim Müller /
Wolfgang Münch, Ergebnisorientiertes Haus-
halten. Erste Erfahrungen mit einem neuen Bud-
getverfahren im Verband der Vereinten Natio-
nen, VN 2/2000 S. 59ff.; siehe dort insbeson-
dere auch die Erläuterung der Begriffe auf S.
60.)

Wichtige Entscheidungen zum Haushalt der
Vereinten Nationen traf die Generalversamm-
lung auf ihrer 55. Ordentlichen Tagung: eine
neue Beitragsskala für die Verteilung der Aus-
gabenlast der Organisation wurde ebenso be-
schlossen wie eine Änderung des Veranla-
gungsschlüssels für die Friedenssicherungsein-
sätze. Hier wurden neue Lösungen gefunden,
die aber das Etikett einer grundlegenden Re-
form nicht verdienen. Eher Anspruch auf eine
solche Bewertung hat jedoch der nach dreijäh-
rigen Beratungen am 23. Dezember 2000 in 
Resolution 55/231 zum ergebnisorientierten
Haushalten gefaßte Beschluß, der eine neue
Haushaltsmethodik zum Gegenstand hat und
Teil des von Generalsekretär Kofi Annan schon
bald nach seinem Amtsantritt initiierten umfas-
senden Reformprogramms ist.

I. Beschlossen wurde die schrittweise Ein-
führung des ergebnisorientierten Budgetierens.
Seit ihrer Gründung bis einschließlich 1973
wandten die Vereinten Nationen die zu jener
Zeit im öffentlichen Sektor allgemein verbreite-
te Budget-Methodik des ›line-item budgeting‹
an. Anknüpfungspunkt aller Darstellungen im
Haushalt ist dabei das einzelne oder in Gruppen
zusammengefaßte Ausgabeobjekt (object of ex-
penditure). Mit dem Übergang vom einjährigen
Budget zum Zweijahreshaushalt – dies ge-
schah erstmals für das Biennium 1974/75 –
wurde auf die bis jetzt geltende Methode des
programmatischen Budgetierens (programme
budgeting) umgestellt. Bei einem Programm-
haushalt werden Finanzmittel nicht isoliert auf-
geführt, sondern durch die zu erstellenden
Endprodukte oder Dienstleistungen (output) be-
gründet (Input-Output-Beziehung). Diese Out-
puts werden im Rahmen einer Programmstruk-
tur zusammengefaßt, die wiederum auf der Ba-

sis eines mittelfristigen Programmplans (me-
dium term plan) erstellt wird.
In seinem Grundsatzdokument zur UN-Re-
form (Erneuerung der Vereinten Nationen: ein
Reformprogramm, UN-Dok. A/51/950 v. 14.7.
1997) hatte der Generalsekretär den Übergang
zum ergebnisorientierten Budgetieren (results-
based budgeting, RBB) vorgeschlagen. Beim
RBB liegt der Akzent der Mittelbegründung
weniger auf der Input-Output-Beziehung, son-
dern auf den zu erbringenden Ergebnissen (re-
sults) und somit auf der Input-Ergebnis-Bezie-
hung. Die Ergebnisse wiederum tragen zur Er-
reichung der (bereits zuvor in der mittelfristigen
Programmplanung festgelegten) Programmzie-
le bei. Das RBB, und dies ist neu, erlaubt die
Feststellung des Grades der Erreichung der Zie-
le durch die Einführung von Leistungsindikato-
ren in das Haushaltsverfahren. Der Akzent auf
der Input-Ergebnis-Beziehung soll zur Verbes-
serung der Mittelsteuerung im Rahmen der Be-
willigung und Implementierung des Haushalts
beitragen.

II. Während sich die Methode des RBB in den
letzten Jahren bei nahezu allen Sonderorganisa-
tionen des Verbandes der Vereinten Nationen
mit erstaunlichem Tempo ohne größere Wider-
stände seitens einzelner Staaten oder Staaten-
gruppen durchsetzen konnte, stieß Annans In-
itiative zum RBB in der Generalversammlung
auf eine gemischte Resonanz: sie reichte von
lebhafter Unterstützung – so bei den Mitglie-
dern der CANZ-Gruppe (Kanada, Australien
und Neuseeland) und auch bei einigen anderen
Mitgliedstaaten einschließlich der nordischen,
die in Budgetfragen eine angelsächsische Prä-
gung aufweisen – über vorsichtiges Abwarten
und leichte Skepsis bis zu strikter Ablehnung
vorwiegend in den Reihen der ›Gruppe der 77‹
(G-77).
Von der 52. bis zur 54. Ordentlichen Tagung der
Generalversammlung wurde das Thema im für
Angelegenheiten von Verwaltung und Haushalt
zuständigen 5. Hauptausschuß fortgeschleppt;
es gab keinen erkennbaren Durchbruch, weder
positiver noch negativer Art. Statt dessen ent-
hielten die einschlägigen Resolutionen – ein ty-
pisches Phänomen bei festgefahrenen Verhand-
lungen auf multilateraler Ebene – ständig neue
Berichtsanforderungen an den Generalsekretär
und die Ermahnung, daß neue Budgetmetho-
den und -verfahren nur nach Prüfung und Bil-
ligung durch die Generalversammlung einge-
führt werden dürften (so zuletzt in ihrer Resolu-
tion 54/249 v. 23.12.1999, Ziff. 4). Die Furcht
vor Kontrollverlusten und vor einer Unterhöh-
lung des Budgetrechts der Generalversamm-
lung, ihr wirkungsvollstes Recht gemäß der
Kompetenzverteilung unter den Hauptorganen
der UN, mögen bei den RBB-Skeptikern eine
Rolle gespielt haben. Die im Programmbudget
dominante Input-Output-Beziehung ermöglicht
es, dem Sekretariat detaillierte Vorgaben im
Rahmen der Haushaltsbewilligung aufzuerle-
gen. Die Verwirklichung dieser Vorgaben läßt
sich in der nachfolgenden Phase der Überwa-
chung (monitoring) exakt kontrollieren. Dies
kann insbesondere für kleinere Mitgliedstaaten
von Bedeutung sein, um etwaige Sonderinteres-
sen zu verfolgen. Hinzugekommen sein mag bei
den RBB-Skeptikern auch die Befürchtung, bei
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Verhandlungen über einen Budgetentwurf nach
dem RBB-Format nicht mehr über viele Einzel-
heiten diskutieren zu können. Auf diesem Wege
geht nämlich der Hebel verlorenen, den man bei
der – im 5. Hauptausschuß grundsätzlich im Kon-
senswege erfolgenden Beschlußfassung – ein-
setzen konnte, um hier und da eigene Partikular-
interessen mit Erfolg zu verfechten. Brauch war
es etwa, die Zustimmung zu einer Mittelauf-
stockung im Einzelplan X nur dann zu erteilen,
wenn eine ganz bestimmte Stellenanhebung im
Einzelplan Y erfolgte. ›Paketlösungen‹ oder
Kompensationsgeschäfte dieser Art werden nach
der neuen Budgetmethode erheblich erschwert.
Darüber hinaus ist vorwiegend bei Mitgliedern
der G-77 das generelle Mißtrauen anzutreffen,
daß Vorschläge aus dem Sekretariat, die von
den großen Beitragszahlern mit Beifall bedacht
werden, im Ergebnis auf eine Absenkung des
UN-Haushalts (und damit einer Reduzierung
der im Interesse der Entwicklungsländer liegen-
den Vorhaben) hinauslaufen könnten.

III. Trotz des mühsamen Fortgangs der Ver-
handlungen im 5. Hauptausschuß war der Gene-
ralsekretär aber offensichtlich davon ausgegan-
gen, daß am RBB letztlich kein Weg vor-
beiführen wird, ungeachtet des politischen Ge-
genwindes. In der ersten Phase des Haushalts-
aufstellungsprozesses für den Zweijahreszeit-
raum 2002/03 – also bei der Versendung der
(sekretariatsinternen) Anforderungen des UN-
Finanzchefs an die verschiedenen Einheiten des
Sekretariats zur Benennung ihres Mittelbedarfs,
die bis November 2000 vorzulegen waren –
kam der Übergang zum RBB schon sehr deut-

lich zum Ausdruck; die Rede war von »Pro-
grammzielen« (objectives), »erwarteten Ergeb-
nissen« (expected accomplishments) und »Lei-
stungsindikatoren« (performance indicators).
Die Begründungen für die Mittelanforderungen
hatten sich um diese drei Grundbegriffe des
RBB zu ranken.
Der Optimismus des Generalsekretärs und seine
Fähigkeit, Mitgliedstaaten mit Geduld und zu-
gleich dem notwendigen Maß an Beharrlichkeit
(und natürlich mit gut durchdachten Argumen-
ten) zu überzeugen, hat sich nunmehr ausge-
zahlt. Nach einer ausgiebigen Diskussion mit
Vertretern der Sekretariate einer Reihe von
Sonderorganisationen und mit den Mitgliedern
der Gemeinsamen Inspektionsgruppe im Rah-
men einer Europareise hatte der Beratende 
Ausschuß für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen (ACABQ), ein Nebenorgan der Generalver-
sammlung, im Grundsatz grünes Licht zur Ein-
führung des RBB gegeben. Dieses Signal er-
folgte zwar in sehr vorsichtigen und zurückhal-
tenden (und einige der Bedenken aufrechter-
haltenden) Formulierungen und war verknüpft
mit zahlreichen Vorbehalten, so etwa der Beto-
nung der unverändert fortbestehenden Rollen
des ACABQ und des 5. Hauptausschusses im
Haushaltsgenehmigungsverfahren. Dennoch –
der Durchbruch zum RBB war mit der Vorlage 
des ACABQ-Votums (UN Doc. A/55/543 v.
3.11.2000) erzielt.
Auf der Basis dieses Votums einigte sich der 
5. Hauptausschuß in der ersten Novemberhälfte
nach einer gründlichen und sachlich geführten
Diskussion auf einen Resolutionsentwurf, der
(erfreulicherweise schon fast zwei Wochen vor

dem Abschluß des Hauptteils der 55. Tagung
und nicht erst in allerletzter Minute) der Gene-
ralversammlung zur Annahme vorgelegt wer-
den konnte. Die dann am 23. Dezember ohne
förmliche Abstimmung angenommene Resolu-
tion 55/231 macht sich die Bewertung des
ACABQ zu eigen und gestattet dem General-
sekretär mit einer Reihe von Maßgaben die
schrittweise Umsetzung der neuen Budgetme-
thode. Hervorzuheben ist unter anderem, daß
jeglicher Ressourcentransfer zwischen den Haus-
haltsansätzen für Personal- und für Sachausga-
ben weiterhin der Billigung durch die General-
versammlung vorbehalten bleibt.
Von besonderer Bedeutung ist die Anpassung
des RBB-Konzepts an die politische Realität in
den Vereinten Nationen. Das RBB wird in den
UN als eine Erweiterung des traditionellen Pro-
grammbudgetierens – nicht als dessen Ablö-
sung – verstanden und dementsprechend fort-
entwickelt. Wie bei einem Programmbudget
werden Inputs weiterhin durch Outputs be-
gründet – ein Hauptanliegen der G-77. Zusätz-
lich werden jedoch jetzt auch die zu erbringen-
den Ergebnisse erfaßt, und es wird deren Errei-
chung durch Leistungsindikatoren gemessen –
dies war das Hauptanliegen der RBB-Befür-
worter.
Diese Input-Output-Ergebnis-Beziehung bedeu-
tet insgesamt ein etwas komplizierteres Budget-
konzept und mehr Arbeit für die Haushaltsab-
teilung des Sekretariats. Die Einführung dieses
spezifischen Modells des RBB ist jedoch insge-
samt als ein Schritt vorwärts zu werten und soll-
te zur Verbesserung der Mittelsteuerung beitra-
gen. r
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SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
der Mission der Vereinten Nationen in Äthio-
pien und Eritrea (UNMEE). – Resolution 1312
(2000) vom 31. Juli 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf die Resolutionen 1298

(2000) vom 17. Mai 2000 und 1308(2000) vom
17. Juli 2000 sowie alle seine früheren Resolu-
tionen und Erklärungen seines Präsidenten
zum Konflikt zwischen Äthiopien und Eritrea,

– mit Lob für die erfolgreiche Vermittlung der
Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU)
bei der Herbeiführung des Abkommens über
die Einstellung der Feindseligkeiten zwischen
der Regierung der Demokratischen Bundesre-
publik Äthiopien und der Regierung des Staa-
tes Eritrea (S/2000/601), das am 18. Juni 2000
in Algier unterzeichnet wurde,

– unter Hinweis auf die an den Generalsekretär

gerichteten offiziellen Mitteilungen der Regie-
rungen Äthiopiens (S/2000/627) und Eritreas
(S/2000/612) vom 30. beziehungsweise 26. Ju-
ni 2000, in denen die Vereinten Nationen um
Hilfe bei der Durchführung des Abkommens
über die Einstellung der Feindseligkeiten er-
sucht werden,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 30. Juni 2000 (S/2000/643) und
unter Hinweis auf das Schreiben seines Präsi-
denten, in dem der Beschluß des Generalsekre-
tärs, Erkundungs- und Verbindungsgruppen in
die Region zu entsenden, gebilligt wird (S/
2000/676),

1. beschließt, in Erwartung eines vom Rat noch
zu genehmigenden Friedenssicherungseinsat-
zes für den Zeitraum bis zum 31. Januar 2001

die Mission der Vereinten Nationen in Äthio-
pien und Eritrea einzurichten, die bis zu 100
Militärbeobachter und das notwendige zivile
Unterstützungspersonal umfassen und den fol-
genden Auftrag haben wird:
a) mit den Parteien Verbindung aufzunehmen

und aufrechtzuerhalten;
b) die militärischen Hauptquartiere der Par-

teien und andere Einheiten in allen Ein-
satzgebieten der Mission zu besuchen, in
denen es der Generalsekretär für notwen-
dig erachtet;

c) den Mechanismus zur Verifikation der Ein-
stellung der Feindseligkeiten einzurichten
und zum Einsatz zu bringen;

d) die Einrichtung der in dem Abkommen
über die Einstellung der Feindseligkeiten
vorgesehenen Militärischen Koordinie-
rungs-kommission vorzubereiten;

e) nach Bedarf bei der Planung eines künfti-
gen Friedenssicherungseinsatzes behilf-
lich zu sein;
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2. begrüßt die zwischen den Sekretariaten der
Vereinten Nationen und der OAU geführten
Gespräche über eine Zusammenarbeit bei der
Durchführung des Abkommens über die Ein-
stellung der Feindseligkeiten;

3. fordert die Parteien auf, der Mission den Zu-
gang, die Hilfe, die Unterstützung und den
Schutz zu gewähren, die sie zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben benötigt;

4. ersucht die Parteien, die Entsendung von An-
timinen-Sachverständigen und -Material im
Rahmen des Dienstes der Vereinten Nationen
für Antiminenprogramme zu erleichtern, mit
dem Auftrag, das Problem der Minen und nicht
zur Wirkung gelangten Kampfmittel zu bewer-
ten und den Parteien bei der Durchführung der
erforderlichen Notmaßnahmen zur Minenbe-
kämpfung technische Hilfe zu gewähren;

5. beschließt, daß die mit Ziffer 6 seiner Resoluti-
on 1298(2000) verhängten Maßnahmen nicht
auf den Verkauf oder die Lieferung von Ausrü-
stung und dazugehörigem Material für den
Dienst der Vereinten Nationen für Antiminen-
programme oder auf die Bereitstellung von 
damit zusammenhängender technischer Hilfe 
und Ausbildung durch diesen Dienst Anwen-
dung finden;

6. betont, wie wichtig es ist, den Verlauf der ge-
meinsamen Grenze zwischen den Parteien im
Einklang mit dem OAU-Rahmenabkommen
(S/1998/1223, Anlage) und dem Abkommen
über die Einstellung der Feindseligkeiten rasch
festzulegen und zu markieren;

7. ersucht den Generalsekretär, die Planungen für
einen Friedenssicherungseinsatz fortzusetzen
und die notwendigen Verwaltungsmaßnahmen
für die Organisation einer derartigen Mission
einzuleiten, die der Genehmigung durch den
Rat bedarf;

8. ersucht den Generalsekretär, nach Bedarf in 
regelmäßigen Abständen über die Einrichtung
und die Tätigkeit der Mission Bericht zu erstat-
ten;

9. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Mandat der
Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien
und Eritrea (UNMEE). – Resolution 1320
(2000) vom 15. September 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1298

(2000) vom 17. Mai 2000 und 1308(2000) 
vom 17. Juli 2000 sowie alle seine früheren 
Resolutionen und Erklärungen seines Präsi-
denten zum Konflikt zwischen Äthiopien und
Eritrea,

– in Bekräftigung des Eintretens aller Mitglied-
staaten für die Souveränität, Unabhängigkeit
und territoriale Unversehrtheit Äthiopiens und
Eritreas,

– sowie in Bekräftigung dessen, daß beide Par-
teien alle ihre Verpflichtungen auf Grund des
humanitären Völkerrechts, der Menschenrech-
te und des Flüchtlingsvölkerrechts erfüllen
müssen,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem von der Generalversammlung in ih-
rer Resolution 49/59 vom 9. Dezember 1994
verabschiedeten Übereinkommen über die Si-

cherheit von Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetem Personal,

– mit dem Ausdruck seiner nachdrücklichen Un-
terstützung für das Abkommen über die Ein-
stellung der Feindseligkeiten zwischen der Re-
gierung der Demokratischen Bundesrepublik
Äthiopien und der Regierung des Staates Eri-
trea (S/2000/601) sowie für die offiziellen Mit-
teilungen der beiden Regierungen (S/2000/627
und S/2000/612), in denen die Vereinten Na-
tionen um Hilfe bei der Durchführung dieses
Abkommens ersucht werden,

– betonend, daß er entschlossen ist, in Abstim-
mung mit der Organisation der Afrikanischen
Einheit und den Parteien an der vollinhaltli-
chen Durchführung des Abkommens über die
Einstellung der Feindseligkeiten mitzuarbei-
ten, gleichzeitig jedoch unterstreichend, daß
seine erfolgreiche Durchführung zuallererst
vom Willen der Parteien des Abkommens ab-
hängt,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 9. August 2000 (S/2000/785),

– unter Hinweis auf seine Resolution 1312(2000)
vom 31. Juli 2000, mit der die Mission der Ver-
einten Nationen in Äthiopien und Eritrea (UN-
MEE) eingerichtet wurde,

1. fordert die Parteien zur Erfüllung aller Ver-
pflichtungen auf, die ihnen nach dem Völker-
recht, namentlich nach dem Abkommen über
die Einstellung der Feindseligkeiten, obliegen;

2. genehmigt die Dislozierung von bis zu 4 200
Soldaten, einschließlich bis zu 220 Militärbe-
obachtern, im Rahmen der UNMEE bis zum
15. März 2001, mit folgendem Auftrag:
a) Überwachung der Einstellung der Feindse-

ligkeiten;
b) gegebenenfalls Hilfestellung, um die Ein-

haltung der von den Parteien vereinbarten
Sicherheitsverpflichtungen zu gewährlei-
sten;

c) Überwachung und Verifikation der Rück-
verlegung der äthiopischen Truppen von
den nach dem 6. Februar 1999 bezogenen
Positionen, die vor dem 6. Mai 1998 nicht
unter äthiopischer Verwaltung standen;

d) Überwachung der Positionen der äthio-
pischen Truppen nach deren Rückverle-
gung;

e) gleichzeitige Überwachung der Positionen
der eritreischen Truppen, die zurückzuver-
legen sind, damit ein Abstand von 25 Kilo-
metern von den Positionen gewahrt wird,
auf die die äthiopischen Truppen zurück-
verlegt werden;

f) Überwachung der vorübergehenden Si-
cherheitszone, um bei der Gewährleistung
der Einhaltung des Abkommens über die
Einstellung der Feindseligkeiten behilflich
zu sein;

g) Übernahme des Vorsitzes der von den Ver-
einten Nationen und der Organisation der
Afrikanischen Einheit im Einklang mit
dem Abkommen über die Einstellung der
Feindseligkeiten einzurichtenden Militäri-
schen Koordinierungskommission;

h) Koordinierung der humanitären Antimi-
nenprogramme in der vorübergehenden Si-
cherheitszone und den daran angrenzenden
Gebieten sowie Bereitstellung diesbezügli-
cher technischer Hilfe;

i) Koordinierung der Tätigkeiten der Mission
in der vorübergehenden Sicherheitszone
und den daran angrenzenden Gebieten mit
den humanitären und die Menschenrech-
te betreffenden Tätigkeiten der Vereinten

Nationen und anderer Organisationen in
diesen Gebieten;

3. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, ei-
nen Sonderbeauftragten zu ernennen, der für
sämtliche Aspekte der Arbeit der Vereinten
Nationen in Erfüllung des Mandats der UN-
MEE verantwortlich sein wird;

4. ersucht den Generalsekretär, sich mit der Orga-
nisation der Afrikanischen Einheit hinsichtlich
der Durchführung des Abkommens über die
Einstellung der Feindseligkeiten abzustimmen;

5. fordert die Parteien auf, alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den Zugang, die Si-
cherheit und die Bewegungsfreiheit der UN-
MEE sicherzustellen und ihr die Hilfe, die Un-
terstützung und den Schutz zu gewähren, die
sie zur Erfüllung ihres Auftrags in allen vom
Generalsekretär für notwendig erachteten Ein-
satzbereichen benötigt;

6. ersucht die Regierungen Äthiopiens und Eri-
treas, mit dem Generalsekretär innerhalb von
30 Tagen nach der Verabschiedung dieser Re-
solution gegebenenfalls Abkommen über die
Rechtsstellung der Truppen zu schließen, und
erinnert daran, daß bis zum Abschluß solcher
Abkommen das Muster-Abkommen über die
Rechtsstellung der Truppen vom 9. Oktober
1990 (A/45/594) vorläufig Anwendung findet;

7. fordert die Parteien nachdrücklich auf, sofort
mit der Minenräumung zu beginnen, um den si-
cheren Zugang des Personals der Vereinten
Nationen und des beigeordneten Personals zu
den zu überwachenden Gebieten zu gewährlei-
sten, und dabei erforderlichenfalls technische
Hilfe der Vereinten Nationen in Anspruch zu
nehmen;

8. fordert die Parteien auf, den sicheren und unge-
hinderten Zugang des humanitären Personals
zu allen Hilfsbedürftigen zu gewährleisten;

9. fordert alle Parteien außerdem auf, mit dem In-
ternationalen Komitee vom Roten Kreuz zu-
sammenzuarbeiten;

10. beschließt, tätig werdend nach Kapitel VII der
Charta der Vereinten Nationen und auf Grund
der Bestimmungen von Ziffer 5 seiner Resolu-
tion 1312(2000), daß die mit Ziffer 6 seiner 
Resolution 1298(2000) verhängten Maßnah-
men keine Anwendung finden auf den Verkauf
und die Lieferung von
a) Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmate-

rial zur alleinigen Verwendung durch die
Vereinten Nationen in Äthiopien oder Eri-
rea und

b) Ausrüstung und sonstigem Wehrmaterial,
einschließlich technischer Hilfe und Aus-
bildung, für den ausschließlichen Einsatz
bei der Minenräumung in Äthiopien oder
Eritrea unter der Schirmherrschaft des
Dienstes der Vereinten Nationen für Anti-
minenprogramme;

11. ermutigt alle Staaten und internationalen Orga-
nisationen, die längerfristigen Aufgaben des
Wiederaufbaus und der Entwicklung sowie der
wirtschaftlichen und sozialen Gesundung in
Äthiopien und Eritrea zu unterstützen und dar-
an mitzuwirken;

12. ersucht den Generalsekretär, den Sicherheitsrat
über die Fortschritte bei der Durchführung die-
ser Resolution genau und regelmäßig unter-
richtet zu halten;

13. betont, daß das Abkommen über die Einstel-
lung der Feindseligkeiten die Beendigung der
Friedenssicherungsmission der Vereinten Na-
tionen mit der Vollendung des Prozesses der
Festlegung und Markierung des Grenzverlaufs
zwischen Äthiopien und Eritrea verknüpft, und
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ersucht den Generalsekretär, regelmäßig über
den Stand dieser Frage zu berichten;

14. fordert die Parteien auf, die Verhandlungen
fortzusetzen und unverzüglich eine umfassen-
de und endgültige Friedensregelung abzu-
schließen;

15. beschließt, daß der Rat, wenn er die Verlänge-
rung des Mandats der UNMEE prüft, berück-
sichtigen wird, ob die Parteien ausreichende
Fortschritte gemäß den Ziffern 13 und 14 er-
zielt haben;

16. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 21. November 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/34)

Auf der 4230. Sitzung des Sicherheitsrats am 21.
November 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation zwischen Eritrea und
Äthiopien‹ durch den Rat im Namen des Rates die
folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Resolutionen
betreffend die Situation in Äthiopien und Eritrea,
insbesondere die Resolutionen 1298(2000) vom
17. Mai 2000, 1312(2000) vom 31. Juli 2000 und
1320(2000) vom 15. September 2000, mit denen
die Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien
und Eritrea (UNMEE) eingerichtet wurde.
Der Sicherheitsrat bekräftigt das Eintreten aller
Mitgliedstaaten für die Souveränität, Unabhängig-
keit und territoriale Unversehrtheit Äthiopiens und
Eritreas.
Der Sicherheitsrat nimmt mit Genugtuung da-
von Kenntnis, daß sich beide Parteien auf die 
Herbeiführung einer endgültigen und umfassen-
den Friedensregelung verpflichtet haben. Der Rat
nimmt außerdem mit Genugtuung von der Reihe
indirekter Gespräche Kenntnis, die stattgefunden
haben, und fordert die Parteien gemäß Ziffer 14
der Resolution 1320(2000) auf, die Verhandlun-
gen fortzusetzen und unverzüglich eine endgültige
und umfassende Friedensregelung abzuschließen.
Der Rat unterstreicht, daß die Dislozierung der
UNMEE zu einem positiven Klima für Verhand-
lungen beitragen dürfte und daß sie keinen Er-
satz für diese notwendige Friedensregelung dar-
stellt.
Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine nach-
drückliche Unterstützung für das am 18. Juni 2000
in Algier unterzeichnete Abkommen über die Ein-
stellung der Feindseligkeiten zwischen der Regie-
rung der Demokratischen Bundesrepublik Äthio-
pien und der Regierung des Staates Eritrea.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, welch eine wichti-
ge Rolle vertrauensbildende Maßnahmen bei der
Überwindung des noch bestehenden Mißtrauens
zwischen Äthiopien und Eritrea spielen könnten,
und legt beiden Staaten nahe, sich auf ein Paket
derartiger Maßnahmen zu einigen. Der Rat legt
den Parteien insbesondere nahe, sich auf die fol-
genden Punkte zu einigen: die sofortige Freilas-
sung der internierten Zivilpersonen und ihre frei-
willige und geordnete Rückkehr unter der Schirm-
herrschaft des Internationalen Komitees vom Ro-
ten Kreuz (IKRK), die Öffnung der Land- und
Luftkorridore für die UNMEE, den Austausch von
Karten, auf denen die verminten Gebiete verzeich-

net sind, die umgehende Freilassung der Kriegsge-
fangenen und ihre Rückkehr unter der Schirmherr-
schaft des IKRK sowie ein Moratorium für Aus-
weisungen.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß beide Partei-
en alle ihre Verpflichtungen auf Grund des huma-
nitären Völkerrechts, der Menschenrechte und des
Flüchtlingsvölkerrechts erfüllen müssen. Der Rat
fordert die Parteien auf, in dieser Hinsicht mit der
UNMEE zu kooperieren.
Der Sicherheitsrat bekundet seine fortdauernde
Unterstützung für die Bemühungen, die der Gene-
ralsekretär und sein Sonderabgesandter, die Orga-
nisation der Afrikanischen Einheit, der Präsident
Algeriens und sein Sonderabgesandter sowie in-
teressierte Mitgliedstaaten unternehmen, um eine
friedliche und dauerhafte Lösung des Konflikts zu
finden.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig es ist,
daß die Mitgliedstaaten das mit Resolution 1298
(2000) verhängte Waffenembargo in vollem Um-
fang befolgen.
Der Sicherheitsrat bleibt mit der Angelegenheit
aktiv befaßt.«

Internationaler Terrorismus

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 6. Dezember 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/38)

Auf der 4243. Sitzung des Sicherheitsrats am 6.
Dezember 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Verantwortung des Sicherheitsrats
für die Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit‹ durch den Rat im Namen des
Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat nimmt mit Dank Kenntnis von
der durch den Untergeneralsekretär Hans Corell
erfolgten Unterrichtung über die Folgemaßnah-
men zu der Resolution 1269(1999) vom 19. Okto-
ber 1999.
Der Sicherheitsrat ist zutiefst besorgt über die in
vielen Regionen der Welt zu beobachtende Zunah-
me terroristischer Handlungen in allen ihren Er-
scheinungsformen. Der Rat verurteilt erneut al-
le terroristischen Handlungen, gleichviel aus wel-
chen Beweggründen und wo und von wem sie be-
gangen werden. Er begrüßt die Anstrengungen,
welche die Generalversammlung und andere Or-
gane der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des
internationalen Terrorismus unternehmen.
Der Sicherheitsrat fordert alle Staaten auf, vorran-
gig zu erwägen, soweit sie es nicht bereits getan
haben, Vertragspartei der bestehenden Überein-
kommen zur Bekämpfung des Terrorismus zu wer-
den.
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Resolution
1269(1999) vom 19. Oktober 1999 und fordert al-
le Staaten zur vollinhaltlichen und raschen An-
wendung ihrer Bestimmungen auf.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Bereitschaft, na-
mentlich auch auf der Grundlage der diesbezügli-
chen Berichte des Generalsekretärs, wie in seiner
Resolution 1269(1999) vom 19. Oktober 1999 vor-
gesehen, die erforderlichen Maßnahmen im Ein-
klang mit seiner Verantwortung nach der Charta
der Vereinten Nationen zu ergreifen, um die terro-
ristischen Bedrohungen des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit zu bekämpfen. 
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be-
faßt bleiben.«

Irak-Kuwait

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Ausnahme-
regelungen in bezug auf die gegen Irak ver-
hängten wirtschaftlichen Sanktionen. – Reso-
lution 1330(2000) vom 5. Dezember 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren einschlägigen

Resolutionen und insbesondere seine Resolu-
tionen 986(1995) vom 14. April 1995, 1111
(1997) vom 4. Juni 1997, 1129(1997) vom 12.
September 1997, 1143(1997) vom 4. Dezem-
ber 1997, 1153(1998) vom 20. Februar 1998,
1175(1998) vom 19. Juni 1998, 1210(1998)
vom 24. November 1998, 1242(1999) vom 21.
Mai 1999, 1266(1999) vom 4. Oktober 1999,
1275(1999) vom 19. November 1999, 1280
(1999) vom 3. Dezember 1999, 1281(1999)
vom 10. Dezember 1999, 1284(1999) vom 17.
Dezember 1999, 1293(2000) vom 31. März
2000 und 1302(2000) vom 8. Juni 2000,

– in der Überzeugung, daß vorübergehende Maß-
nahmen zur weiteren Deckung des humani-
tären Bedarfs des irakischen Volkes ergriffen
werden müssen, bis die Erfüllung der einschlä-
gigen Resolutionen, so auch insbesondere der
Resolution 687(1991) vom 3. April 1991, durch
die Regierung Iraks es dem Rat gestattet, wei-
tere Maßnahmen in bezug auf die in Resolution
661(1990) vom 6. August 1990 genannten Ver-
bote zu ergreifen, im Einklang mit den Bestim-
mungen der genannten Resolutionen,

– sowie in der Überzeugung, daß die huma-
nitären Hilfsgüter gerecht an alle Teile der ira-
kischen Bevölkerung im ganzen Land verteilt
werden müssen,

– entschlossen, die humanitäre Lage in Irak zu
verbessern,

– in Bekräftigung des Eintretens aller Mitglied-
staaten für die Souveränität und territoriale Un-
versehrtheit Iraks,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, daß die Bestimmungen der Resolu-
tion 986(1995), mit Ausnahme der Ziffern 4,
11 und 12 und vorbehaltlich von Ziffer 15 der
Resolution 1284(1999), für einen weiteren
Zeitraum von 180 Tagen ab dem 6. Dezember
2000 0.01 Uhr New Yorker Ortszeit in Kraft
bleiben;

2. beschließt ferner, daß aus dem Erlös aus der
von den Staaten getätigten Einfuhr von Erdöl
und Erdölprodukten aus Irak, einschließlich der
damit zusammenhängenden finanziellen und
sonstigen wesentlichen Transaktionen, in dem
in Ziffer 1 genannten Zeitraum von 180 Tagen
die vom Generalsekretär in seinem Bericht
vom 1. Februar 1998 (S/1998/90) empfohlenen
Beträge für die Bereiche Nahrungsmittel/Er-
nährung und Gesundheit auch künftig im Kon-
text der Tätigkeiten des Sekretariats mit Vor-
rang zuzuteilen sind, wobei 13 Prozent des in
dem genannten Zeitraum erzielten Erlöses für
die in Ziffer 8 Buchstabe b der Resolution 986
(1995) genannten Zwecke zu verwenden sind;

3. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen,
um die wirksame und effiziente Durchführung
dieser Resolution sicherzustellen, und den Be-
obachtungsprozeß der Vereinten Nationen in
Irak auch weiterhin nach Bedarf unter anderem
dadurch zu verbessern, daß innerhalb von 90
Tagen nach Verabschiedung dieser Resolution
die Rekrutierung und der Einsatz einer ausrei-
chenden Zahl von Beobachtern in Irak, insbe-
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sondere die Rekrutierung der zwischen dem
Generalsekretär und der Regierung Iraks ver-
einbarten Zahl von Beobachtern, so abge-
schlossen wird, daß dem Rat die erforderliche
Zusicherung gegeben werden kann, daß die im
Einklang mit dieser Resolution beschafften
Güter gerecht verteilt werden und daß alle Gü-
ter, deren Beschaffung genehmigt wurde, ein-
schließlich Gegenstände mit dualem Verwen-
dungszweck und Ersatzteile, für den geneh-
migten Zweck verwendet werden, namentlich
auch für den Wohnungssektor und die damit
zusammenhängende Infrastrukturentwicklung;

4. beschließt, 90 Tage nach Inkrafttreten von 
Ziffer 1 und erneut vor Ablauf des 180-Tage-
Zeitraums eine eingehende Überprüfung aller
Aspekte der Durchführung dieser Resolution
vorzunehmen, und bekundet seine Absicht, vor
Ablauf des 180-Tage-Zeitraums gegebenen-
falls die Verlängerung der Bestimmungen die-
ser Resolution wohlwollend zu prüfen, sofern
aus den in den Ziffern 5 und 6 genannten Be-
richten hervorgeht, daß diese Bestimmungen
zufriedenstellend angewandt werden;

5. ersucht den Generalsekretär, dem Rat 90 Tage
nach Inkrafttreten dieser Resolution über ihre
Durchführung umfassend Bericht zu erstatten,
und erneut spätestens eine Woche vor Ablauf
des 180-Tage-Zeitraums auf der Grundlage 
der vom Personal der Vereinten Nationen in
Irak gemachten Beobachtungen sowie auf der
Grundlage von Konsultationen mit der Regie-
rung Iraks darüber Bericht zu erstatten, ob Irak
die gerechte Verteilung der im Einklang mit
Ziffer 8 Buchstabe a der Resolution 986(1995)
finanzierten Medikamente, medizinischen Ver-
sorgungsgüter, Nahrungsmittel und Güter 
und Versorgungsgegenstände zur Deckung des
Grundbedarfs der Zivilbevölkerung sicherge-
stellt hat, und in seine Berichte auch etwaige
Bemerkungen zu der Frage aufzunehmen, ob
die Einnahmen zur Deckung des humanitären
Bedarfs Iraks ausreichen;

6. ersucht den Ausschuß nach Resolution 661
(1990), dem Rat in enger Abstimmung mit dem
Generalsekretär 90 Tage nach Inkrafttreten von
Ziffer 1 und erneut vor Ablauf des 180-Tage-
Zeitraums über die Durchführung der Regelun-
gen in den Ziffern 1, 2, 6, 8, 9 und 10 der Reso-
lution 986(1995) Bericht zu erstatten;

7. beschließt, daß die gemäß dieser Resolution er-
zielten Mittel auf dem mit Ziffer 7 der Resolu-
tion 986(1995) eingerichteten Treuhandkonto
bis zu einem Gesamtbetrag von 600 Millionen
US-Dollar zur Deckung aller angemessenen
Ausgaben, mit Ausnahme der in Irak zahlbaren
Ausgaben, verwendet werden dürfen, die un-
mittelbar aus den nach Ziffer 2 der Resolution
1175(1998)  und Ziffer 18 der Resolution 1284
(1999) genehmigten Verträgen entstehen, und
bekundet seine Absicht, die Verlängerung die-
ser Bestimmung wohlwollend zu prüfen;

8. erklärt sich bereit, nach Maßgabe der Koopera-
tion der Regierung Iraks bei der Durchführung
aller Resolutionen des Rates in Erwägung zu
ziehen, die Verwendung eines Betrags von 15
Millionen US-Dollar aus dem Treuhandkonto
zur Begleichung der Zahlungsrückstände Iraks
bei seinen Beiträgen zum Haushalt der Verein-
ten Nationen zu genehmigen, und ist der Auf-
fassung, daß dieser Betrag aus dem nach Ziffer
8 Buchstabe d der Resolution 986(1995) einge-
richteten Konto überwiesen werden soll;

9. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen
Maßnahmen zur Überweisung der überschüssi-
gen Mittel aus dem nach Ziffer 8 Buchstabe d

der Resolution 986(1995) eingerichteten Kon-
to für die in Ziffer 8 Buchstabe a der Resoluti-
on 986(1995) genannten Zwecke zu ergreifen,
um die für die Beschaffung humanitärer Hilfs-
güter verfügbaren Mittel zu erhöhen, gegebe-
nenfalls einschließlich für die in Ziffer 24 der
Resolution 1284(1999) genannten Zwecke;

10. weist den Ausschuß nach Resolution 661
(1990) an, auf der Grundlage der Vorschläge
des Generalsekretärs Listen von grundlegen-
den Versorgungsgütern für Elektrizität und
Wohnungsbau gemäß der den hilfsbedürftig-
sten Gruppen in Irak gewährten Priorität zu ge-
nehmigen, beschließt unbeschadet Ziffer 3 der
Resolution 661(1990) und Ziffer 20 der Reso-
lution 687(1991), daß die Lieferungen dieser
Güter dem Ausschuß nicht zur Genehmigung
vorzulegen sind, mit Ausnahme der Güter, die
den Bestimmungen der Resolution 1051(1996)
unterliegen, und daß sie dem Generalsekretär
notifiziert und im Einklang mit Ziffer 8 Buch-
staben a und b der Resolution 986(1995) finan-
ziert werden, ersucht den Generalsekretär, den
Ausschuß rechtzeitig von allen eingegangenen
Notifikationen und den ergriffenen Maßnah-
men in Kenntnis zu setzen, und erklärt sich be-
reit, solche Maßnahmen im Hinblick auf Listen
zusätzlicher Güter, insbesondere im Verkehrs-
und Fernmeldesektor, in Erwägung zu ziehen;

11. ersucht den Generalsekretär, innerhalb von 30
Tagen nach Verabschiedung dieser Resolution
die im Einklang mit Ziffer 17 der Resolution
1284(1999) und Ziffer 8 der Resolution 1302
(2000) vorgelegten Listen humanitärer Hilfs-
güter zu erweitern und auf den neuesten Stand
zu bringen, weist den Ausschuß nach Resoluti-
on 661(1990) an, die erweiterten Listen rasch
zu genehmigen, beschließt, daß die Lieferun-
gen dieser Güter dem Ausschuß nach Resoluti-
on 661(1990) nicht zur Genehmigung vorzule-
gen sind, mit Ausnahme der Güter, die den Be-
stimmungen der Resolution 1051(1996) unter-
liegen, und daß sie dem Generalsekretär notifi-
ziert und im Einklang mit Ziffer 8 Buchstaben
a und b der Resolution 986(1995) finanziert
werden, und ersucht den Generalsekretär, den
Ausschuß rechtzeitig von allen eingegangenen
Notifikationen und den ergriffenen Maßnah-
men in Kenntnis zu setzen;

12. beschließt, daß die effektive Abzugsquote der
auf das Treuhandkonto nach Resolution 986
(1995) eingezahlten Mittel, die in dem 180-Ta-
ge-Zeitraum an den Entschädigungsfonds zu
überweisen sind, 25 Prozent beträgt, beschließt
ferner, daß die sich aus diesem Beschluß erge-
benden zusätzlichen Mittel auf das nach Ziffer
8 Buchstabe a der Resolution 986(1995) ein-
gerichtete Konto eingezahlt werden und aus-
schließlich für humanitäre Projekte zu verwen-
den sind, die dem Bedarf der hilfsbedürftig-
sten Gruppen in Irak Rechnung tragen, wie in
Ziffer 126 des Berichts des Generalsekretärs
vom 29. November 2000 (S/2000/1132) ange-
geben, ersucht den Generalsekretär, in den in
Ziffer 5 genannten Berichten über die Verwen-
dung dieser Mittel Bericht zu erstatten, und be-
kundet seine Absicht, einen Mechanismus zu
schaffen, um vor Ablauf des 180-Tage-Zeit-
raums die effektive Abzugsquote der auf das
Treuhandkonto eingezahlten und in künftigen
Phasen an den Entschädigungsfonds zu über-
weisenden Mittel zu überprüfen, unter Berück-
sichtigung der wichtigsten Elemente des huma-
nitären Hilfsbedarfs des irakischen Volkes;

13. fordert den Ausschuß nach Resolution 661
(1990) nachdrücklich auf, die Anträge rasch zu

prüfen, die Zahl der vorläufig zurückgestellten
Anträge zu verringern und den Antragsgeneh-
migungsprozeß weiter zu verbessern, und be-
tont in diesem Zusammenhang die Wichtigkeit
der vollen Umsetzung von Ziffer 3;

14. fordert alle Staaten, die Anträge einreichen, al-
le Finanzinstitutionen, einschließlich der Zen-
tralbank Iraks, sowie das Sekretariat nach-
drücklich auf, Maßnahmen zu ergreifen, um
die in dem Bericht des Generalsekretärs vom
29. November 2000 gemäß Ziffer 5 der Reso-
lution 1302(2000) aufgezeigten Probleme auf
ein Mindestmaß zu beschränken;

15. ersucht den Generalsekretär, vorbehaltlich der
Genehmigung durch den Rat die erforderlichen
Regelungen zu treffen, die es ermöglichen, die
auf das Treuhandkonto nach Resolution 986
(1995) eingezahlten Mittel für den Kauf von
örtlichen Erzeugnissen und zur Deckung der
örtlichen Kosten des Grundbedarfs der Zivilbe-
völkerung zu verwenden, die im Einklang mit
Resolution 986(1995) und damit zusammen-
hängenden Resolutionen finanziert wurden,
gegebenenfalls einschließlich der Installations-
und Schulungskosten, und ersucht den Gene-
ralsekretär ferner, vorbehaltlich der Genehmi-
gung durch den Rat die erforderlichen Rege-
lungen zu treffen, um es zu ermöglichen, daß
auf das Treuhandkonto nach Resolution 986
(1995) eingezahlte Mittel in Höhe von 600
Millionen Euro zur Deckung der Installations-
und Wartungskosten, einschließlich Schu-
lungsmaßnahmen, von Ausrüstungsgegenstän-
den und Ersatzteilen für die Erdölindustrie ver-
wendet werden können, die im Einklang mit
Resolution 986(1995) und damit zusammen-
hängenden Resolutionen finanziert wurden,
und fordert die Regierung Iraks auf, bei der
Verwirklichung aller dieser Regelungen zu ko-
operieren;

16. fordert alle Staaten und insbesondere die Re-
gierung Iraks nachdrücklich auf, bei der wirk-
samen Durchführung dieser Resolution voll zu
kooperieren;

17. fordert die Regierung Iraks auf, die verbleiben-
den Maßnahmen zu ergreifen, die zur Durch-
führung der Ziffer 27 der Resolution 1284
(1999) notwendig sind, und ersucht ferner den
Generalsekretär, in seine Berichte nach Ziffer 5
eine Prüfung der von der Regierung Iraks bei
der Durchführung dieser Maßnahmen erzielten
Fortschritte aufzunehmen;

18. ersucht den Generalsekretär außerdem, so
schnell wie möglich, spätestens jedoch bis zum
31. März 2001, für den Ausschuß nach Resolu-
tion 661(1990) einen Bericht mit Vorschlägen
für die Benutzung zusätzlicher Exportrouten
für Erdöl und Erdölprodukte zu erstellen, unter
geeigneten Bedingungen, die sonst mit dem
Ziel und den Bestimmungen der Resolution
986(1995) und der damit zusammenhängenden
Resolutionen vereinbar sind, und dabei ins-
besondere auch zu prüfen, welche möglichen
Erdölleitungen als zusätzliche Exportrouten
benutzt werden könnten;

19. wiederholt seine in Ziffer 8 der Resolution
1284(1999) an den Exekutivvorsitzenden der
Überwachungs-, Verifikations- und Inspekti-
onskommission der Vereinten Nationen und an
den Generaldirektor der Internationalen Atom-
energie-Organisation gerichtete Bitte, bis zum
Ende dieses Zeitraums die Revision und Ak-
tualisierung der Verzeichnisse der Gegenstän-
de und Technologien abzuschließen, auf die
der mit Resolution 1051(1996) gebilligte Aus-
und Einfuhr-Mechanismus Anwendung findet;
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20. betont, daß es gilt, auch weiterhin die Achtung
der Sicherheit aller unmittelbar an der Durch-
führung dieser Resolution in Irak beteiligten
Personen zu gewährleisten, und fordert die Re-
gierung Iraks auf, ihre Untersuchung des Todes
von Mitarbeitern der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen abzuschließen und die Untersuchungser-
gebnisse dem Rat zu übermitteln;

21. ruft alle Staaten auf, auch weiterhin zu koope-
rieren, indem sie Anträge rechtzeitig vorlegen,
Ausfuhrgenehmigungen rasch ausstellen, den
Transit der von dem Ausschuß nach Resolution
661(1990) genehmigten humanitären Hilfsgü-
ter erleichtern und alle anderen innerhalb ihrer
Zuständigkeit liegenden geeigneten Maßnah-
men ergreifen, um sicherzustellen, daß die drin-
gend benötigten humanitären Hilfsgüter die Be-
völkerung Iraks so rasch wie möglich erreichen;

22. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Kinder

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Schutz von
Kindern in bewaffneten Konflikten. – Resolu-
tion 1314(2000) vom 11. August 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolution 1261

(1999) vom 28. August 1999,
– sowie unter Hinweis auf seine Resolutionen

1265(1999) vom 17. September 1999, 1296
(2000) vom 19. April 2000, 1306(2000) vom 
5. Juli 2000 sowie die Erklärungen seines Prä-
sidenten vom 29. Juni 1998 (S/PRST/1998/
18), 12. Februar 1999 (S/PRST/1999/6), 8. Juli
1999 (S/PRST/1999/21), 30. November 1999
(S/PRST/1999/34) und 20. Juli 2000 (S/PRST/
2000/25),

– erfreut darüber, daß die Generalversammlung
am 25. Mai 2000 das Fakultativprotokoll zu
dem Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des, betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten, verabschiedet hat,

– eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta
der Vereinten Nationen und der Hauptverant-
wortung des Sicherheitsrats für die Wahrung
des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit,

– die Notwendigkeit unterstreichend, daß alle in
Betracht kommenden Parteien die Bestimmun-
gen der Charta der Vereinten Nationen sowie
die Regeln und Grundsätze des Völkerrechts,
insbesondere auf dem Gebiet des humanitären
Rechts, der Menschenrechte und des Flücht-
lingsrechts, einhalten und die diesbezüglichen
Beschlüsse des Sicherheitsrats in vollem Um-
fang durchführen, sowie unter Hinweis auf die
einschlägigen Bestimmungen über den Schutz
von Kindern im Übereinkommen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation über das Verbot
und unverzügliche Maßnahmen zur Beseiti-
gung der schlimmsten Formen der Kinderar-
beit (Übereinkommen 182), im Römischen
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs
und im Übereinkommen von Ottawa über das
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Her-
stellung und der Weitergabe von Antiperso-
nenminen und deren Vernichtung,

– Kenntnis nehmend von den regionalen Initiati-
ven für vom Krieg betroffene Kinder, nament-

lich innerhalb der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa, von der West-
afrikanischen Konferenz über vom Krieg be-
troffene Kinder, die im April 2000 in Accra
(Ghana) abgehalten wurde, sowie von der be-
vorstehenden Internationalen Konferenz über
vom Krieg betroffene Kinder vom 10. bis 17.
September 2000 in Winnipeg (Kanada),

– nach Behandlung des Berichts des General-
sekretärs vom 19. Juli 2000 über die Durch-
führung der Resolution 1261(1999) über Kin-
der und bewaffnete Konflikte (S/2000/712),

1. bekräftigt seine nachdrückliche Verurteilung
gezielter Angriffe auf Kinder in Situationen
bewaffneten Konflikts sowie der schädlichen
und weitreichenden Auswirkungen bewaffne-
ter Konflikte auf Kinder und der Folgen, die
sich daraus langfristig für einen dauerhaften
Frieden sowie für dauerhafte Sicherheit und
Entwicklung ergeben;

2. betont, daß es allen Staaten obliegt, der Straf-
losigkeit ein Ende zu setzen und diejenigen, 
die für Völkermord, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen verant-
wortlich sind, strafrechtlich zu verfolgen, und
unterstreicht in diesem Zusammenhang die
Notwendigkeit, diese Personen, soweit dies
möglich ist, von Amnestiebestimmungen und
entsprechenden Rechtsvorschriften auszuneh-
men;

3. fordert alle an bewaffneten Konflikten beteilig-
ten Parteien nachdrücklich auf, das auf die
Rechte und den Schutz von Kindern in bewaff-
neten Konflikten anwendbare Völkerrecht in
vollem Umfang zu achten, insbesondere die
Genfer Konventionen von 1949 und die für 
sie geltenden Verpflichtungen aus den dazu-
gehörigen Zusatzprotokollen von 1977, das
Übereinkommen der Vereinten Nationen über
die Rechte des Kindes von 1989 und das Fakul-
tativprotokoll hierzu vom 25. Mai 2000, und
den entsprechenden Bestimmungen des Römi-
schen Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs Beachtung zu schenken;

4. fordert die Mitgliedstaaten, die dazu in der La-
ge sind, nachdrücklich auf, das Fakultativpro-
tokoll zu dem Übereinkommen über die Rech-
te des Kindes, betreffend die Beteiligung von
Kindern an bewaffneten Konflikten, zu unter-
zeichnen und zu ratifizieren;

5. bringt seine Unterstützung für die laufenden
Arbeiten zum Ausdruck, die der Sonderbe-
auftragte des Generalsekretärs für Kinder und
bewaffnete Konflikte, das Kinderhilfswerk der
Vereinten Nationen, das Amt des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Natio-
nen, die anderen Teile des Systems der Verein-
ten Nationen und andere zuständige internatio-
nale Organisationen unternehmen, die sich mit
Kindern befassen, die von bewaffneten Kon-
flikten betroffen sind;

6. fordert die Mitgliedstaaten und die an bewaff-
neten Konflikten beteiligten Parteien nach-
drücklich auf, Flüchtlingen und Binnenver-
triebenen, die überwiegende Mehrzahl davon
Frauen und Kinder, nach Bedarf Schutz und
Hilfe zu gewähren;

7. fordert alle an bewaffneten Konflikten beteilig-
ten Parteien auf, den uneingeschränkten, siche-
ren und ungehinderten Zugang des Personals
humanitärer Hilfsorganisationen und die Aus-
lieferung humanitärer Hilfsgüter an alle von
bewaffneten Konflikten betroffenen Kinder zu
gewährleisten;

8. bekundet seine ernste Besorgnis über die Ver-
flechtungen zwischen dem unerlaubten Handel

mit natürlichen Ressourcen und bewaffneten
Konflikten sowie zwischen dem unerlaubten
Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen
und bewaffneten Konflikten, durch die bewaff-
nete Konflikte in die Länge gezogen und ihre
Auswirkungen auf Kinder verschärft werden
können, und erklärt in diesem Zusammenhang,
daß er die Absicht hat, die Einleitung geeigne-
ter Maßnahmen im Einklang mit der Charta der
Vereinten Nationen in Erwägung zu ziehen;

9. stellt fest, daß die gezielten Angriffe auf die Zi-
vilbevölkerung oder andere geschützte Perso-
nen, einschließlich Kinder, und die Begehung
systematischer, flagranter und breit angelegter
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht
und das Recht auf dem Gebiet der Menschen-
rechte, auch soweit es sich auf Kinder bezieht,
in Situationen bewaffneten Konflikts eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit darstellen können, und bekräf-
tigt in diesem Zusammenhang seine Bereit-
schaft, derartige Situationen zu prüfen und er-
forderlichenfalls geeignete Maßnahmen zu be-
schließen;

10. fordert alle Parteien nachdrücklich auf, die
konkreten Verpflichtungen zu erfüllen, die sie
gegenüber dem Sonderbeauftragten des Gene-
ralsekretärs für Kinder und bewaffnete Kon-
flikte sowie gegenüber den zuständigen Orga-
nen der Vereinten Nationen eingegangen sind,
um den Schutz von Kindern in Situationen be-
waffneten Konflikts zu gewährleisten;

11. ersucht die an bewaffneten Konflikten betei-
ligten Parteien, gegebenenfalls Bestimmungen
über den Schutz von Kindern, namentlich über
die Entwaffnung, Demobilisierung und Wie-
dereingliederung von Kindersoldaten, in Frie-
densverhandlungen und Friedensvereinbarun-
gen aufzunehmen, und nach Möglichkeit Kin-
der an diesen Prozessen zu beteiligen;

12. bekräftigt seine Bereitschaft, in künftige Frie-
denssicherungseinsätze weiterhin nach Bedarf
Kinderschutzberater einzubeziehen;

13. betont, daß es geboten ist, die besonderen Be-
dürfnisse und besondere Schutzbedürftigkeit
der Mädchen zu berücksichtigen, die von be-
waffneten Konflikten betroffen sind, so unter
anderem auch soweit sie einem Haushalt vor-
stehen, Waisen sind, sexuell ausgebeutet wer-
den und als Kombattantinnen eingesetzt wer-
den, und fordert nachdrücklich, ihre Men-
schenrechte, ihren Schutz und ihr Wohlerge-
hen in die Erarbeitung von Politiken und Pro-
grammen einzubeziehen, namentlich in Politi-
ken und Programme zur Vorbeugung, Abrü-
stung, Demobilisierung und Wiedereingliede-
rung;

14. unterstreicht erneut, daß es geboten ist sicher-
zustellen, daß Kinder während und nach Kon-
flikten weiter Zugang zu Grunddiensten haben,
so auch unter anderem zu Bildung und Gesund-
heitsversorgung;

15. erklärt seine Bereitschaft, bei der Verhängung
von Maßnahmen nach Artikel 41 der Charta
der Vereinten Nationen die Bewertung mögli-
cher unbeabsichtigter Folgen von Sanktionen
für Kinder zu erwägen und geeignete Schritte
zu unternehmen, um diese möglichst gering zu
halten;

16. begrüßt die in jüngster Zeit von regionalen und
subregionalen Organisationen eingeleiteten In-
itiativen und Vorkehrungen für den Schutz von
Kindern, die von bewaffneten Konflikten be-
troffen sind, und fordert sie nachdrücklich auf,
a) innerhalb ihrer Sekretariate die Einrich-

tung von Kinderschutzeinheiten in Erwä-
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gung zu ziehen, mit dem Auftrag, Politi-
ken, Tätigkeiten und eine Interessenvertre-
tung zugunsten der von bewaffneten Kon-
flikten betroffenen Kinder zu entwickeln
und durchzuführen, wobei nach Möglich-
keit Kinder in die Gestaltung und Durch-
führung solcher Politiken und Programme
einbezogen werden sollen;

b) die Einbeziehung von Kinderschutzperso-
nal in ihre Friedens- und Feldeinsätze und
die Ausbildung der Mitglieder ihrer Frie-
dens- und Feldeinsätze in bezug auf die
Rechte und den Schutz von Frauen und
Kindern in Erwägung zu ziehen; 

c) Initiativen einzuleiten, um die grenzüber-
schreitenden Aktivitäten, die Kindern in
Zeiten eines bewaffneten Konflikts schäd-
lich sind, wie etwa die grenzüberschrei-
tende Anwerbung und Entführung von
Kindern, den unerlaubten Transport von
Kleinwaffen und den unerlaubten Handel
mit natürlichen Ressourcen, einzudäm-
men;

d) bei der Erarbeitung von Politiken und Pro-
grammen gegebenenfalls Mittel zugunsten
der von bewaffneten Konflikten betroffe-
nen Kinder zu veranschlagen;

e) in alle Politiken, Programme und Projekte
eine geschlechtsspezifische Perspektive zu
integrieren;

f) die Einleitung regionaler Initiativen zur
vollen Umsetzung des Verbots des völker-
rechtswidrigen Einsatzes von Kindersolda-
ten in Erwägung zu ziehen;

17. ermutigt die Mitgliedstaaten, die zuständigen
Teile des Systems der Vereinten Nationen und
die regionalen Organisationen und Abmachun-
gen, Anstrengungen zu unternehmen, um die
Freilassung der bei bewaffneten Konflikten
entführten Kinder und die Familienzusammen-
führung zu bewirken;

18. fordert die Mitgliedstaaten und die zuständi-
gen Teile des Systems der Vereinten Nationen
nachdrücklich auf, die einzelstaatlichen Insti-
tutionen und die örtliche Zivilgesellschaft stär-
ker in die Lage zu versetzen, die Nachhaltigkeit
örtlicher Initiativen zum Schutz von Kindern
sicherzustellen;

19. fordert die Mitgliedstaaten, die zuständigen
Teile des Systems der Vereinten Nationen so-
wie die Zivilgesellschaft auf, die Einbeziehung
junger Menschen in Programme zur Festigung
und Konsolidierung des Friedens zu fördern;

20. legt dem Generalsekretär nahe, in die schriftli-
chen Berichte, die er dem Rat zu Angelegen-
heiten vorlegt, mit denen dieser befaßt ist, auch
weiterhin nach Bedarf Bemerkungen über den
Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten
aufzunehmen;

21. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum
31. Juli 2001 einen Bericht über die Durch-
führung dieser Resolution sowie der Resoluti-
on 1261(1999) vorzulegen;

22. beschließt, mit dieser Angelegenheit aktiv be-
faßt zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Liberia

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Aufhebung
des Waffenembargos von 1992 gegen Liberia
und Verhängung eines neuerlichen Waffen-
embargos sowie weiterer Maßnahmen wegen

der Beteiligung am Konflikt in Sierra Leone. –
Resolution 1343(2001) vom 7. März 2001

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1132

(1997) vom 8. Oktober 1997, 1171(1998) vom
5. Juni 1998, 1306(2000) vom 5. Juli 2000 und
alle anderen Resolutionen und Erklärungen
seines Präsidenten über die Situation in Sierra
Leone und der Region,

– mit Genugtuung über die Resolution 55/56 der
Generalversammlung vom 1. Dezember 2000,
insbesondere über ihre Forderung nach Maß-
nahmen, die alle beteiligten Parteien, nament-
lich die Diamanten produzierenden, verarbei-
tenden, ausführenden und einführenden Län-
der sowie die Diamantenindustrie, darauf ver-
pflichten, die Verbindung zwischen Diaman-
ten und bewaffneten Konflikten zu zerschla-
gen, sowie ihre Aufforderung an alle Staaten,
die Maßnahmen des Sicherheitsrats vollständig
durchzuführen, die auf die Verbindung zwi-
schen dem Handel mit Diamanten aus Kon-
fliktgebieten und der Lieferung von Waffen,
Treibstoff oder sonstigem verbotenem Materi-
al an Rebellenbewegungen gerichtet sind,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht der mit
Ziffer 19 seiner Resolution 1306(2000) einge-
setzten Sachverständigengruppe der Vereinten
Nationen betreffend Sierra Leone (S/2000/
1195),

– Kenntnis nehmend von den Feststellungen der
Sachverständigengruppe, wonach Diamanten
eine der wichtigsten Einnahmequellen für die
Revolutionäre Einheitsfront (RUF) darstellen,
der Großteil der RUF-Diamanten Sierra Leone
auf dem Weg über Liberia verläßt und dieser il-
legale Handel nicht ohne die Erlaubnis und
Mitwirkung liberianischer Regierungsbeamter
auf höchster Ebene durchgeführt werden kann,
und mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis
über die in dem Bericht der Sachverständigen-
gruppe vorgelegten eindeutigen und überwälti-
genden Beweise, aus denen hervorgeht, daß die
Regierung Liberias die RUF auf allen Ebenen
aktiv unterstützt,

– unter Hinweis auf das Moratorium für die Ein-
fuhr, Ausfuhr und Herstellung von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen in Westafrika, das die
Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen
Staaten (ECOWAS) am 31. Oktober 1998 in
Abuja verabschiedet hat (S/1998/1194, Anla-
ge),

– Kenntnis nehmend von den Maßnahmen, die
die Regierung Liberias seit der Veröffentli-
chung des Berichts der Sachverständigengrup-
pe nach Resolution 1306(2000) angekündigt
hat, und mit Genugtuung über die Absicht der
ECOWAS, die Durchführung dieser Maßnah-
men in enger Zusammenarbeit mit den Verein-
ten Nationen zu überwachen und nach einem
Zeitraum von zwei Monaten darüber Bericht
zu erstatten,

– daran erinnernd, daß er bereits in seiner Reso-
lution 1306(2000) seine Besorgnis über die
Rolle zum Ausdruck gebracht hat, die der il-
legale Handel mit Diamanten dabei spielt, 
den Konflikt in Sierra Leone weiter anzufa-
chen, und über Berichte, daß solche Diaman-
ten durch benachbarte Länder transportiert wer-
den, namentlich durch Liberia,

– mit der erneuten Aufforderung, wie bereits in
der Erklärung seines Präsidenten vom 21. De-
zember 2000 (S/PRST/2000/41), an alle Staa-
ten Westafrikas, insbesondere Liberia, die Ge-
währung militärischer Unterstützung an be-

waffnete Gruppen in benachbarten Ländern so-
fort einzustellen und zu verhindern, daß be-
waffnete Personen von ihrem Hoheitsgebiet
aus Angriffe auf Nachbarländer vorbereiten
und durchführen,

– feststellend, daß die aktive Unterstützung, die
die Regierung Liberias bewaffneten Rebellen-
gruppen in benachbarten Ländern gewährt, 
insbesondere ihre Unterstützung der RUF in
Sierra Leone, eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit in der
Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

A

– unter Hinweis auf seine Resolutionen 788
(1992) vom 19. November 1992 und 985
(1995) vom 13. April 1995,

– in Anbetracht dessen, daß der Konflikt in Libe-
ria beigelegt wurde, daß nationale Wahlen im
Rahmen des Yamoussoukro-IV-Übereinkom-
mens vom 30. Oktober 1991 (S/24815, Anla-
ge) abgehalten wurden und daß das am 7. April
1992 in Genf herausgegebene Schlußkommu-
niqué der Tagung der Informellen Beratungs-
gruppe des ECOWAS-Fünfer-Ausschusses für
Liberia (S/23863) umgesetzt wurde, und daher
zu der Feststellung gelangend, daß das mit Zif-
fer 8 der Resolution 788(1992) verhängte Em-
bargo aufgehoben werden soll,

1. beschließt, die mit Ziffer 8 der Resolution 788
(1992) verhängten Verbote aufzuheben und
den Ausschuß nach Resolution 985(1995) auf-
zulösen;

B

2. verlangt, daß die Regierung Liberias die Unter-
stützung, die sie der RUF in Sierra Leone und
anderen bewaffneten Rebellengruppen in der
Region gewährt, sofort einstellt und insbeson-
dere die folgenden konkreten Maßnahmen er-
greift:
a) Ausweisung aller Mitglieder der RUF aus

Liberia, einschließlich der Personen auf
der von dem Ausschuß nach Ziffer 14 er-
stellten Liste, und Verbot aller Aktivitäten
der RUF im Hoheitsgebiet Liberias, mit
der Maßgabe, daß diese Bestimmung Libe-
ria nicht dazu verpflichtet, seine eigenen
Staatsangehörigen aus seinem Hoheitsge-
biet auszuweisen;

b) Einstellung jeder finanziellen und, im Ein-
klang mit Resolution 1171(1998), militäri-
schen Unterstützung der RUF, namentlich
jeder Weitergabe von Waffen und Muniti-
on, jeder militärischen Ausbildung und der
Gewährung von Unterstützung in den Be-
reichen Logistik und Kommunikation, und
Ergreifung von Maßnahmen, die sicher-
stellen, daß keine derartige Unterstützung
vom Hoheitsgebiet Liberias aus oder von
seinen Staatsangehörigen gewährt wird;

c) Einstellung jeder direkten oder indirekten
Einfuhr von Rohdiamanten aus Sierra Leo-
ne, die nicht von der Regierung Sierra Leo-
nes durch die Herkunftszeugnisregelung
kontrolliert werden, im Einklang mit Reso-
lution 1306(2000);

d) Einfrieren der Gelder, Finanzmittel oder
Vermögensgegenstände, die von Staats-
angehörigen Liberias oder innerhalb seines
Hoheitsgebiets unmittelbar oder mittelbar
der RUF beziehungsweise unmittelbar oder
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mittelbar im Besitz der RUF befindlichen
oder von ihr kontrollierten Körperschaften
zur Verfügung gestellt werden;

e) Verhängung eines Flugverbots für alle in
Liberia eingetragenen Luftfahrzeuge, die
in seinem Hoheitsbereich eingesetzt wer-
den, bis es sein Luftfahrzeugregister ge-
mäß Anhang VII des Chicagoer Abkom-
mens von 1944 über die Internationale Zi-
villuftfahrt aktualisiert und dem Rat die ak-
tualisierten Angaben betreffend die Eintra-
gung und die Eigentumsverhältnisse jedes
in Liberia eingetragenen Luftfahrzeugs be-
reitstellt;

3. betont, daß mit den in Ziffer 2 gestellten Forde-
rungen beabsichtigt wird, weitere Fortschritte
im Friedensprozeß in Sierra Leone herbeizu-
führen, und fordert in dieser Hinsicht den Prä-
sidenten Liberias auf, dazu beizutragen, daß
die RUF die folgenden Ziele erfüllt:
a) die Gewährleistung des freien Zugangs der

Mission der Vereinten Nationen in Sierra
Leone (UNAMSIL) zu allen Landesteilen
Sierra Leones;

b) die Freilassung aller entführten Personen;
c) die Eingliederung ihrer Kämpfer in den Ent-

waffnungs-, Demobilisierungs- und Wie-
dereingliederungsprozess;

d) die Rückgabe aller Waffen und sonstigen
Ausrüstungsgegenstände der UNAMSIL,
deren sie sich bemächtigt hat;

4. verlangt, daß alle Staaten in der Region Maß-
nahmen ergreifen, um zu verhindern, daß be-
waffnete Personen und Gruppen von ihrem
Hoheitsgebiet aus Angriffe auf Nachbarländer
vorbereiten und durchführen, und daß sie alles
unterlassen, was zu einer weiteren Destabili-
sierung der Lage an den Grenzen zwischen
Guinea, Liberia und Sierra Leone beitragen
könnte;

5. a) beschließt, daß alle Staaten die erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen werden, um
den Verkauf oder die Lieferung von Rü-
stungsgütern und sonstigem Wehrmaterial
jeder Art an Liberia, einschließlich Waffen
und Munition, Militärfahrzeugen und -aus-
rüstung, paramilitärischer Ausrüstung und
Ersatzteilen für dieselben, gleichviel ob sie
ihren Ursprung in ihrem Hoheitsgebiet ha-
ben oder nicht, durch ihre Staatsangehöri-
gen oder von ihrem Hoheitsgebiet aus oder
unter Benutzung von ihre Flagge führen-
den Schiffen oder Luftfahrzeugen zu ver-
hindern;

b) beschließt, daß alle Staaten die erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen werden, um je-
de Gewährung technischer Hilfe oder Aus-
bildung im Zusammenhang mit der Bereit-
stellung, der Herstellung, der Wartung
oder dem Einsatz der unter Buchstabe a)
genannten Güter an Liberia durch ihre
Staatsangehörigen oder von ihrem Ho-
heitsgebiet aus zu verhindern;

c) beschließt, daß die mit den Buchstaben a)
und b) verhängten Maßnahmen keine An-
wendung auf Lieferungen nichtletalen mi-
litärischen Geräts finden, das ausschließ-
lich für humanitäre oder Schutzzwecke be-
stimmt ist, noch auf die damit zusammen-
hängende technische Hilfe oder Ausbil-
dung, wie von dem Ausschuß nach Ziffer
14 im voraus genehmigt;

d) bekräftigt, daß die mit Buchstabe a) ver-
hängten Maßnahmen keine Anwendung
auf Schutzkleidung finden, einschließlich
kugelsicherer Westen und Militärhelmen,

die von Personal der Vereinten Nationen,
Medienvertretern und humanitären und
Entwicklungshelfern sowie beigeordnetem
Personal ausschließlich zur eigenen Ver-
wendung nach Liberia ausgeführt wird;

6. beschließt ferner, daß alle Staaten die erforder-
lichen Maßnahmen ergreifen werden, um die
direkte oder indirekte Einfuhr aller Rohdia-
manten aus Liberia, gleichviel ob solche Dia-
manten ihren Ursprung in Liberia haben oder
nicht, zu verbieten;

7. a) beschließt außerdem, daß alle Staaten die
erforderlichen Maßnahmen ergreifen wer-
den, um hochrangigen Mitgliedern der Re-
gierung und der Streitkräfte Liberias und
ihren Ehegatten sowie allen anderen Perso-
nen, die bewaffneten Rebellengruppen in
Nachbarländern Liberias, insbesondere der
RUF in Sierra Leone, wie vom Ausschuß
nach Ziffer 14 benannt, finanzielle und 
militärische Unterstützung gewähren, die
Einreise in ihr Hoheitsgebiet oder die
Durchreise zu verweigern, mit der Maß-
gabe, daß kein Staat durch diese Bestim-
mungen verpflichtet wird, seinen eigenen
Staatsangehörigen die Einreise in sein Ho-
heitsgebiet zu verweigern, sowie mit der
Maßgabe, daß keine dieser Bestimmungen
die Vertreter der Regierung Liberias an der
Durchreise zum Amtssitz der Vereinten
Nationen zwecks dienstlicher Geschäfte
betreffend die Vereinten Nationen noch die
Regierung Liberias an der Teilnahme an
den offiziellen Tagungen der Mano-Fluß-
Union, der ECOWAS und der Organisati-
on der Afrikanischen Einheit hindern wird;

b) beschließt, daß die mit Buchstabe a) ver-
hängten Maßnahmen keine Anwendung
finden, wenn der Ausschuß nach Ziffer 14
festlegt, daß die betreffenden Reisen aus
humanitären Gründen, einschließlich reli-
giöser Verpflichtungen, gerechtfertigt sind,
oder wenn er zu dem Schluß kommt, daß
eine Ausnahmeregelung die Erfüllung der
Forderungen des Rates durch Liberia för-
dern oder zur friedlichen Beilegung des
Konflikts in der Subregion beitragen wür-
de;

8. beschließt ferner, daß die mit den Ziffern 6 und
7 verhängten Maßnahmen zwei Monate nach
dem Datum der Verabschiedung dieser Resolu-
tion um 0.01 Uhr New Yorker Ortszeit in Kraft
treten werden, es sei denn, der Sicherheitsrat
kommt vor diesem Zeitpunkt unter Berück-
sichtigung des in Ziffer 12 genannten Berichts
des Generalsekretärs, der Beiträge der ECO-
WAS, der einschlägigen Informationen des
Ausschusses nach Ziffer 14 und des Ausschus-
ses nach Resolution 1132(1997) sowie aller
sonstigen einschlägigen Informationen zu dem
Schluß, daß Liberia den Forderungen in Ziffer
2 nachgekommen ist;

9. beschließt, daß die mit Ziffer 5 verhängten
Maßnahmen 14 Monate lang gelten werden
und daß der Rat am Ende dieses Zeitraums 
einen Beschluß darüber fassen wird, ob die 
Regierung Liberias den Forderungen in Zif-
fer 2 nachgekommen ist, und demgemäß be-
schließen wird, ob diese Maßnahmen um einen
weiteren Zeitraum mit den gleichen Bedingun-
gen zu verlängern sind;

10. beschließt ferner, daß die mit den Ziffern 6 und
7 verhängten Maßnahmen zwölf Monate lang
gelten werden und daß der Rat am Ende dieses
Zeitraums einen Beschluß darüber fassen wird,
ob die Regierung Liberias den Forderungen in

Ziffer 2 nachgekommen ist, und demgemäß be-
schließen wird, ob diese Maßnahmen um einen
weiteren Zeitraum mit den gleichen Bedingun-
gen zu verlängern sind;

11. beschließt außerdem, daß die mit den Ziffern 5
bis 7 verhängten Maßnahmen sofort beendet
werden, wenn der Rat unter anderem unter
Berücksichtigung des Berichts der in Ziffer 19
genannten Sachverständigengruppe, des in 
Ziffer 12 genannten Berichts des Generalse-
kretärs, der Beiträge der ECOWAS, aller ein-
schlägigen Informationen des Ausschusses
nach Ziffer 14 und des Ausschusses nach 
Resolution 1132(1997) sowie aller sonstigen
einschlägigen Informationen zu dem Schluß
kommt, daß die Regierung Liberias den Forde-
rungen in Ziffer 2 nachgekommen ist;

12. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum
30. April 2001 einen Erstbericht und danach in
sechsmonatigen Abständen auf der Grundlage
von Informationen aus allen einschlägigen
Quellen, namentlich dem Büro der Vereinten
Nationen in Liberia, der UNAMSIL und der
ECOWAS, weitere Berichte darüber vorzule-
gen, ob Liberia den Forderungen in Ziffer 2
nachgekommen ist und ob Fortschritte im Hin-
blick auf die in Ziffer 3 genannten Ziele erzielt
worden sind, und fordert die Regierung Libe-
rias auf, die Anstrengungen zu unterstützen,
die die Vereinten Nationen unternehmen, um
alle ihnen zur Kenntnis gebrachten Informatio-
nen über die Befolgung dieser Resolution zu
verifizieren;

13. ersucht den Generalsekretär, dem Rat sechs
Monate nach Verabschiedung dieser Resoluti-
on folgendes vorzulegen:
a) eine vorläufige Einschätzung der wirt-

schaftlichen, humanitären und sozialen
Auswirkungen, die mögliche Folgemaß-
nahmen des Rates in den in Ziffer 19 c) ge-
nannten Untersuchungsbereichen auf die
liberianische Bevölkerung haben könnten;

b) einen Bericht über die von der Regierung
Liberias im Einklang mit den Empfehlun-
gen der Sachverständigengruppe nach Re-
solution 1306(2000) und etwaigen Rat-
schlägen der Internationalen Zivilluftfahrt-
Organisation (ICAO) ergriffenen Maßnah-
men zur Verbesserung ihrer Kapazität auf
dem Gebiet der Luftverkehrskontrolle und
-überwachung;

14. beschließt, gemäß Regel 28 seiner vorläufigen
Geschäftsordnung einen aus allen Ratsmitglie-
dern bestehenden Ausschuß des Sicherheitsrats
einzusetzen, mit dem Auftrag, die nachstehen-
den Aufgaben wahrzunehmen, dem Rat über
seine Tätigkeit Bericht zu erstatten und Bemer-
kungen und Empfehlungen dazu vorzulegen:
a) Einholung von Informationen von allen

Staaten über die von ihnen ergriffenen Maß-
nahmen zur wirksamen Durchführung der
mit den Ziffern 5 bis 7 verhängten Maß-
nahmen und danach Ersuchen der Staaten
um alle weiteren Informationen, die er ge-
gebenenfalls für notwendig erachtet;

b) Prüfung der dem Ausschuß von den Staa-
ten vorgelegten Informationen betreffend
angebliche Verstöße gegen die mit den 
Ziffern 5 bis 7 verhängten Maßnahmen,
nach Möglichkeit unter Nennung der na-
türlichen oder juristischen Personen, ein-
schließlich Schiffen oder Luftfahrzeugen,
die solche Verstöße begangen haben sol-
len, Ergreifung geeigneter Maßnahmen
und regelmäßige Berichterstattung an den
Rat;
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c) rascher Erlaß der erforderlichen Richtlini-
en zur Erleichterung der Durchführung der
mit den Ziffern 5 bis 7 verhängten Maß-
nahmen;

d) Prüfung von Anträgen auf Ausnahmen
nach den Ziffern 5 c) und 7 b) und Be-
schlußfassung über diese;

e) Benennung der Personen, die den mit Zif-
fer 7 verhängten Maßnahmen unterliegen,
und regelmäßige Aktualisierung dieser Li-
ste;

f) Veröffentlichung der von ihm für sach-
dienlich erachteten Informationen, ein-
schließlich der unter Buchstabe e) genann-
ten Liste, mit Hilfe geeigneter Medien, na-
mentlich durch den besseren Einsatz von
Informationstechnologien;

g) Abgabe von Empfehlungen an den Rat
über Möglichkeiten zur Erhöhung der
Wirksamkeit der mit den Ziffern 5 bis 7
verhängten Maßnahmen und über Mög-
lichkeiten zur Begrenzung etwaiger unbe-
absichtigter Auswirkungen dieser Maß-
nahmen auf die liberianische Bevölkerung;

h) Zusammenarbeit mit den anderen zustän-
digen Sanktionsausschüssen des Sicher-
heitsrats, insbesondere dem Ausschuß
nach Resolution 1132(1997) und dem Aus-
schuß nach Resolution 864(1993);

i) Erstellung der in Ziffer 2 a) genannten 
Liste der Mitglieder der RUF, die sich in
Liberia aufhalten;

15. fordert die Regierung Liberias auf, eine wirk-
same Herkunftszeugnisregelung für den Han-
del mit Rohdiamanten festzulegen, die transpa-
rent und international verifizierbar ist, von dem
Ausschuß nach Ziffer 14 genehmigt worden ist
und in Kraft treten soll, nachdem die mit den
Ziffern 5 bis 7 verhängten Maßnahmen gemäß
dieser Resolution beendet worden sind;

16. legt allen diamantenexportierenden Ländern 
in Westafrika eindringlich nahe, wie von der
Sachverständigengruppe nach Resolution 1306
(2000) empfohlen, der von der Regierung Sier-
ra Leones beschlossenen Regelung vergleich-
bare Herkunftszeugnisregelungen für den Han-
del mit Rohdiamanten festzulegen, und fordert
die Staaten, die zuständigen internationalen
Organisationen und anderen Organe, die dazu
in der Lage sind, auf, diesen Regierungen zu
diesem Zweck ihre Hilfe anzubieten;

17. fordert die internationale Gemeinschaft auf,
die notwendige Hilfe zu gewähren, um den
Kampf gegen die Verbreitung von leichten
Waffen in Westafrika und den unerlaubten
Handel damit zu verstärken, namentlich durch
die Anwendung des ECOWAS-Moratoriums
für die Einfuhr, Ausfuhr und Herstellung von
Kleinwaffen und leichten Waffen in Westafri-
ka, und die Luftverkehrskontrolle in der west-
afrikanischen Subregion zu verbessern;

18. ersucht alle Staaten, dem Ausschuß nach Ziffer
14 innerhalb von 30 Tagen nach der Veröffent-
lichung der in Ziffer 14 e) genannten Liste über
die Vorkehrungen Bericht zu erstatten, die sie
zur Durchführung der mit den Ziffern 5 bis 7
verhängten Maßnahmen ergriffen haben;

19. ersucht den Generalsekretär, innerhalb eines
Monats nach dem Datum der Verabschiedung
dieser Resolution im Benehmen mit dem Aus-
schuß nach Ziffer 14 für einen Zeitraum von
sechs Monaten eine aus höchstens fünf Mit-
gliedern bestehende Sachverständigengruppe
einzusetzen, nach Möglichkeit und bei Bedarf
unter Heranziehung des Sachverstands der Mit-
glieder der Sachverständigengruppe nach Re-

solution 1306(2000), mit dem folgenden Auf-
trag:
a) Verstöße gegen die mit den Ziffern 5 bis 7

verhängten Maßnahmen zu untersuchen;
b) Informationen über die Erfüllung der For-

derungen in Ziffer 2 durch die Regierung
Liberias zu sammeln, einschließlich aller
Verstöße der Regierung Liberias gegen die
mit Ziffer 2 der Resolution 1171(1998) und
Ziffer 1 der Resolution 1306(2000) ver-
hängten Maßnahmen;

c) die möglichen Zusammenhänge zwischen
der Ausbeutung der natürlichen Ressour-
cen und anderen Formen wirtschaftlicher
Tätigkeit in Liberia und der Anfachung des
Konflikts in Sierra Leone und den benach-
barten Ländern weiter zu untersuchen, ins-
besondere diejenigen Bereiche, die im Be-
richt der Sachverständigengruppe nach Re-
solution 1306(2000) hervorgehoben wur-
den;

d) Informationen im Zusammenhang mit den
illegalen Tätigkeiten der in Ziffer 21 ge-
nannten Personen sowie anderen angebli-
chen Verstößen gegen diese Resolution zu
sammeln;

e) dem Rat spätestens sechs Monate nach
dem Datum der Verabschiedung dieser Re-
solution über den Ausschuß nach Ziffer 
14 einen Bericht mit Bemerkungen und
Empfehlungen in den unter den Buchsta-
ben a) bis d) genannten Bereichen vorzu-
legen;

f) den Ausschuß nach Ziffer 14 in gebühren-
der Weise über ihre Tätigkeit auf dem lau-
fenden zu halten;

und ersucht den Generalsekretär ferner, die er-
forderlichen Ressourcen bereitzustellen;

20. ersucht die in Ziffer 19 genannte Sachverstän-
digengruppe, möglichst alle sachdienlichen In-
formationen, die sie bei ihren auftragsgemäß
durchgeführten Untersuchungen sammelt, den
interessierten Staaten zur Kenntnis zu bringen,
damit diese eine rasche und gründliche Unter-
suchung vornehmen und gegebenenfalls Ab-
hilfemaßnahmen ergreifen können, und ihnen
das Recht auf Antwort einzuräumen;

21. fordert alle Staaten auf, geeignete Maßnahmen
zu ergreifen, um sicherzustellen, daß die ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Personen und
Unternehmen, insbesondere die im Bericht der
Sachverständigengruppe nach Resolution 1306
(2000) genannten, die Embargos der Vereinten
Nationen befolgen, insbesondere diejenigen,
die mit den Resolutionen 1171(1998), 1306
(2000) und dieser Resolution verhängt wurden,
und gegebenenfalls die notwendigen gerichtli-
chen und administrativen Schritte zu ergreifen,
um allen illegalen Tätigkeiten dieser Personen
und Unternehmen ein Ende zu setzen;

22. fordert alle Staaten und alle zuständigen inter-
nationalen und regionalen Organisationen auf,
ungeachtet etwaiger Rechte oder Verpflichtun-
gen oder einer Lizenz oder Genehmigung, die
zeitlich vor dem Datum der Verabschiedung
dieser Resolution liegen, streng im Einklang
mit den Bestimmungen dieser Resolution zu
handeln;

23. beschließt, die mit den Ziffern 5 bis 7 verhäng-
ten Maßnahmen spätestens 60 Tage nach Ver-
abschiedung dieser Resolution und danach alle
sechs Monate zu überprüfen;

24. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe
der Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls
andere Organisationen und interessierte Partei-
en nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß nach

Ziffer 14 und der in Ziffer 19 genannten Sach-
verständigengruppe voll zusammenzuarbei-
ten, namentlich indem sie ihnen Informationen
über mögliche Verstöße gegen die mit den Zif-
fern 5 bis 7 verhängten Maßnahmen melden;

25. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Nahost

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Interimstruppe der Ver-
einten Nationen in Libanon (UNIFIL). – Reso-
lution 1310(2000) vom 27. Juli 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 425

(1978) und 426(1978) vom 19. März 1978, 501
(1982) vom 25. Februar 1982, 508(1982) vom
5. Juni 1982, 509(1982) vom 6. Juni 1982 und
520(1982) vom 17. September 1982 sowie auf
seine Resolutionen zur Situation in Libanon
und seine Resolution 1308(2000) vom 17. Juli
2000,

– sowie unter Hinweis auf die Erklärungen sei-
nes Präsidenten vom 20. April 2000 (S/PRST/
2000/13), 23. Mai 2000 (S/PRST/2000/18) und
18. Juni 2000 (S/PRST/2000/21) über die Si-
tuation in Libanon, insbesondere auf seine 
Billigung der Arbeit der Vereinten Nationen
gemäß dem Auftrag des Sicherheitsrats, na-
mentlich der Schlußfolgerung des Generalse-
kretärs, daß Israel ab dem 16. Juni 2000 im 
Einklang mit der Resolution 425(1978) seine
Streitkräfte aus Libanon zurückgezogen und
die im Bericht des Generalsekretärs vom 22.
Mai 2000 (S/2000/460) genannten Bedingun-
gen erfüllt hat,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 20. Juli 2000 über die Interims-
truppe der Vereinten Nationen in Libanon
(UNIFIL) (S/2000/718) sowie über die darin
enthaltenen Feststellungen und Empfehlungen,

– in Bekräftigung des Interimscharakters der
UNIFIL,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– dem Antrag der Regierung Libanons in dem
Schreiben des Ständigen Vertreters Libanons
bei den Vereinten Nationen an den Generalse-
kretär vom 11. Juli 2000 (S/2000/674) stattge-
bend,

1. billigt die in dem Bericht des Generalsekretärs
vom 20. Juli 2000 erwähnte Vereinbarung, daß
die Truppe in ihrem gesamten Einsatzgebiet
disloziert und voll tätig sein wird und daß die
Regierung Libanons ihre Präsenz in diesem
Gebiet durch die Dislozierung zusätzlicher
Soldaten und interner Sicherheitskräfte ver-
stärken wird;

2. beschließt in diesem Zusammenhang, das ge-
genwärtige Mandat der UNIFIL um einen wei-
teren Zeitraum von 6 Monaten bis zum 31. Ja-
nuar 2001 zu verlängern;

3. bekundet erneut seine nachdrückliche Unter-
stützung für die territoriale Unversehrtheit,
Souveränität und politische Unabhängigkeit
Libanons innerhalb seiner international aner-
kannten Grenzen;
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4. begrüßt die Erklärung in dem Schreiben des
Generalsekretärs an den Präsidenten des Si-
cherheitsrats vom 24. Juli 2000 (S/2000/731),
daß die Regierung Israels zu diesem Datum al-
le Verletzungen der Rückzugslinie beendigt
hatte;

5. fordert die Parteien auf, diese Linie zu respek-
tieren, äußerste Zurückhaltung zu üben und mit
den Vereinten Nationen und der UNIFIL voll
zusammenzuarbeiten;

6. fordert die Regierung Libanons auf, die Wie-
derherstellung ihrer tatsächlichen Autorität
und Präsenz im Süden sicherzustellen und ins-
besondere so bald wie möglich eine umfangrei-
che Dislozierung der libanesischen Streitkräfte
vorzunehmen;

7. begrüßt die Einrichtung von Kontrollpunkten
in dem geräumten Gebiet durch die Regierung
Libanons und legt der Regierung Libanons na-
he, im gesamten Süden für ein ruhiges Umfeld
zu sorgen, namentlich durch die Überwachung
aller Kontrollpunkte;

8. begrüßt die Maßnahmen, die der Generalse-
kretär und die truppenstellenden Länder hin-
sichtlich des Militärpersonals sowie der Dislo-
zierung der UNIFIL getroffen haben, wie in
den genannten Erklärungen seines Präsidenten
vereinbart, und bekräftigt, daß die erwartete
Umdislozierung der UNIFIL in Abstimmung
mit der Regierung Libanons und den libanesi-
schen Streitkräften erfolgen soll;

9. unterstreicht erneut das Mandat und die allge-
meinen Anweisungen an die UNIFIL gemäß
dem mit Resolution 426(1978) gebilligten Be-
richt des Generalsekretärs vom 19. März 1978
(S/12611);

10. ersucht den Generalsekretär, die Konsultatio-
nen mit der Regierung Libanons und den ande-
ren von der Durchführung dieser Resolution
unmittelbar berührten Parteien fortzusetzen
und dem Sicherheitsrat darüber Bericht zu er-
statten;

11. sieht der baldigen Erfüllung des Mandats der
UNIFIL mit Interesse entgegen;

12. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, dem
Rat bis zum 31. Oktober 2000 einen Bericht
über den Stand der Verwirklichung der in Re-
solution 425(1978) festgelegten Ziele und über
die Fortschritte vorzulegen, die die UNIFIL bei
der Wahrnehmung der ihr ursprünglich über-
tragenen Aufgaben erzielt hat, und ersucht den
Generalsekretär, in seinen Bericht Empfehlun-
gen zu den Aufgaben aufzunehmen, die die Or-
ganisation der Vereinten Nationen zur Über-
wachung des Waffenstillstands (UNTSO) wahr-
nehmen könnte;

13. beschließt, die Situation Anfang November
2000 zu überprüfen und alle Maßnahmen zu er-
wägen, die er im Hinblick auf die UNIFIL für
zweckmäßig erachtet, auf der Grundlage dieses
Berichts, des Ausmaßes der Dislozierung der
UNIFIL und der Maßnahmen, die die Regie-
rung Libanons ergriffen hat, um ihre tatsäch-
liche Autorität und Präsenz in dem Gebiet 
wiederherzustellen, insbesondere durch eine
umfangreiche Dislozierung der libanesischen
Streitkräfte;

14. betont, wie wichtig und notwendig die Her-
beiführung eines umfassenden, gerechten und
dauerhaften Friedens im Nahen Osten auf der
Grundlage aller seiner diesbezüglichen Reso-
lutionen ist, einschließlich seiner Resolutionen
242(1967) vom 22. November 1967 und 338
(1973) vom 22. Oktober 1973.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Provokation
am Haram al-Sharif in Jerusalem. – Resolution
1322(2000) vom 7. Oktober 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 476

(1980) vom 30. Juni 1980, 478(1980) vom 
20. August 1980, 672(1990) vom 12. Oktober
1990 und 1073(1996) vom 28. September 1996
sowie alle seine anderen einschlägigen Resolu-
tionen,

– tief besorgt über die tragischen Ereignisse, die
seit dem 28. September 2000 zahlreiche Tote
und Verwundete, hauptsächlich unter den Palä-
stinensern, gefordert haben,

– erneut erklärend, daß eine gerechte und dauer-
hafte Lösung des arabisch-israelischen Kon-
flikts auf seinen Resolutionen 242(1967) vom
22. November 1967 und 338(1973) vom 22.
Oktober 1973 gründen und durch einen akti-
ven Verhandlungsprozeß herbeigeführt wer-
den muß,

– mit dem Ausdruck seiner Unterstützung für
den Nahost-Friedensprozeß und die Anstren-
gungen im Hinblick auf eine endgültige Rege-
lung zwischen der israelischen und der palästi-
nensischen Seite und mit der nachdrücklichen
Aufforderung an beide Seiten, bei diesen An-
strengungen zu kooperieren,

– erneut erklärend, daß alle die Heiligen Stätten
der Stadt Jerusalem voll zu achten haben, und
jegliches gegenteilige Verhalten verurteilend,

1. mißbilligt die Provokation vom 28. September
2000 am Haram al-Sharif in Jerusalem sowie
die anschließende Gewalt an dieser und an an-
deren Heiligen Stätten sowie in anderen Teilen
der gesamten von Israel seit 1967 besetzten
Gebiete, die zum Tode von mehr als 80 Palästi-
nensern geführt und viele weitere Opfer gefor-
dert hat;

2. verurteilt die Gewalthandlungen, insbesondere
die Anwendung übermäßiger Gewalt gegen
Palästinenser, die zu Verletzungen geführt und
Menschenleben gefordert haben;

3. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, sich
strikt an ihre rechtlichen Verpflichtungen und
Verantwortlichkeiten aus dem Vierten Genfer
Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze
von Zivilpersonen in Kriegszeiten zu halten;

4. fordert die sofortige Einstellung der Gewalt
und die Durchführung aller notwendigen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, daß die Gewalt-
tätigkeiten aufhören, daß neue Provokations-
handlungen vermieden werden und daß die Si-
tuation sich so normalisiert, daß die Aussichten
für den Nahost-Friedensprozeß gefördert wer-
den;

5. betont, wie wichtig es ist, einen Mechanismus
zur raschen und objektiven Untersuchung der
tragischen Ereignisse der letzten Tage einzu-
richten, damit sie sich nicht wiederholen, und
begrüßt alle diesbezüglichen Bemühungen;

6. fordert die sofortige Wiederaufnahme der Ver-
handlungen im Rahmen des Nahost-Friedens-
prozesses auf der vereinbarten Grundlage mit
dem Ziel der Herbeiführung einer baldigen
endgültigen Regelung zwischen der israeli-
schen und der palästinensischen Seite;

7. bittet den Generalsekretär, die Situation wei-
terzuverfolgen und den Rat darüber unterrich-
tet zu halten;

8. beschließt, die Situation genau zu verfolgen
und mit der Angelegenheit befaßt zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: +14; –0; =1: Vereinigte
Staaten.

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand:
Illegale israelische Maßnahmen im besetzten
Ost-Jerusalem und in dem übrigen besetz-
ten palästinensischen Gebiet. – Resolution ES-
10/7 vom 20. Oktober 2000

Die Generalversammlung,
– in Bekräftigung der Resolutionen ihrer zehnten

Notstandssondertagung sowie der Notwendig-
keit, diese Resolutionen in vollem Umfang
durchzuführen,

– mit Genugtuung über die Verabschiedung der
Resolution 1322(2000) des Sicherheitsrats am
7. Oktober 2000 und betonend, daß es dringend
notwendig ist, die Resolution voll einzuhalten,

– mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über
den provokatorischen Besuch vom 28. Septem-
ber 2000 am Haram al-Sharif und die an-
schließenden tragischen Ereignisse im besetz-
ten Ost-Jerusalem und an anderen Orten im be-
setzten palästinensischen Gebiet, die zahlrei-
che Tote und Verwundete, hauptsächlich unter
den palästinensischen Zivilpersonen, gefordert
haben,

– sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis
über die Zusammenstöße zwischen der israeli-
schen Armee und der palästinensischen Polizei
und über die Opfer auf beiden Seiten,

– erneut erklärend, daß eine gerechte und dauer-
hafte Lösung des arabisch-israelischen Kon-
flikts auf den Resolutionen des Sicherheitsrats
242(1967) vom 22. November 1967 und 338
(1973) vom 22. Oktober 1973 gründen und
durch einen aktiven Verhandlungsprozeß her-
beigeführt werden muß, der dem Recht aller
Staaten in der Region auf Sicherheit sowie den
legitimen Rechten des palästinensischen Vol-
kes, einschließlich seines Rechts auf Selbstbe-
stimmung, Rechnung trägt,

– mit dem Ausdruck ihrer Unterstützung für den
Nahost-Friedensprozeß und die Anstrengungen
im Hinblick auf eine endgültige Regelung zwi-
schen der israelischen und der palästinensi-
schen Seite und mit der nachdrücklichen Auf-
forderung an beide Seiten, bei diesen Anstren-
gungen zu kooperieren,

– erneut erklärend, daß alle die Heiligen Stätten
im besetzten Ost-Jerusalem voll zu achten ha-
ben, und jegliches gegenteilige Verhalten ver-
urteilend,

– sowie erneut erklärend, daß alle die Heiligen
Stätten in dem übrigen besetzten palästinensi-
schen Gebiet sowie in Israel voll zu achten ha-
ben, und jegliches gegenteilige Verhalten ver-
urteilend,

– entschlossen, für die Einhaltung der Ziele und
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen,
des humanitären Völkerrechts und aller ande-
ren Dokumente des Völkerrechts sowie der
einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung und des Sicherheitsrats zu sorgen,

– in Bekräftigung der ständigen Verantwortung
der Vereinten Nationen im Hinblick auf die
Palästinafrage, bis diese in allen ihren Aspek-
ten gelöst ist,

– im Bewußtsein der ernsten Gefahren auf Grund
der beharrlichen Verstöße gegen das Vierte
Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten
und der schweren Verletzungen desselben so-
wie der sich daraus ableitenden Verantwort-
lichkeiten,

– betonend, daß den palästinensischen Zivilper-
sonen im besetzten palästinensischen Gebiet
dringend Schutz gewährt werden muß,

– davon Kenntnis nehmend, daß am 15. Juli 1999
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erstmals eine Konferenz der Hohen Vertrags-
parteien des Genfer Abkommens über Maß-
nahmen zur Durchsetzung des Abkommens in
dem besetzten palästinensischen Gebiet, ein-
schließlich Jerusalems, im Büro der Vereinten
Nationen in Genf einberufen wurde, und mit
Genugtuung über die von den teilnehmenden
Hohen Vertragsparteien verabschiedete Er-
klärung,

1. verurteilt die Gewalttätigkeiten, die sich am
28. September 2000 und an den darauffolgen-
den Tagen am Haram al-Sharif und anderen
Heiligen Stätten in Jerusalem sowie in anderen
Teilen des besetzten palästinensischen Gebiets
ereignet haben und die zum Tode von mehr als
100 Personen, zum größten Teil palästinensi-
schen Zivilpersonen, geführt und viele weitere
Opfer gefordert haben;

2. verurteilt außerdem die Gewalthandlungen, ins-
besondere die Anwendung übermäßiger Ge-
walt durch die israelischen Streitkräfte gegen
palästinensische Zivilpersonen;

3. bekundet ihre Unterstützung für die Vereinba-
rungen, die auf dem in Scharm esch-Scheich
(Ägypten) abgehaltenen Gipfeltreffen getrof-
fen wurden, und fordert alle beteiligten Partei-
en nachdrücklich auf, diese Vereinbarungen
auf redliche Weise und unverzüglich umzuset-
zen;

4. verlangt die sofortige Einstellung der Gewalt
und der Anwendung von Gewalt, fordert die
Parteien auf, sofort daranzugehen, alle seit dem
28. September 2000 in dieser Hinsicht ergriffe-
nen Maßnahmen rückgängig zu machen, und
erkennt an, daß die Parteien seit dem Gipfel-
treffen von Scharm esch-Scheich notwendige
Schritte in dieser Richtung unternommen ha-
ben;

5. erklärt erneut, daß die israelischen Siedlungen
in dem besetzten palästinensischen Gebiet, ein-
schließlich Jerusalems, illegal sind und ein
Hindernis für den Frieden darstellen, und for-
dert die Verhütung illegaler Gewalthandlungen
seitens der israelischen Siedler;

6. verlangt, daß die Besatzungsmacht Israel ihre
rechtlichen Verpflichtungen und Verantwort-
lichkeiten nach dem Vierten Genfer Abkom-
men vom 12. August 1949 zum Schutze von
Zivilpersonen in Kriegszeiten, das auf alle seit
1967 von Israel besetzten Gebiete Anwendung
findet, strikt befolgt;

7. unterstützt mit Nachdruck die Einrichtung ei-
nes Mechanismus zur Untersuchung der tragi-
schen Ereignisse der jüngsten Zeit, mit dem
Ziel, die genauen Tatsachen zu ermitteln und
zu verhindern, daß sich diese Ereignisse wie-
derholen, und unterstützt in diesem Zusammen-
hang ebenfalls mit Nachdruck die in Scharm
esch-Scheich getroffene Vereinbarung über ei-
nen Ermittlungsausschuß und fordert seine un-
verzügliche Einsetzung;

8. unterstützt die Bemühungen des Generalse-
kretärs, namentlich seine Bemühungen um die
Einsetzung des genannten Ausschusses, und
ersucht ihn, der Versammlung über die im Rah-
men dieser Bemühungen erzielten Fortschritte
Bericht zu erstatten;

9. fordert die Mitglieder des Sicherheitsrats auf,
die Situation genau zu verfolgen, namentlich
die Durchführung der Resolution 1322(2000)
des Rates vom 7. Oktober 2000, in Wahrneh-
mung der Hauptverantwortung des Rates für
die Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit;

10. bittet den Verwahrer des Vierten Genfer Ab-
kommens, bezüglich der Entwicklung der hu-

manitären Lage vor Ort Konsultationen zu
führen, in Übereinstimmung mit der am 15. Ju-
li 1999 von der genannten Konferenz der Ho-
hen Vertragsparteien des Abkommens verab-
schiedeten Erklärung, mit dem Ziel, gemäß
dem gemeinsamen Artikel 1 der vier Abkom-
men die Einhaltung des Abkommens unter al-
len Umständen sicherzustellen;

11. unterstützt die Bemühungen zur Wiederauf-
nahme der israelisch-palästinensischen Ver-
handlungen im Rahmen des Nahost-Friedens-
prozesses auf der vereinbarten Grundlage und
fordert den raschen Abschluß des Abkommens
über eine endgültige Regelung zwischen den
beiden Seiten;

12. beschließt, die zehnte Notstandssondertagung
vorläufig zu vertagen und den jeweils amtie-
renden Präsidenten der Generalversammlung
zu ermächtigen, die Tagung auf Antrag der
Mitgliedstaaten wieder aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: + 92 (darunter Belgien,
Frankreich, Österreich); – 6: Israel, Marshall-
inseln, Mikronesien, Nauru, Tuvalu, Vereinig-
te Staaten; = 46 (darunter Deutschland, Groß-
britannien, Italien).

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung zwischen Israel und Syrien (UNDOF). 
– Resolution 1328(2000) vom 27. November
2000

Der Sicherheitsrat,
– nach Behandlung des Berichts des General-

sekretärs über die Beobachtertruppe der Ver-
einten Nationen für die Truppenentflechtung
vom 17. November 2000 (S/2000/1103) sowie
außerdem in Bekräftigung seiner Resolution
1308(2000) vom 17. Juli 2000,

1. fordert die beteiligten Parteien zur sofortigen
Durchführung seiner Resolution 338(1973)
vom 22. Oktober 1973 auf;

2. beschließt, das Mandat der Beobachtertruppe
der Vereinten Nationen für die Truppenent-
flechtung um einen weiteren Zeitraum von
sechs Monaten, das heißt bis zum 31. Mai
2001, zu verlängern;

3. ersucht den Generalsekretär, am Ende dieses
Zeitraums einen Bericht über die Entwicklung
der Lage und die zur Durchführung der Resolu-
tion 338(1973) getroffenen Maßnahmen vor-
zulegen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 27. November 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/36)

Auf der 4235. Sitzung des Sicherheitsrats am 27.
November 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation im Nahen Osten‹ durch den
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung
ab:

»Im Zusammenhang mit der soeben verabschiede-
ten Resolution über die Verlängerung des Mandats

der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für
die Truppenentflechtung bin ich ermächtigt wor-
den, im Namen des Sicherheitsrats die folgende er-
gänzende Erklärung abzugeben:
›Bekanntlich heißt es in Ziffer 11 des Berichts des
Generalsekretärs über die Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung
(S/2000/1103): »Im israelisch-syrischen Sektor
herrscht zwar derzeit Ruhe, die Nahostsituation
insgesamt ist jedoch weiterhin potentiell gefähr-
lich, woran sich voraussichtlich auch nichts ändern
wird, solange keine umfassende, alle Aspekte des
Nahostproblems einbeziehende Regelung erzielt
werden kann.« Diese Erklärung des Generalse-
kretärs gibt auch die Auffassung des Sicherheits-
rats wieder.‹«

Ostafrikanisches Zwischenseengebiet

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik
Kongo (MONUC). – Resolution 1316(2000)
vom 23. August 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1273

(1999) vom 5. November 1999, 1291(2000)
vom 24. Februar 2000, 1304(2000) vom 16. 
Juni 2000 und alle anderen Resolutionen und
Erklärungen seines Präsidenten über die Lage
in der Demokratischen Republik Kongo,

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge-
neralsekretärs an seinen Präsidenten vom 14.
August 2000 (S/2000/799),

– in Bekräftigung der Souveränität, der territo-
rialen Unversehrtheit und der politischen Un-
abhängigkeit der Demokratischen Republik
Kongo und aller Staaten in der Region,

– in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, bei
der Durchführung der Waffenruhevereinba-
rung von Lusaka (S/1999/815) Hilfestellung zu
leisten, und Kenntnis nehmend von den Ergeb-
nissen des Gipfeltreffens der Entwicklungsge-
meinschaft des Südlichen Afrika am 7. August
2000 sowie des zweiten Gipfeltreffens der Par-
teien der Waffenruhevereinbarung in der De-
mokratischen Republik Kongo am 14. August
2000,

– mit Besorgnis feststellend, daß das Fehlen aus-
reichender Voraussetzungen hinsichtlich Zu-
gänglichkeit, Sicherheit und Zusammenarbeit
die Fähigkeit der Mission der Vereinten Natio-
nen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUC), Personal im genehmigten Umfang
zu dislozieren, einschränkt,

– erneut erklärend, daß er willens ist, mit den
Parteien der Waffenruhevereinbarung und mit
anderen interessierten Parteien zusammenzu-
arbeiten, namentlich mit möglichen truppen-
stellenden Staaten, um die erforderlichen Vor-
aussetzungen für die nach Resolution 1291
(2000) genehmigte Dislozierung zu schaffen, 

– mit dem Ausdruck seines Dankes an alle Staa-
ten, die ihre Bereitschaft erklärt haben, die für
die Phase II der Dislozierung der MONUC er-
forderlichen Militäreinheiten zur Verfügung zu
stellen,

– mit der Aufforderung an die Regierung der De-
mokratischen Republik Kongo und die anderen
Parteien, alle Hindernisse zu beseitigen, die der
vollen Dislozierung der MONUC und ihrer
Tätigkeit entgegenstehen,

– unter Hinweis darauf, daß alle Konfliktparteien
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in der Demokratischen Republik Kongo die
Verantwortung für die Gewährleistung der Si-
cherheit des Personals der Vereinten Nationen
und des beigeordneten Personals im ganzen
Land tragen,

– in Würdigung der hervorragenden Arbeit des
MONUC-Personals unter schwierigen Bedin-
gungen, und Kenntnis nehmend von der star-
ken Führungsrolle des Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs,

1. beschließt, das Mandat der MONUC bis zum
15. Oktober 2000 zu verlängern;

2. betont, daß diese technische Verlängerung des
MONUC-Mandats dazu bestimmt ist, zeitli-
chen Spielraum für weitere diplomatische Tä-
tigkeiten zur Unterstützung der Waffenruhe-
vereinbarung sowie für Überlegungen des Ra-
tes hinsichtlich des künftigen Mandats der
MONUC und möglicherweise daran vorzuneh-
mender Anpassungen zu schaffen;

3. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum
21. September 2000 über Fortschritte bei der
Durchführung der Waffenruhevereinbarung und
der einschlägigen Ratsresolutionen Bericht zu
erstatten und Empfehlungen für weitere Maß-
nahmen des Rates vorzulegen;

4. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik
Kongo (MONUC). – Resolution 1323(2000)
vom 13. Oktober 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1291

(2000) vom 24. Februar 2000, 1304(2000) vom
16. Juni 2000 und 1316(2000) vom 23. August
2000, die auf seinem Gipfeltreffen vom 7. 
September 2000 verabschiedete Erklärung (S/
PRST/2000/28) sowie auf alle früheren Reso-
lutionen und Erklärungen seines Präsidenten
über die Situation in der Demokratischen Re-
publik Kongo,

– in Bekräftigung der Souveränität, der territo-
rialen Unversehrtheit und der politischen Un-
abhängigkeit der Demokratischen Republik
Kongo und aller Staaten der Region,

– unter Mißbilligung der Fortsetzung der Feind-
seligkeiten in der Demokratischen Republik
Kongo, der Nichtzusammenarbeit mit den Ver-
einten Nationen und des Ausbleibens von Fort-
schritten im nationalen Dialog,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs vom 21. September 2000 (S/2000/
888) und den darin enthaltenen Empfehlungen
sowie von den Bemerkungen in den Ziffern 82
und 85,

– erneut seine Bereitschaft bekundend, bei dem
Friedensprozeß behilflich zu sein, insbeson-
dere über die Mission der Vereinten Natio-
nen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUC), im Einklang mit Resolution 1291
(2000),

– mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über
die schrecklichen Auswirkungen des Konflikts
auf die humanitäre Situation und auf die Men-
schenrechtslage sowie über Berichte über die
illegale Ausbeutung der natürlichen Ressour-
cen der Demokratischen Republik Kongo,

1. beschließt, das Mandat der MONUC bis zum
15. Dezember 2000 zu verlängern;

2. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik
Kongo (MONUC). – Resolution 1332(2000)
vom 14. Dezember 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1234

(1999) vom 9. April 1999, 1258(1999) vom 6.
August 1999, 1265(1999) vom 17. September
1999, 1273(1999) vom 5. November 1999,
1279(1999) vom 30. November 1999, 1291
(2000) vom 24. Februar 2000, 1296(2000) vom
19. April 2000, 1304(2000) vom 16. Juni 2000
und 1323(2000) vom 13. Oktober 2000 sowie
die Erklärungen seines Präsidenten vom 13. 
Juli 1998 (S/PRST/1998/20),  31. August 1998
(S/PRST/1998/26), 11. Dezember 1998 (S/
PRST/1998/36), 24. Juni 1999 (S/PRST/1999/
17), 26. Januar 2000 (S/PRST/2000/2), 5. Mai
2000 (S/PRST/2000/15), 2. Juni 2000 (S/
PRST/2000/20) und 7. September 2000 (S/
PRST/2000/28), 

– in Bekräftigung der Souveränität, der territo-
rialen Unversehrtheit und der politischen Un-
abhängigkeit der Demokratischen Republik
Kongo und aller Staaten in der Region,

– ferner in Bekräftigung dessen, daß alle Staaten
verpflichtet sind, die gegen die territoriale Un-
versehrtheit oder die politische Unabhängig-
keit eines Staates gerichtete oder sonst mit den
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare
Anwendung von Gewalt zu unterlassen,

– sowie in Bekräftigung der Souveränität der De-
mokratischen Republik Kongo über ihre natür-
lichen Ressourcen und besorgt über Berichte
über die illegale Ausbeutung der Ressourcen
des Landes und über die möglichen Folgen die-
ser Aktivitäten für die Sicherheitsbedingungen
und die Fortsetzung der Feindseligkeiten,

– unter Mißbilligung der Fortsetzung der Feind-
seligkeiten in der Demokratischen Republik
Kongo, der zahlreichen Verstöße gegen die
Waffenruhe und des Ausbleibens von Fort-
schritten im innerkongolesischen Dialog,

– in Bekräftigung seiner Unterstützung für die
Waffenruhevereinbarung von Lusaka (S/1999/
815),

– mit Genugtuung über die am 27. November
2000 in Maputo erzielten Vereinbarungen über
die Truppenentflechtung sowie die Unterzeich-
nung der Vereinbarung von Harare gemäß dem
Entflechtungsplan von Kampala,

– Kenntnis nehmend von den jüngsten Erklärun-
gen,  Zusicherungen und Maßnahmen der Re-
gierung der Demokratischen Republik Kongo
in Unterstützung der Dislozierung der Mission
der Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo (MONUC) sowie der Hoff-
nung Ausdruck verleihend, daß infolgedessen
auch die zur Erleichterung der vollständigen
Dislozierung der MONUC erforderlichen prak-
tischen Maßnahmen getroffen werden,

– daran erinnernd, daß es Aufgabe aller Parteien
ist, im Hinblick auf die vollständige Dislozie-
rung der MONUC zu kooperieren,

– mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht
des Generalsekretärs vom 6. Dezember 2000
(S/2000/1156) und seinen Empfehlungen,

– unter Hinweis darauf, daß alle Konfliktparteien
in der Demokratischen Republik Kongo die
Verantwortung für die Gewährleistung der Si-
cherheit des Militär- und Zivilpersonals der
Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals im ganzen Land tragen,

– mit dem Ausdruck seiner ernsthaften Besorg-
nis über die humanitäre Lage in der Demokra-
tischen Republik Kongo, die hauptsächlich auf
den Konflikt zurückzuführen ist, und betonend,
daß die kongolesische Bevölkerung verstärkte
humanitäre Hilfe benötigt,

– außerdem mit dem Ausdruck seiner ernsthaften
Besorgnis über die schwerwiegenden politi-
schen, wirtschaftlichen und humanitären Aus-
wirkungen des Konflikts auf die Nachbarlän-
der,

– mit dem Ausdruck seiner höchsten Beunruhi-
gung über die tragischen Auswirkungen des
anhaltenden Konflikts auf die Zivilbevölke-
rung im gesamten Hoheitsgebiet der Demokra-
tischen Republik Kongo sowie seiner tiefen
Besorgnis über alle Verletzungen der Men-
schenrechte und alle Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht, namentlich die gegen
die Zivilbevölkerung gerichteten Greueltaten,
die insbesondere in den östlichen Provinzen
begangen werden,

– tief besorgt über das Ansteigen der Infektions-
rate mit HIV/Aids, insbesondere unter Frauen
und Mädchen, als Folge des Konflikts,

– in ernster Besorgnis über die weiter anhalten-
de Anwerbung und den weiteren Einsatz von
Kindersoldaten durch bewaffnete Kräfte und
Gruppen, namentlich auch die grenzüber-
schreitende Anwerbung und die Entführung
von Kindern,

– mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis
über die Schwierigkeiten, namentlich auch so-
weit sie durch die anhaltenden Feindseligkei-
ten verursacht werden, denen sich die huma-
nitären Hilfsorganisationen bei der Ausliefe-
rung von Hilfsgütern an eine große Zahl von
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen gegen-
übersehen,

– in Würdigung der hervorragenden Arbeit des
Personals der MONUC unter schwierigen Be-
dingungen und Kenntnis nehmend von der
starken Führungsrolle des Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs,

– mit Genugtuung über die diplomatischen In-
itiativen führender afrikanischer Politiker so-
wie betonend, daß ein koordiniertes Vorgehen
unter Beteiligung der Vereinten Nationen und
der Organisation der Afrikanischen Einheit
(OAU) notwendig ist, damit eine neue Dyna-
mik für weitere Fortschritte im Friedensprozeß
geschaffen werden kann,

1. beschließt, das Mandat der MONUC bis zum
15. Juni 2001 zu verlängern;

2. fordert alle Parteien der Waffenruhevereinba-
rung von Lusaka auf, die Feindseligkeiten ein-
zustellen und ihren Dialog im Hinblick auf die
Durchführung dieser Vereinbarung sowie der
Vereinbarungen von Kampala, Maputo und
Harare weiter zu intensivieren und im Rahmen
dieser Vereinbarungen weitere Maßnahmen
zur Beschleunigung des Friedensprozesses zu
ergreifen;

3. fordert alle Parteien und insbesondere die Re-
gierung der Demokratischen Republik Kongo
auf, bei der Dislozierung und der Tätigkeit der
MONUC weiter zu kooperieren, insbesondere
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durch die vollinhaltliche Anwendung der Be-
stimmungen des Abkommens über die Rechts-
stellung der Truppen;

4. befürwortet den Vorschlag des Generalsekre-
tärs, sobald er zu der Auffassung gelangt, daß
die Bedingungen es zulassen, und im Einklang
mit den einschlägigen Bestimmungen der Re-
solution 1291(2000), weitere Militärbeobach-
ter einzusetzen, mit dem Ziel, die Durch-
führung der in Maputo und Lusaka angenom-
menen Waffenruhe- und Entflechtungspläne
zu überwachen und zu verifizieren;

5. bittet den Generalsekretär, sich mit der OAU
und allen beteiligten Parteien hinsichtlich der
Möglichkeit ins Benehmen zu setzen, im Fe-
bruar ein Folgetreffen zwischen den Unter-
zeichnern der Waffenruhevereinbarung von Lu-
saka und den Mitgliedern des Sicherheitsrats
zu veranstalten;

6. ersucht in diesem Zusammenhang den Gene-
ralsekretär, dem Sicherheitsrat vor der Einbe-
rufung des in Ziffer 5 vorgeschlagenen Tref-
fens eine Überprüfung der Erfüllung des der-
zeitigen Mandats der MONUC vorzulegen,
darunter auch eine Bewertung der Durch-
führung der Waffenruhe- und Entflechtungs-
pläne durch die Parteien sowie Elemente für
ein aktualisiertes Einsatzkonzept;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheits-
rat in diesem Bericht Vorschläge über mögli-
che Maßnahmen im Hinblick auf die Situation
in den östlichen Provinzen der Demokratischen
Republik Kongo, insbesondere in den Gebieten
an der Grenze zu Rwanda, Uganda und Burun-
di, vorzulegen; 

8. erklärt sich bereit, den Generalsekretär, sobald
er zu der Auffassung gelangt, daß die Bedin-
gungen es zulassen, bei der Dislozierung von
Infanterieeinheiten zur Unterstützung der Mi-
litärbeobachter in Kisangani und Mbandaka zu
gegebener Zeit sowie, vorbehaltlich der ihm
nach Ziffer 7 vorgelegten Vorschläge, in ande-
ren Gebieten, in denen er dies für erforderlich
hält, einschließlich möglicherweise in Goma
oder Bukavu, zu unterstützen;

9. ersucht den Generalsekretär ferner, dem Rat im
Benehmen mit allen beteiligten Parteien detail-
lierte Vorschläge zur Einrichtung eines ständi-
gen Folgemechanismus vorzulegen, der im Be-
nehmen mit den bestehenden Mechanismen
auf integrierte und abgestimmte Weise die Fra-
gen des vollständigen Abzugs der ausländi-
schen bewaffneten Kräfte, der Entwaffnung
und Demobilisierung der bewaffneten Grup-
pen, der Sicherheit der Grenzen der Demokra-
tischen Republik Kongo zu Rwanda, Uganda
und Burundi, der sicheren Rückführung der
Flüchtlinge und Binnenvertriebenen, des in-
nerkongolesischen Dialogs sowie des wirt-
schaftlichen Wiederaufbaus und der Zusam-
menarbeit in der Region behandeln könnte;

10. fordert den Abzug der ugandischen und rwan-
dischen Truppen sowie aller sonstigen auslän-
dischen bewaffneten Kräfte aus dem Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo
unter Einhaltung seiner Resolution 1304(2000)
und der Waffenruhevereinbarung von Lusaka
und fordert diese bewaffneten Kräfte nach-
drücklich auf, rasch Maßnahmen zur Beschleu-
nigung des Abzugs zu ergreifen;

11. fordert alle Konfliktparteien auf zusammen-
zuarbeiten, um die Entwaffnung, Demobilisie-
rung, Wiedereingliederung, Rückführung/Wie-
deransiedlung aller in Anlage A Kapitel 9.1 der
Waffenruhevereinbarung von Lusaka genann-
ten bewaffneten Gruppen voranzutreiben, ins-

besondere der burundischen Front für die Ver-
teidigung der Demokratie (FDD), der  ehemali-
gen Rwandischen Streitkräfte (ex-FAR) und
der Interahamwe sowie der Allianz der demo-
kratischen Kräfte (ADF);

12. fordert alle beteiligten kongolesischen Parteien
auf, im innerkongolesischen Dialog, wie in der
Waffenruhevereinbarung von Lusaka gefor-
dert, voll zu kooperieren;

13. fordert alle Konfliktparteien, einschließlich al-
ler in Anlage A Kapitel 9.1 der Waffenruhever-
einbarung von Lusaka genannten bewaffneten
Gruppen, erneut auf, sofortige Maßnahmen zur
Verhinderung von Menschenrechtsverletzun-
gen und Verstößen gegen das humanitäre Völ-
kerrecht zu ergreifen und dem humanitären
Personal zur Hilfeleistung für alle, die Hilfe
benötigen, insbesondere Flüchtlinge und Bin-
nenvertriebene, sicheren und ungehinderten Zu-
gang zu gewährleisten;

14. fordert alle bewaffneten Kräfte und Gruppen
auf, sämtliche Kampagnen zur Anwerbung,
Entführung, grenzüberschreitenden Verschlep-
pung und zum Einsatz von Kindern sofort ein-
zustellen, und verlangt, daß mit Hilfe der zu-
ständigen Organe und Organisationen der Ver-
einten Nationen und anderer Einrichtungen so-
fortige Maßnahmen zur Demobilisierung, Ent-
waffnung, Rückführung und Rehabilitation
dieser Kinder ergriffen werden; 

15. betont, daß es gilt, die Menschenrechtskompo-
nente der MONUC zu stärken, und ersucht den
Generalsekretär, geeignete Maßnahmen zu
diesem Zweck zu ergreifen, insbesondere
durch die aktive Zusammenarbeit und Koordi-
nierung mit der Menschenrechtskommission
der Vereinten Nationen im Rahmen einer lan-
desweiten Initiative;

16. fordert alle Konfliktparteien in der Demokrati-
schen Republik Kongo und die anderen Betei-
ligten abermals auf, mit der Sachverständigen-
gruppe über die illegale Ausbeutung der natür-
lichen Ressourcen und anderer Reichtümer der
Demokratischen Republik Kongo (S/PRST/
2000/20) bei ihren Ermittlungen und ihren Be-
suchen in der Region voll zusammenzuarbei-
ten,

17. fordert alle Parteien auf, ihre Verpflichtungen
aus der Waffenruhevereinbarung von Lusaka
zu erfüllen;

18. bekundet erneut seine Bereitschaft, die mögli-
che Verhängung von Maßnahmen im Einklang
mit seiner Verantwortung und seinen Pflichten
nach der Charta der Vereinten Nationen zu er-
wägen, falls es die Parteien verabsäumen, diese
Resolution vollinhaltlich zu befolgen;

19. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Osttimor

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 3. August 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/26)

Auf der 4182. Sitzung des Sicherheitsrats am 3.
August 2000 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation in Osttimor‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat verweist auf seine früheren

Resolutionen und die Erklärungen seines Präsi-
denten zur Situation in Osttimor. Er begrüßt den
Bericht des Generalsekretärs vom 26. Juli 2000
(S/2000/738) über die Übergangsverwaltung der
Vereinten Nationen in Osttimor (UNTAET). Er
nimmt mit lebhafter Genugtuung Kenntnis von
den von der UNTAET erzielten Fortschritten und
würdigt die Führungsrolle des Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs. Der Rat begrüßt außerdem
die erheblichen Fortschritte, die im Hinblick auf
die Herstellung normaler Beziehungen zwischen
Osttimor und Indonesien erzielt worden sind. Der
Rat anerkennt in dieser Hinsicht die von der Re-
gierung Indonesiens, der UNTAET und dem Volk
von Osttimor bewiesene Kooperationsbereit-
schaft.
Der Sicherheitsrat unterstützt nachdrücklich die
Maßnahmen, die die UNTAET ergriffen hat, um
die Mitwirkung und unmittelbare Beteiligung des
osttimorischen Volkes an der Verwaltung seines
Gebiets zu verstärken, insbesondere die Schaffung
des Nationalrats am 14. Juli 2000 und die Neuglie-
derung der UNTAET, mit dem Ziel des Kapa-
zitätsaufbaus in dem Gebiet in dem Zeitraum bis
zur Unabhängigkeit. Der Rat bittet den Generalse-
kretär, auf der Grundlage enger Konsultationen
mit den Osttimorern demnächst über den Prozeß
zur Annahme einer Verfassung und zur Abhaltung
demokratischer Wahlen Bericht zu erstatten.
Der Sicherheitsrat nimmt davon Kenntnis, daß der
Nationalrat des timorischen Widerstandes die
Schaffung einer nationalen Sicherheitstruppe be-
fürwortet. In diesem Zusammenhang begrüßt er
die Arbeit, die im Hinblick auf die künftigen Ver-
teidigungs- und Sicherheitsbedürfnisse Osttimors
und ihre praktischen und finanziellen Auswirkun-
gen geleistet wird. Er legt dem osttimorischen
Volk eindringlich nahe, eine breit angelegte De-
batte über diese Fragen zu führen. Der Rat begrüßt
die den kantonierten Truppen der Bewaffneten
Kräfte für die nationale Befreiung Osttimors von
der UNTAET gewährte humanitäre Hilfe und be-
fürwortet weitere solche Hilfsmaßnahmen.
Der Sicherheitsrat verurteilt die Ermordung eines
im Dienst der UNTAET stehenden neuseeländi-
schen Soldaten am 24. Juli 2000 und spricht der
Regierung und dem Volk Neuseelands sowie der
Familie des ermordeten Friedenssoldaten sein Bei-
leid aus. Der Rat ist entschlossen, die Sicherheit
des Personals der Vereinten Nationen in Osttimor
zu gewährleisten. In dieser Hinsicht ersucht er den
Generalsekretär, den Rat so bald wie möglich über
die Ergebnisse seiner Untersuchung des Vorfalls
zu unterrichten. Er begrüßt es, daß die UNTAET
und die Regierung Indonesiens am 31. Juli 2000
eine gemeinsame Untersuchung in die Wege gelei-
tet haben, und begrüßt außerdem, daß die Regie-
rung Indonesiens sich kooperationsbereit dabei
zeigt, die Täter vor Gericht zu stellen.
Der Sicherheitsrat bringt seine tiefe Besorgnis dar-
über zum Ausdruck, daß sich nach wie vor eine ho-
he Zahl von Flüchtlingen aus Osttimor in Lagern in
Westtimor aufhält, daß sich nach wie vor Milizen
in den Lagern aufhalten und daß diese Milizen das
Personal des Amtes des Hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten Nationen (UNHCR) ein-
schüchtern. Er bekundet seine besondere Besorg-
nis darüber, daß diese Einschüchterungen ein der-
artiges Ausmaß angenommen haben, daß das UN-
HCR gezwungen war, seine wichtige Aufgabe, die
Flüchtlinge zu registrieren und festzustellen, ob sie
nach Osttimor zurückkehren oder umgesiedelt
werden wollen, auf unbestimmte Zeit aufzuschie-
ben, obwohl sie in Anbetracht der bevorstehenden
Regenzeit so bald wie möglich abgeschlossen wer-
den müßte. Der Rat fordert die Regierung Indone-
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siens auf, mit mehr Entschlossenheit zur Lösung
dieses Problems beizutragen, so auch was die
Durchführung ihrer Vereinbarung mit dem UN-
HCR vom 14. Oktober 1999 und eines kürzlich
zwischen den örtlichen Behörden und dem UN-
HCR geschlossenen Sicherheitsabkommens anbe-
langt. Der Rat fordert die Regierung Indonesiens
auf, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um Recht
und Ordnung wiederherzustellen, Bedingungen
der Sicherheit für die Flüchtlinge und das in-
ternationale humanitäre Personal zu schaffen, die-
sem Personal uneingeschränkten Zugang zu den
Lagern zu gewähren, die ehemaligen Militär-
angehörigen, Polizisten und Beamten von den
Flüchtlingen zu trennen und diejenigen extremisti-
schen Milizangehörigen festzunehmen, die den
Umsiedlungsprozeß zu sabotieren versuchen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die Regierung
Indonesiens mit kooperationsbereiter Haltung an
diese Herausforderungen herangegangen ist, wo-
von unter anderem die Unterzeichnung wichtiger
Vereinbarungen mit der UNTAET, wie beispiels-
weise die Vereinbarung vom 6. April 2000 über
rechtliche, justizielle und die Menschenrechte be-
treffende Angelegenheiten und die Vereinbarung
vom 11. April 2000 über die taktische Koordi-
nation, sowie die Schaffung einer Gemeinsamen
Grenzkommission am 5. Juli 2000 zeugen. Der Rat
bedauert jedoch, daß nach wie vor schwerwiegen-
de Probleme bestehen, und erwartet mit Interesse
die Umsetzung dieser Vereinbarungen in konkrete
Fortschritte vor Ort. Er fordert die Regierung Indo-
nesiens außerdem auf, enger mit der UNTAET im
Feld zusammenzuarbeiten, um grenzüberschrei-
tenden Einfällen aus Westtimor ein Ende zu set-
zen, die Milizen zu entwaffnen und aufzulösen und
diejenigen Milizangehörigen vor Gericht zu stel-
len, die Verbrechen begangen haben.
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von der Ab-
sicht des Generalsekretärs, in Anbetracht der Si-
tuation vor Ort den militärischen Bestandteil der
UNTAET im östlichen Sektor Osttimors bis Ende
Januar 2001 auf ein 500 Soldaten umfassendes Ba-
taillon zu verkleinern.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär,
ihn über die Situation in Osttimor genau unterrich-
tet zu halten, namentlich durch eine militärische
Beurteilung der Sicherheitslage und ihrer Auswir-
kungen auf die Struktur des militärischen Bestand-
teils der UNTAET. Er ersucht den Generalsekretär
außerdem, ihm auch künftig gemäß den in seiner
Resolution 1272(1999) vom 25. Oktober 1999 ent-
haltenen Anforderungen Bericht zu erstatten. Er
ersucht den Generalsekretär, ihm im Rahmen sei-
nes nächsten regelmäßigen Berichts detaillierte
Pläne für den Übergang Osttimors in die Unabhän-
gigkeit vorzulegen, die in engem Benehmen mit
dem osttimorischen Volk ausgearbeitet werden
sollten.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit ak-
tiv befaßt bleiben.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Sicherheit
des internationalen Personals in West- und
Osttimor. – Resolution 1319(2000) vom 8.
September 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten über
die Situation in Osttimor, insbesondere die 
Erklärung seines Präsidenten vom 3. August
2000 (S/PRST/2000/26), in der er seine tiefe

Besorgnis darüber zum Ausdruck brachte, daß
sich nach wie vor eine hohe Zahl von Flücht-
lingen aus Osttimor in Lagern in Westtimor
aufhält, daß sich nach wie vor Milizen in den
Lagern aufhalten und daß diese Milizen die
Flüchtlinge und das Personal des Amtes des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge (UNHCR) einschüchtern,

– entsetzt über die brutale Ermordung dreier Mit-
arbeiter der Vereinten Nationen am 6. Septem-
ber 2000 durch einen von Milizen angeführten
Mob, und in Unterstützung der Erklärung, die
der Generalsekretär zu Beginn des Millenni-
ums-Gipfels dazu abgegeben hat, sowie des
Ausdrucks der Besorgnis mehrerer Staats- und
Regierungschefs während der Beratungen im
Verlauf des Gipfels (A/55/PV.6),

– unter Verurteilung dieser unerhörten, verab-
scheuungswürdigen Handlung gegen unbe-
waffnetes internationales Personal, das in West-
timor tätig war, um den Flüchtlingen zu hel-
fen, und unter erneuter Verurteilung der Er-
mordung zweier Friedenssicherungskräfte der
Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen
in Osttimor (UNTAET) und der Angriffe auf
die Präsenz der Vereinten Nationen in Ostti-
mor,

– unter Hinweis darauf, daß die Erklärung des
auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs
abgehaltenen Gipfeltreffens des Sicherheits-
rats (S/RES/1318(2000)) ausdrücklich auf die
Notwendigkeit wirksamer Maßnahmen zugun-
sten der Sicherheit des Personals der Vereinten
Nationen Bezug nimmt,

– mit dem Ausdruck seiner Empörung über die
Angriffe, die Berichten zufolge am 7. Septem-
ber 2000 in Betun (Westtimor) stattgefunden
haben und bei denen eine Reihe von Flüchtlin-
gen getötet worden sein soll,

– unter Begrüßung des Schreibens des Präsiden-
ten Indonesiens vom 7. September 2000 an den
Generalsekretär, in dem er seiner Empörung
über die Tötung der Mitarbeiter des UNHCR
Ausdruck verliehen und seine Absicht bekun-
det hat, eine umfassende Untersuchung durch-
zuführen und streng gegen die Schuldigen vor-
zugehen,

1. besteht darauf, daß die Regierung Indonesiens
ihrer Verantwortung nachkommt und sofort
zusätzliche Schritte unternimmt, um die Mili-
zen sofort zu entwaffnen und aufzulösen, die
öffentliche Ordnung in den betroffenen Gebie-
ten Westtimors wiederherzustellen, die Sicher-
heit in den Flüchtlingslagern sowie der huma-
nitären Helfer zu gewährleisten und grenzüber-
schreitende Einfälle nach Osttimor zu verhin-
dern;

2. betont, daß die für die Angriffe auf internatio-
nales Personal in West- und Osttimor Verant-
wortlichen vor Gericht gestellt werden müssen;

3. verweist in diesem Zusammenhang auf das
Schreiben des Präsidenten des Sicherheitsrats
vom 18. Februar an den Generalsekretär (S/
2000/137), in dem festgestellt wurde, daß
schwerwiegende Verletzungen des humani-
tären Völkerrechts und der Menschenrechte
begangen worden sind und daß die für die-
se Verletzungen Verantwortlichen vor Gericht
gestellt werden sollen, und bekundet erneut
seine Überzeugung, daß die Vereinten Natio-
nen an diesem Prozeß mitwirken müssen, um
die Rechte des Volkes von Osttimor zu vertei-
digen;

4. fordert die indonesischen Behörden auf, sofort
wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die si-
chere Rückkehr der Flüchtlinge zu gewährlei-

sten, die sich für eine Rückkehr nach Osttimor
entscheiden, und betont, daß parallel Program-
me zur Neuansiedlung der Personen durchge-
führt werden müssen, die sich gegen eine
Rückkehr entscheiden;

5. stellt fest, daß die Regierung Indonesiens be-
schlossen hat, zusätzliche Truppen nach West-
timor zu dislozieren, um die ernste Sicherheits-
lage zu verbessern, betont jedoch, daß die Mit-
arbeiter des UNHCR erst dann nach Westtimor
zurückkehren können, wenn glaubhafte Si-
cherheitsgarantien bestehen, namentlich auch
echte Fortschritte bei der Entwaffnung und
Auflösung der Milizen;

6. unterstreicht, daß die UNTAET mit robusten
Maßnahmen auf die von den Milizen ausge-
hende Bedrohung in Osttimor reagieren soll,
im Einklang mit seiner Resolution 1272(1999)
vom 22. Oktober 1999;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheits-
rat binnen einer Woche nach der Verabschie-
dung dieser Resolution über die Situation vor
Ort Bericht zu erstatten;

8. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 6. Dezember 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/39

Auf der 4244. Sitzung des Sicherheitsrats am 6.
Dezember 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Osttimor‹ durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung
ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt den Bericht der nach
Osttimor und Indonesien entsandten Mission des
Sicherheitsrats (S/2000/1105) vom 21. November
2000 und macht sich die darin enthaltenen Emp-
fehlungen zu eigen. Er nimmt insbesondere Kennt-
nis von der Auffassung der Mission, daß in Ostti-
mor nach der Unabhängigkeit eine starke interna-
tionale Präsenz erforderlich sein wird, die unter
anderem finanzielle, technische und sicherheitsbe-
zogene Hilfe gewährt, und er stimmt zu, daß die
Planung für eine solche Präsenz so bald wie mög-
lich beginnen soll. Er ersucht den Generalsekretär,
in seinem nächsten regelmäßigen Bericht an den
Sicherheitsrat über diese Angelegenheit Bericht zu
erstatten.
Der Sicherheitsrat würdigt die Arbeit der Über-
gangsverwaltung der Vereinten Nationen in Ost-
timor (UNTAET). Er begrüßt insbesondere die
Schaffung des Nationalrats in Osttimor und unter-
streicht, wie wichtig die weitere Arbeit im Hin-
blick auf den Übergang zur Unabhängigkeit ist,
namentlich ein Zeitplan und Mechanismen für eine
Verfassung und für Wahlen. Er betont, daß drin-
gend erwogen werden sollte, die Ausbildung des
Polizeidienstes von Timor Lorosae zu beschleuni-
gen und ausreichende Mittel für den Ausbau des
Justizsystems zu beschaffen. Er nimmt Kenntnis
von der Auffassung des Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs bezüglich der Notwendigkeit, die
veranlagten Finanzmittel flexibler einzusetzen.
Der Sicherheitsrat betont, daß dringende Maßnah-
men erforderlich sind, um das Problem der ostti-
morischen Flüchtlinge in Westtimor zu lösen. Ob-
schon er die bisher von der Regierung Indonesiens
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unternommenen Bemühungen anerkennt, verleiht
der Rat seiner Auffassung Ausdruck, daß eine Rei-
he weiterer Schritte unternommen werden muß,
namentlich
i) ein entschlossenes Vorgehen zur Entwaffnung

und Auflösung der Milizen und zur Beendi-
gung ihrer Aktivitäten, so auch durch die Tren-
nung der Milizenführer von den Flüchtlingen
in Westtimor und die zügige Strafverfolgung
derjenigen, die für Verbrechen verantwortlich
sind. Der Rat begrüßt die von der Regierung In-
donesiens bereits unternommenen Schritte und
fordert sie nachdrücklich auf, bei der Beendi-
gung der Einschüchterung in den Lagern wei-
tere Fortschritte zu machen;

ii) Maßnahmen, die es den internationalen Hilfs-
organisationen ermöglichen, nach Westtimor
zurückzukehren, was wiederum erfordert, daß
die Sicherheit ihrer Mitarbeiter garantiert ist.
Der Rat sieht in diesem Zusammenhang mit In-
teresse den Gesprächen entgegen, welche die
Regierung Indonesiens und die Vereinten Na-
tionen über Regelungen führen werden, die ei-
ne Bewertung der Sicherheitslage in Westtimor
durch Sachverständige erleichtern sollen. Da-
bei soll in Übereinstimmung mit den üblichen
Modalitäten des Amtes des Sicherheitskoordi-
nators der Vereinten Nationen verfahren wer-
den;

iii) Maßnahmen zur besseren Versorgung der Flücht-
linge mit Informationen. Der Rat fordert die Re-
gierung Indonesiens, die UNTAET und die
Hohe Flüchtlingskommissarin der Vereinten Na-
tionen nachdrücklich auf, gemeinsam eine In-
formationsstrategie auszuarbeiten, die es den
Flüchtlingen ermöglicht, in Kenntnis der Um-
stände eine Entscheidung über ihre Zukunft zu
treffen;

iv) eine glaubwürdige, unpolitische und unter in-
ternationaler Beobachtung stattfindende Regi-
strierung der Flüchtlinge, die in enger Zusam-
menarbeit mit Organisationen der Vereinten
Nationen und anderen in Betracht kommenden
Akteuren durchgeführt wird.

Der Sicherheitsrat betont, daß Maßnahmen ergrif-
fen werden müssen, um Mängel in der Rechts-
pflege in Osttimor zu überwinden. Der Rat begrüßt
den Erlaß eines indonesischen Gesetzes zur Ein-
richtung von Ad-hoc-Menschenrechtsgerichten. Er
unterstreicht außerdem die Notwendigkeit, dieje-
nigen vor Gericht zu stellen, die für gewalttätige
Übergriffe in Ost- und Westtimor verantwortlich
sind, namentlich für Angriffe auf Mitarbeiter der
Vereinten Nationen und insbesondere für die Er-
mordung von drei humanitären Helfern und zwei
Friedenssicherungskräften der Vereinten Natio-
nen. Er bedauert, daß die für die Ermordung der
Friedenssicherungskräfte Verantwortlichen bisher
nicht festgenommen wurden, und fordert diesbe-
zügliche Maßnahmen sowie einen baldigen Be-
ginn der Verfahren gegen diejenigen, die der Er-
mordung der humanitären Helfer beschuldigt wer-
den.
Der Sicherheitsrat hebt hervor, wie wichtig die bi-
lateralen Beziehungen zwischen der UNTAET
und der Regierung Indonesiens sind. Der Rat un-
terstreicht, daß die noch offenen Fragen der Ruhe-
gehaltszahlungen an ehemalige Staatsbedienste-
te und der vorgeschlagenen Regelungen für den
Transit zwischen der Enklave Oecussi und dem
übrigen Osttimor gelöst werden müssen. Er er-
muntert in diesem Zusammenhang zu weiteren
Fortschritten im Dialog zwischen der Regierung
Indonesiens und der UNTAET.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit ak-
tiv befaßt bleiben.«

Privatwirtschaft

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand:
Auf dem Weg zu globalen Partnerschaften. –
Resolution 55/215 vom 21. Dezember 2000

Die Generalversammlung,
– in Bekräftigung der zentralen Rolle, die den

Vereinten Nationen und insbesondere der Ge-
neralversammlung bei der Förderung von Part-
nerschaften im Kontext der Globalisierung zu-
kommt, 

– unter Hervorhebung des zwischenstaatlichen
Charakters der Vereinten Nationen,

– unter Hinweis auf die in der Millenniums-Er-
klärung der Vereinten Nationen aufgeführten
Prioritäten und Ziele, insbesondere was den Auf-
bau starker Partnerschaften zugunsten der Ent-
wicklung und der Armutsbeseitigung betrifft,

– betonend, daß die Bemühungen, den Heraus-
forderungen der Globalisierung zu begegnen,
von einer verstärkten Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und allen in Be-
tracht kommenden Partnern, insbesondere dem
Privatsektor, profitieren könnten, damit sicher-
gestellt ist, daß die Globalisierung für alle zu
einer positiven Kraft wird, 

– unter Berücksichtigung der Ideen, die in dem
Bericht des Generalsekretärs vom 27. März
2000 mit dem Titel ›Wir, die Völker: Die Rolle
der Vereinten Nationen im 21. Jahrhundert‹
zum Thema einer verstärkten Zusammenarbeit
mit dem Privatsektor vorgetragen wurden,

1. betont, daß die Mitgliedstaaten weitere Erörte-
rungen über Partnerschaften führen und bei ge-
eigneten zwischenstaatlichen Konsultationen
prüfen müssen, wie die Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und allen in Be-
tracht kommenden Partnern, unter anderem
auch aus den Entwicklungsländern, verstärkt
werden kann, damit sie größere Gelegenheit er-
halten, einen Beitrag zur Verwirklichung der
Ziele und Programme der Vereinten Nationen
zu leisten;

2. ersucht den Generalsekretär, in diesem Sinne
die Auffassungen aller Mitgliedstaaten zu der
Frage einzuholen, wie die Zusammenarbeit
zwischen den Vereinten Nationen und allen in
Betracht kommenden Partnern, insbesondere
dem Privatsektor, verstärkt werden kann;

3. bittet den Generalsekretär, auch die Auffassun-
gen der in Betracht kommenden Partner, insbe-
sondere des Privatsektors, zu der Frage einzu-
holen, wie ihre Zusammenarbeit mit den Ver-
einten Nationen verstärkt werden kann;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung zur Behandlung auf ihrer sechsund-
fünfzigsten Tagung einen umfassenden Bericht
zu dieser Angelegenheit vorzulegen, der eine
Zusammenstellung der Auffassungen der Mit-
gliedstaaten und der anderen in Betracht kom-
menden Partner sowie seine diesbezüglichen
Empfehlungen enthält;

5. beschließt, den Punkt ›Auf dem Weg zu globa-
len Partnerschaften‹ in die Tagesordnung ihrer
sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim-
mung angenommen.

Salomonen

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 16. November 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/33)

Auf der 4224. Sitzung des Sicherheitsrats am 16.
November 2000 gab der Präsident des Sicher-
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung
des Punktes ›Schreiben des Geschäftsträgers a.i.
der Ständigen Vertretung der Salomonen bei den
Vereinten Nationen vom 10. November 2000 an
den Präsidenten des Sicherheitsrats‹ durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung
ab:

»Der Sicherheitsrat unterstützt nachdrücklich das
am 15. Oktober 2000 geschlossene Friedensab-
kommen von Townsville (S/2000/1088) zur Ein-
stellung der Feindseligkeiten zwischen der Ma-
laita-Adler-Streitmacht und der Isatabu-Freiheits-
bewegung und zur Wiederherstellung von Frieden
und ethnischer Harmonie in den Salomonen.
Der Sicherheitsrat legt allen Parteien nahe, bei 
der Förderung der Aussöhnung zusammenzuarbei-
ten, damit die Ziele des Friedensabkommens von
Townsville erreicht werden können, und fordert
alle Parteien nachdrücklich auf, auch weiterhin im
Einklang mit dem Friedensabkommen von Towns-
ville zusammenzuarbeiten, nämlich den Frieden
und die ethnische Harmonie wiederherzustellen
und aufrechtzuerhalten, auf den Einsatz von Waf-
fengewalt und Gewalttätigkeit zu verzichten, ihre
Meinungsverschiedenheiten durch Konsultationen
und friedliche Verhandlungen beizulegen und ihre
Achtung der Menschenrechte und der Rechtsstaat-
lichkeit zu bekräftigen.
Der Sicherheitsrat würdigt diejenigen Länder in
der Region, die die Beilegung des Konflikts unter-
stützt haben, und begrüßt die im Friedensabkom-
men von Townsville vorgesehene Einsetzung der
Internationalen Friedensüberwachungsgruppe, die
aus unbewaffnetem Militärpersonal und Zivilpoli-
zisten aus Australien und Neuseeland besteht, de-
ren Auftrag auf der Anlage II des genannten Ab-
kommens beruht und dem die Parteien zugestimmt
haben. Er ermutigt auch die anderen Staaten, ins-
besondere diejenigen in der Region, an der Durch-
führung dieses Friedensabkommens mitzuwirken
und dabei behilflich zu sein.«

Sierra Leone

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 17. Juli 2000 (UN-Dok. S/PRST/2000/24)

Auf der 4173. Sitzung des Sicherheitsrats am 17.
Juli 2000 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Sierra Leone‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekundet seine volle Unter-
stützung für den Beschluß des Generalsekretärs,
eine durch die Mission der Vereinten Nationen in
Sierra Leone (UNAMSIL) durchzuführende Mi-
litäroperation zum Entsatz ihrer in Kailahun einge-
kreisten Friedenssicherungssoldaten und Militär-
beobachter einzuleiten. Er bringt seine Genugtu-
ung über den erfolgreichen Ausgang der Operation
mit minimalen Verlusten unter dem Personal der
Vereinten Nationen zum Ausdruck. Der Sicher-
heitsrat verleiht seiner Bewunderung für die Pro-
fessionalität, die Entschlossenheit und die Schlag-
kraft, die alle an dieser schwierigen und gefährli-
chen Operation beteiligten UNAMSIL-Kräfte an
den Tag gelegt haben, und für das Führungsge-
schick des Truppenkommandeurs General Jetley
Ausdruck, unter dessen persönlichem Befehl die
Operation ausgeführt wurde.

84 Vereinte Nationen 2/2001



Der Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß die
feindselige Haltung der Revolutionären Einheits-
front (RUF) gegenüber dem UNAMSIL-Perso-
nal in Kailahun unerträglich geworden war. Er
stimmt in dieser Hinsicht voll und ganz mit der
Einschätzung des Generalsekretärs überein. Er
vertritt nachdrücklich die Auffassung, daß ange-
sichts der Tatsache, daß die RUF seit zwei Mona-
ten die Bewegungsfreiheit der UNAMSIL verhin-
dert hatte, daß die Möglichkeiten intensiver diplo-
matischer und politischer Anstrengungen ausge-
schöpft waren und daß die RUF vor kurzem be-
schlossen hatte, den Nachschub nach Kailahun zu
behindern, dem Truppenkommandeur unter diesen
Umständen keine andere Wahl blieb, als durch ent-
schlossenes Handeln die Sicherheit und Bewe-
gungsfreiheit des UNAMSIL-Personals wiederher-
zustellen, entsprechend der Ermächtigung durch
das Mandat der UNAMSIL.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Hochachtung
für die Truppen des indischen UNAMSIL-Kontin-
gents, die bei der Ausführung der Operation die
Führung übernahmen. Der Rat drückt der Familie
des indischen Unteroffiziers Krishna Kumar, der
sein Leben für die Sache des Friedens hingab, sein
tiefes Beileid aus. Er bekundet auch denjenigen,
die verwundet wurden, sein Mitgefühl. Der Sicher-
heitsrat lobt gleichfalls die entscheidende Rolle
des nigerianischen und des ghanaischen Kontin-
gents, die für den wesentlichen Flankenschutz und
die rückwärtige Unterstützung verantwortlich wa-
ren, ohne die die Operation nicht möglich gewesen
wäre, sowie den Beitrag der Truppe in ihrer Ge-
samtheit. Der Rat dankt außerdem dem Vereinig-
ten Königreich für seine wertvolle logistische Un-
terstützung. Die Zusammenarbeit, der Zusammen-
halt und das gemeinsame Zielbewußtsein aller Be-
teiligten sind als hervorragendes Beispiel multila-
teraler Friedenssicherung durch die Vereinten Na-
tionen anzusehen.
Der Rat ist der Auffassung, daß jetzt eine feste
Grundlage besteht, auf der die UNAMSIL bei der
weiteren Erfüllung ihres Mandats und bei ihrer Ar-
beit in Richtung auf eine dauerhafte friedliche Bei-
legung des Konflikts in Sierra Leone aufbauen
kann. Der Rat vermerkt diese positiven Entwick-
lungen, erkennt jedoch gleichzeitig an, daß immer
noch viel zu tun bleibt, und sichert der UNAMSIL
bei ihren Anstrengungen zur Erfüllung ihres Man-
dats seine volle Unterstützung zu.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – Re-
solution 1313(2000) vom 4. August 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen und die Erklärungen seines Präsidenten
zur Situation in Sierra Leone,

– unter schärfster Verurteilung der bewaffneten
Angriffe auf das Personal der Mission der Ver-
einten Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL)
und dessen Inhaftnahme und die UNAMSIL
und den Truppenkommandeur für die ent-
schlossenen Maßnahmen lobend, die sie vor
kurzem gegenüber der anhaltenden Bedrohung
der Mission durch die Revolutionäre Einheits-
front (RUF) und andere bewaffnete Elemente
in Sierra Leone ergriffen haben,

– nach Behandlung der Berichte des Generalse-
kretärs vom 19. Mai 2000 (S/2000/455) und
31. Juli 2000 (S/2000/751),

1. beschließt, das Mandat der UNAMSIL bis zum
8. September 2000 zu verlängern;

2. ist der Auffassung, daß die weitverbreiteten
schwerwiegenden Verstöße, die die RUF seit
Anfang Mai 2000 gegen das Friedensabkom-
men von Lomé (S/1999/777) verübt hat, den
Zusammenbruch des vormals einigermaßen
entspannten Klimas auf der Grundlage des Ab-
kommens und nach Maßgabe der Kooperation
der Parteien bedeuten, daß die UNAMSIL und
die Sicherheit des Staates Sierra Leone so lan-
ge weiter bedroht sein werden, bis Bedingun-
gen der Sicherheit geschaffen sind, die Fort-
schritte in Richtung auf die friedliche Beile-
gung des Konflikts in Sierra Leone gestatten,
und daß, um dieser Bedrohung zu begegnen,
die Struktur, die Einsatzfähigkeit, die Ressour-
cen und das Mandat der UNAMSIL entspre-
chend gestärkt werden müssen;

3. bekundet in diesem Zusammenhang seine Ab-
sicht, unter Berücksichtigung der Auffassun-
gen der Regierung Sierra Leones, der Wirt-
schaftsgemeinschaft der Westafrikanischen
Staaten (ECOWAS) und der truppenstellenden
Länder, das mit den Resolutionen 1270(1999)
vom 22. Oktober 1999 und 1289(2000) vom 7.
Februar 2000 festgelegte Mandat der UNAM-
SIL durch die folgenden vorrangigen Aufga-
ben zu stärken:
a) Wahrung der Sicherheit auf den Halbinseln

Lungi und Freetown sowie auf ihren
Hauptzufahrtsstraßen;

b) Abschreckung und erforderlichenfalls ent-
schiedene Abwehr von Angriffsdrohungen
der RUF durch robuste Gegenmaßnahmen
gegen alle feindseligen Handlungen bezie-
hungsweise die Gefahr unmittelbarer und
direkter Gewaltanwendung;

c) stufenweise Dislozierung in einer kohären-
ten Einsatzstruktur und ausreichender Zahl
und Dichte in strategischen Schlüsselstel-
lungen und Haupt-Bevölkerungszentren;
kraft ihrer Präsenz und im Rahmen ihres
Mandats, in Abstimmung mit der Regie-
rung Sierra Leones, Unterstützung der Re-
gierung Sierra Leones bei ihren Anstren-
gungen, die Staatsgewalt auszuweiten, die
öffentliche Ordnung wiederherzustellen und
die Situation im ganzen Land schrittweise
weiter zu stabilisieren; sowie im Rahmen
ihrer Einsatzfähigkeit und ihres Einsatz-
gebiets Schutz von unmittelbar von physi-
scher Gewalt bedrohten Zivilpersonen;

d) aktive Wahrnehmung von Überwachungs-
aufgaben entlang der strategischen Kom-
munikationslinien, insbesondere der Haupt-
zufahrtsstraßen in die Hauptstadt, um die
Dominanz am Boden zu gewährleisten, die
Bewegungsfreiheit sicherzustellen und die
Auslieferung humanitärer Hilfsgüter zu er-
leichtern;

e) Hilfe bei der Förderung des politischen
Prozesses, mit dem Ziel, wo dies möglich
ist, unter anderem wieder ein Entwaff-
nungs-, Demobilisierungs- und Wiederein-
gliederungsprogramm einzuleiten;

4. ist der Auffassung, daß der militärische An-
teil der UNAMSIL gegebenenfalls durch be-
schleunigte Truppenrotation sowie unter ande-
rem durch weiteres Material für Luft- und See-
operationen, eine größere Truppenreserve, mo-
dernisierte Kommunikationsausrüstung sowie
spezialisierte Gefechts- und logistische Un-
terstützungsausrüstung verstärkt werden soll,
um die Neugliederung der Truppe zu ermögli-
chen und die zusätzliche Einsatzfähigkeit zu

schaffen, die zur Erfüllung der in Ziffer 3 fest-
gelegten vorrangigen Aufgaben erforderlich
ist;

5. erkennt an, daß die Offensive der RUF gegen
die UNAMSIL seit Mai 2000 ernstzunehmen-
de inhärente Schwächen in der Struktur, der
Einsatzführung und den Ressourcen der Missi-
on aufgedeckt hat, wie in Ziffer 54 des Berichts
des Generalsekretärs vom 31. Juli 2000, in der
die Ergebnisse der vom 31. Mai bis zum 8. Ju-
ni 2000 in Sierra Leone anwesenden Bewer-
tungsmission der Vereinten Nationen wieder-
gegeben werden, dargestellt ist, begrüßt die 
abgegebenen Empfehlungen und die zur Be-
hebung dieser Schwächen bereits getroffenen
Maßnahmen und ersucht den Generalsekretär,
dringend weitere Schritte zur Umsetzung die-
ser Empfehlungen zu unternehmen, um die
Leistung und die Kapazität der Mission zu stei-
gern;

6. betont, daß die erfolgreiche Verwirklichung
der Missionsziele, namentlich der in Ziffer 3
festgelegten vorrangigen Aufgaben, davon ab-
hängen wird, daß die UNAMSIL voll ausge-
stattete, vollständige Einheiten erhält, die über
die notwendige Einsatzfähigkeit, eine wirksa-
me Struktur und Kapazität für die Einsatz-
führung, eindeutige Befehlsverhältnisse, ange-
messene Ressourcen und die Entschlossenheit
zur gesamtheitlichen Durchführung des vom
Sicherheitsrat genehmigten Mandats der Mis-
sion verfügen;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Rat im An-
schluß an weitere Konsultationen mit den trup-
penstellenden Ländern so bald wie möglich ei-
nen weiteren Bericht über die Vorschläge in
den Ziffern 2 bis 6 vorzulegen, der Empfehlun-
gen zur Neugliederung und Stärkung der UN-
AMSIL enthält, und bekundet seine Absicht,
rasch einen Beschluß zu diesen Empfehlungen
zu fassen;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Vorberei-
tung der Schaffung eines unabhängigen Son-
dergerichts für Sierra Leone. – Resolution
1315(2000) vom 14. August 2000

Der Sicherheitsrat,
– höchst besorgt über die sehr schweren Verbre-

chen, die im Hoheitsgebiet Sierra Leones ge-
gen die sierra-leonische Bevölkerung sowie
das Personal der Vereinten Nationen und bei-
geordnetes Personal verübt wurden, und über
die herrschende Straflosigkeit,

– mit Lob für die Anstrengungen, die die Regie-
rung Sierra Leones und die Wirtschaftsgemein-
schaft der Westafrikanischen Staaten (ECO-
WAS) unternehmen, um Sierra Leone dauer-
haften Frieden zu bringen,

– davon Kenntnis nehmend, daß die Staats- und
Regierungschefs der ECOWAS auf dem am
28. und 29. Mai 2000 in Abuja abgehaltenen
23. Gipfeltreffen der Organisation vereinbart
haben, eine regionale Mission zur Untersu-
chung der Gründe für die Wiederaufnahme der
Feindseligkeiten zu entsenden,

– sowie Kenntnis nehmend von den Maßnah-
men, die die Regierung Sierra Leones gemäß
Artikel XXVI des Friedensabkommens von
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Lomé (S/1999/777) ergriffen hat, um einen na-
tionalen Wahrheitsfindungs- und Aussöh-
nungsprozeß in Gang zu setzen und auf diese
Weise zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit
beizutragen,

– unter Hinweis darauf, daß der Sonderbeauf-
tragte des Generalsekretärs seiner Unterzeich-
nung des Friedensabkommens von Lomé eine
Erklärung beigefügt hat, derzufolge die Ver-
einten Nationen davon ausgehen, daß die Am-
nestiebestimmungen des Abkommens keine
Anwendung auf die internationalen Verbre-
chen des Völkermordes, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und auf an-
dere schwere Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht finden,

– erneut erklärend, wie wichtig es ist, daß das hu-
manitäre Völkerrecht eingehalten wird, und
ferner erneut erklärend, daß alle Personen, die
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völ-
kerrecht begehen oder deren Begehung geneh-
migen, für diese Verstöße individuell verant-
wortlich sind und zur Rechenschaft gezogen
werden sollen und daß die internationale Ge-
meinschaft alles tun wird, um die Verantwort-
lichen im Einklang mit international anerkann-
ten Normen der Gerechtigkeit, Fairneß und
Rechtsstaatlichkeit vor Gericht zu stellen,

– in der Erkenntnis, daß unter den besonderen
Umständen Sierra Leones ein glaubwürdiges
System der Rechtspflege und der Rechenschaft
für die sehr schweren Verbrechen, die dort ver-
übt wurden, der Straflosigkeit ein Ende setzen
und zum Prozeß der nationalen Aussöhnung
sowie zur Wiederherstellung und Wahrung des
Friedens beitragen würde,

– in diesem Zusammenhang Kenntnis nehmend
von dem Schreiben des Präsidenten Sierra Leo-
nes an den Generalsekretär, datiert vom 12. Ju-
ni 2000, und dem ihm beigefügten Rahmenvor-
schlag (S/2000/786, Anlage),

– in Anbetracht dessen, daß die Regierung Sierra
Leones wünscht, daß die Vereinten Nationen
ihr bei der Schaffung eines starken und glaub-
würdigen Gerichtshofs behilflich sind, der dem
Ziel, Gerechtigkeit herbeizuführen und dauer-
haften Frieden sicherzustellen, gerecht wird,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs vom 31. Juli 2000 (S/2000/751)
und insbesondere mit Genugtuung Kenntnis
nehmend von den Maßnahmen, die der Gene-
ralsekretär auf das Ersuchen der Regierung
Sierra Leones um Hilfe bei der Schaffung eines
Sondergerichts bereits ergriffen hat,

– feststellend, daß die Sicherheitslage nachtei-
lige Auswirkungen auf die Rechtspflege in
Sierra Leone hat und daß es dringend interna-
tionaler Zusammenarbeit bedarf, um bei der
Stärkung des Justizsystems in Sierra Leone 
behilflich zu sein,

– in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den
qualifizierte Personen aus den westafrikani-
schen Staaten, dem Commonwealth, anderen
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und
aus internationalen Organisationen zu diesen
Bemühungen leisten können, um den Prozeß
der Herbeiführung von Gerechtigkeit und Aus-
söhnung in Sierra Leone und in der Region zu
beschleunigen,

– erneut erklärend, daß die Situation in Sierra
Leone nach wie vor eine Bedrohung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit in
der Region darstellt,

1. ersucht den Generalsekretär, mit der Regierung
Sierra Leones ein Abkommen zur Schaffung
eines unabhängigen Sondergerichts im Ein-

klang mit dieser Resolution auszuhandeln, und
bekundet seine Bereitschaft, nach Erhalt und
Überprüfung des in Ziffer 6 genannten Be-
richts des Generalsekretärs rasch weitere Maß-
nahmen zu treffen;

2. empfiehlt, daß die sachliche Zuständigkeit des
Sondergerichts sich namentlich auf Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbre-
chen und andere schwere Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht sowie auf im Hoheits-
gebiet Sierra Leones begangene Verbrechen
nach dem einschlägigen sierra-leonischen Recht
erstrecken soll;

3. empfiehlt ferner, daß das Sondergericht die
Gerichtsbarkeit für Personen haben soll, die die
Hauptverantwortung für die Begehung der in
Ziffer 2 genannten Verbrechen tragen, ein-
schließlich derjenigen Führer, die durch die
Begehung derartiger Verbrechen die Ingang-
setzung und Durchführung des Friedenspro-
zesses in Sierra Leone gefährdet haben;

4. betont, wie wichtig es ist, die Unparteilichkeit,
Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit des Pro-
zesses zu gewährleisten, insbesondere im Hin-
blick auf den Status der Richter und der Anklä-
ger;

5. ersucht in diesem Zusammenhang den Ge-
neralsekretär, erforderlichenfalls eine Gruppe
von Sachverständigen nach Sierra Leone zu
entsenden, um den in Ziffer 6 genannten Be-
richt zu erstellen;

6. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheits-
rat spätestens 30 Tage nach dem Datum die-
ser Resolution einen Bericht über die Durch-
führung dieser Resolution, insbesondere über
seine Konsultationen und Verhandlungen mit
der Regierung Sierra Leones betreffend die
Schaffung des Sondergerichts, einschließlich
der entsprechenden Empfehlungen, vorzule-
gen;

7. ersucht den Generalsekretär, in seinem Bericht
die Frage der zeitlichen Zuständigkeit des Son-
dergerichts zu behandeln sowie die Frage eines
Berufungsverfahrens, einschließlich der Rat-
samkeit, Durchführbarkeit und Angemessen-
heit der Einrichtung einer Berufungskammer
am Sondergericht oder der gemeinsamen Nut-
zung der Berufungskammer der Internationa-
len Strafgerichte für das ehemalige Jugosla-
wien beziehungsweise Rwanda oder anderer
wirksamer Alternativen, und die Frage eines
möglichen anderen Gaststaats, falls die Um-
stände es verlangen, daß das Sondergericht 
an einem anderen Ort als an seinem Sitz in
Sierra Leone zusammentritt;

8. ersucht den Generalsekretär, zu den folgenden
Punkten Empfehlungen abzugeben:
a) sämtlichen zusätzlichen Vereinbarungen,

die gegebenenfalls geschlossen werden
müssen, damit die für die Schaffung und
Tätigkeit des Sondergerichts notwendige
internationale Hilfe gewährt wird;

b) dem Umfang der Mitwirkung, Unterstüt-
zung und technischen Hilfe seitens qualifi-
zierter Personen aus den Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen, insbesondere den
Mitgliedstaaten der ECOWAS und dem
Commonwealth, sowie aus der Mission der
Vereinten Nationen in Sierra Leone, der
notwendig sein wird, damit das Sonderge-
richt seine Aufgabe auf effiziente, unab-
hängige und unparteiliche Weise wahrneh-
men kann;

c) der Höhe der freiwilligen Beiträge, je nach
Bedarf, an Finanzmitteln, Ausrüstungsge-
genständen und Diensten für das Sonder-

gericht, so auch der Dienste von Sach-
verständigen, die möglicherweise benötigt
werden und die von Staaten, zwischen-
staatlichen Organisationen und nichtstaat-
lichen Organisationen zur Verfügung ge-
stellt werden können;

d) der Frage, ob das Sondergericht, soweit
notwendig und möglich, die Fachkompe-
tenz und den Rat der Internationalen Straf-
gerichte für das ehemalige Jugoslawien be-
ziehungsweise Rwanda in Anspruch neh-
men kann;

9. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – Re-
solution 1317(2000) vom 5. September 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1270

(1999) vom 22. Oktober 1999, 1289(2000)
vom 7. Februar 2000 und 1313(2000) vom 4.
August 2000 und alle anderen einschlägigen
Resolutionen sowie die Erklärungen seines
Präsidenten betreffend die Situation in Sierra
Leone,

1. beschließt, das derzeitige Mandat der Mission
der Vereinten Nationen in Sierra Leone bis
zum 20. September 2000 zu verlängern;

2. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – Re-
solution 1321(2000) vom 20. September 2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1270

(1999) vom 22. Oktober 1999, 1289(2000)
vom 7. Februar 2000, 1313(2000) vom 4. Au-
gust 2000, 1317(2000) vom 5. September 2000
und alle anderen einschlägigen Resolutionen
sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Situation in Sierra Leone,

1. beschließt, das derzeitige Mandat der Mission
der Vereinten Nationen in Sierra Leone bis
zum 31. Dezember 2000 zu verlängern;

2. beschließt außerdem, die Situation spätestens
am 31. Oktober 2000 zu überprüfen;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 3. November 2000 (UN-Dok. S/PRST/
2000/31)

Auf der 4216. Sitzung des Sicherheitsrats am 3.
November 2000 gab der Präsident des Sicherheits-
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rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Sierra Leone‹ durch 
den Rat im Namen des Rates die folgende Er-
klärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekundet seine Besorgnis
über die weiterhin prekäre Situation in Sierra Leo-
ne und die damit zusammenhängende Instabilität
in der umliegenden Subregion. Er verurteilt die
fortgesetzten grenzüberschreitenden Angriffe im
Grenzgebiet von Guinea, Liberia und Sierra Leo-
ne. Der Rat betont, daß Sicherheit und Stabili-
tät nur auf der Grundlage eines umfassenden re-
gionalen Ansatzes wiederhergestellt werden kön-
nen. In dieser Hinsicht bekundet er seine Unter-
stützung für die Bemühungen der Wirtschaftsge-
meinschaft der Westafrikanischen Staaten (ECO-
WAS), sich mit der Situation auseinanderzuset-
zen, und fordert die Mitgliedstaaten zur Unterstüt-
zung auf.
In diesem Zusammenhang und im Anschluß an 
die Rückkehr seiner nach Sierra Leone entsandten
Mission begrüßt der Sicherheitsrat die im Bericht
der Mission abgegebenen Empfehlungen (S/2000/
992). Insbesondere bekundet er seine Unterstüt-
zung für die Einrichtung eines dauerhaften Koor-
dinierungsprozesses für eine Gesamtstrategie zu
Sierra Leone, gestützt auf die Vereinten Nationen
und unter Mitwirkung der Mitglieder des Sicher-
heitsrats, des Sekretariats der Vereinten Nationen,
der ECOWAS, der truppenstellenden Staaten der
Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone
(UNAMSIL) und der Regierung Sierra Leones.
Der Rat vermerkt, daß der Generalsekretär diesen
Vorschlag in seinem Bericht vom 31. Oktober
2000 (S/2000/1055) unterstützt hat, und ermutigt
ihn, baldige Maßnahmen zu ergreifen, um einen
solchen Prozeß zu verwirklichen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß eine solche
abgestimmte Strategie für einen dauerhaften Frie-
den in Sierra Leone politische und militärische
Elemente miteinander verbinden muß. Der Rat un-
terstützt voll und ganz die Anstrengungen zur Stär-
kung der staatlichen Institutionen in Sierra Leone
und zur Wahrung der Grundsätze der demokrati-
schen Rechenschaftspflicht und der Rechtsstaat-
lichkeit. Er hebt außerdem die humanitären und
die Menschenrechtsaspekte hervor. Er begrüßt die
zur Zeit von der ECOWAS unternommenen Be-
mühungen, die Möglichkeiten eines Friedensdia-
logs auszuloten, unterstreicht jedoch, daß dieser
nur unter für die Regierung Sierra Leones annehm-
baren Bedingungen geführt werden sollte. In die-
sem Zusammenhang unterstreicht der Rat, wie
wichtig es ist, daß die Revolutionäre Einheitsfront
die Kontrolle über die Diamantenproduktionsge-
biete aufgibt, daß die UNAMSIL volle Bewe-
gungsfreiheit erhält und somit im ganzen Land dis-
loziert werden kann, daß geeignete Vorkehrungen
für die Entwaffnung und Demobilisierung aller
nichtstaatlichen bewaffneten Kräfte getroffen wer-
den und daß der volle und sichere Zugang der hu-
manitären Hilfsorganisationen und die Auswei-
tung der Autorität der Regierung auf ihr gesamtes
Hoheitsgebiet gewährleistet werden. Der Rat for-
dert außerdem diejenigen bewaffneten Gruppen,
die für die fortgesetzten Menschenrechtsverlet-
zungen verantwortlich sind, zu ihrer sofortigen
Einstellung auf.
Der Sicherheitsrat ist überzeugt, daß die Weiter-
führung einer glaubwürdigen Militärpräsenz der
internationalen Gemeinschaft in Sierra Leone ein
unverzichtbares Element des Friedensprozesses
bleibt. Der Rat stimmt mit der Ansicht des Gene-
ralsekretärs überein, daß einer der Schlüsselas-
pekte des gesamten Vorgehens in Sierra Leone

darin liegt, daß die UNAMSIL in den wichtigsten
Gebieten des Landes auch weiterhin für Sicherheit
sorgt. Der Rat bringt erneut seine Auffassung zum
Ausdruck, daß die UNAMSIL dies nur leisten
kann, wenn sie verstärkt wird. Der Rat unter-
streicht außerdem, wie wichtig es ist, weitere
Maßnahmen zur Verbesserung der Wirksamkeit
der UNAMSIL zu ergreifen, indem die Empfeh-
lungen der im Mai durchgeführten Bewertungs-
mission voll umgesetzt werden. Der Rat nimmt
Kenntnis von den Entscheidungen der Regierun-
gen Indiens und Jordaniens, ihre Truppenbeteili-
gung an der UNAMSIL zu beenden, und dankt für
den wichtigen Beitrag, den diese beiden Kontin-
gente geleistet haben. Er begrüßt außerdem aufs
wärmste, daß Bangladesch und Ghana weitere Ba-
taillone, die Ukraine Ausrüstung und Unterstüt-
zungspersonal und die Slowakei Ausrüstung zu-
gesagt haben, um die Einsatzfähigkeit der Truppe
zu stärken. Der Rat fordert die abziehenden wie
auch die neu eintreffenden Kontingente auf, ein
Höchstmaß an Flexibilität zu beweisen, um si-
cherzustellen, daß die Einsatzfähigkeit der UN-
AMSIL während dieser Übergangszeit gewahrt
bleibt.
Der Sicherheitsrat unterstützt den Appell des Ge-
neralsekretärs an die Mitgliedstaaten in Ziffer 55
seines Berichts, dringend eine Beteiligung an der
UNAMSIL zu erwägen oder in anderer Weise zu
ihrer Stärkung beizutragen, und ermutigt ihn, seine
diesbezüglichen Konsultationen zu intensivieren.
Der Rat bekundet erneut seine feste Absicht, zum
geeigneten Zeitpunkt Maßnahmen zur Stärkung
der UNAMSIL zu treffen und dabei zu berücksich-
tigen, inwieweit die truppenstellenden Staaten be-
reit sind, ausreichende Truppen zu diesem Zweck
zur Verfügung zu stellen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – 
Resolution 1334(2000) vom 22. Dezember
2000

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1270

(1999) vom 22. Oktober 1999, 1289(2000)
vom 7. Februar 2000, 1313(2000) vom 4. 
August 2000, 1317(2000) vom 5. September
2000, 1321 (2000) vom 20. September 2000,
die Erklärung seines Präsidenten vom 3. No-
vember 2000 (S/PRST/2000/31) und alle ande-
ren einschlägigen Resolutionen sowie die Er-
klärungen seines Präsidenten betreffend die Si-
tuation in Sierra Leone,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 15. Dezember 2000 (S/2000/
1199),

1. bekundet seine anhaltende Besorgnis über die
weiterhin prekäre Situation in Sierra Leone
und seinen Nachbarstaaten;

2. nimmt Kenntnis von der am 10. November
2000 in Abuja von der Regierung Sierra Leo-
nes und der Revolutionären Einheitsfront
(RUF) unterzeichneten Waffenruhevereinba-
rung (S/2000/1091), verleiht seiner Besorgnis
darüber Ausdruck, daß die RUF ihren Ver-
pflichtungen aus der Vereinbarung nicht in
vollem Umfang nachgekommen ist, und for-
dert sie auf, ihre Verpflichtung auf die Waf-
fenruhe und den Friedensprozeß auf überzeu-
gendere Weise unter Beweis zu stellen;

3. erinnert daran, daß die Hauptziele der Mission

der Vereinten Nationen in Sierra Leone (UN-
AMSIL), wie in seiner Resolution 1313(2000)
festgelegt und in dem vom Generalsekretär 
in seinem Bericht vom 24. August 2000 (S/
2000/832) vorgeschlagenen Einsatzkonzept
bestätigt, weiterhin darin bestehen, der Regie-
rung Sierra Leones bei ihren Bemühungen be-
hilflich zu sein, die staatliche Autorität auszu-
weiten, die öffentliche Ordnung wiederherzu-
stellen, die Lage im ganzen Land schrittweise
weiter zu stabilisieren und die Förderung des
politischen Prozesses zu unterstützen, der, so-
weit möglich, zur Wiedereinleitung des Ent-
waffnungs-, Demobilisierungs- und Wieder-
eingliederungsprogramms führen soll, und er-
klärt erneut, daß zu diesem Zweck die Struktur,
die Fähigkeiten, die Ressourcen und das Man-
dat der UNAMSIL entsprechend gestärkt wer-
den müssen;

4. würdigt die anhaltenden Bemühungen, die der
Generalsekretär in dieser Hinsicht unternimmt,
um weitere feste Zusagen zur Bereitstellung
von Kontingenten für die UNAMSIL zu erhal-
ten, fordert alle Staaten, die dazu in der Lage
sind, mit allem Nachdruck auf, die Bereitstel-
lung von Friedenssicherungstruppen für Sierra
Leone ernsthaft in Erwägung zu ziehen, und
dankt denjenigen Staaten, die dies bereits ange-
boten haben;

5. bekundet in diesem Zusammenhang seine Ab-
sicht, nach Konsultationen mit den truppen-
stellenden Ländern auf alle zusätzlichen kon-
kreten Empfehlungen, die der Generalsekretär
in der nächsten Mandatsperiode der UNAM-
SIL hinsichtlich der Truppenstärke und der
Aufgaben der Mission abgibt, rasch zu reagie-
ren;

6. beschließt, das derzeitige Mandat der UNAM-
SIL bis zum 31. März 2001 zu verlängern;

7. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Verfahren des Sicherheitsrats

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 12. März 2001 (UN-Dok. S/2001/215)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998
(S/1998/1016) und im Anschluß an Konsultatio-
nen unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmit-
glieder überein, den Vorsitzenden und die Stell-
vertretenden Vorsitzenden des Ausschusses des
Sicherheitsrats nach Resolution 1343(2001) be-
treffend Liberia zu wählen:

Vorsitzender: Kishore Mahbubani (Singapur)
Stellvertretende Vorsitzende: 

Irland und Mauritius

2. Das Präsidium des genannten Sanktionsaus-
schusses wird sich aus den vorstehend angegebe-
nen Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit
am 31. Dezember 2001 endet.

Quellefür die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York

Vereinte Nationen 2/2001 87



88 Vereinte Nationen 2/2001

Sicherheitsrat (15)

Bangladesch
China
Frankreich
Großbritannien
Irland
Jamaika
Kolumbien
Mali
Mauritius
Norwegen
Rußland
Singapur
Tunesien
Ukraine
Vereinigte Staaten

Wirtschafts- und Sozialrat (54)

Ägypten
Äthiopien
Andorra
Angola
Argentinien
Bahrain
Benin
Bolivien
Brasilien
Bulgarien
Burkina Faso
China
Costa Rica
Dänemark
Deutschland
Fidschi
Frankreich
Georgien
Griechenland
Großbritannien
Guinea-Bissau
Honduras
Indonesien
Iran
Italien
Japan
Kamerun
Kanada
Kongo (Demokratische Republik)
Korea (Republik)
Kroatien
Kuba
Marokko
Mexiko
Nepal
Niederlande
Nigeria
Norwegen
Österreich
Pakistan
Peru
Portugal
Rumänien
Rußland
Rwanda

Saudi-Arabien
Sudan
Südafrika
Suriname
Syrien
Tschechien
Uganda
Venezuela
Vereinigte Staaten

Treuhandrat (5)

China
Frankreich
Großbritannien
Rußland
Vereinigte Staaten

Internationaler Gerichtshof (15)

Awn Shawakat Al-Khasawneh,
Jordanien

Mohammed Bedjaoui,
Algerien

Thomas Buergenthal,
Vereinigte Staaten

Carl-August Fleischhauer,
Deutschland

Gilbert Guillaume, Frankreich
Géza Herczegh, Ungarn
Rosalyn Higgins,

Großbritannien
Pieter Hendrik Kooijmans,

Niederlande
Abdul Gadrie Koroma,

Sierra Leone
Shigeru Oda, Japan
Gonzalo Parra-Aranguren,

Venezuela
Raymond Ranjeva, Madagaskar
José Francisco Rezek, Brasilien
Shi Jiuyong, China
Vladlen S. Vereshchetin, Rußland

Abrüstungskonferenz (66)

Ägypten
Äthiopien
Algerien
Argentinien
Australien
Bangladesch
Belarus
Belgien
Brasilien
Bulgarien
Chile
China
Deutschland
Ecuador
Finnland
Frankreich
Großbritannien
Indien
Indonesien
Irak

Iran
Irland
Israel
Italien
Japan
Jugoslawien
Kamerun
Kanada
Kasachstan
Kenia
Kolumbien
Kongo (Demokratische Republik)
Korea

(Demokratische Volksrepublik)
Korea (Republik)
Kuba
Malaysia
Marokko
Mexiko
Mongolei
Myanmar
Neuseeland
Niederlande
Nigeria
Norwegen
Österreich
Pakistan
Peru
Polen
Rumänien
Rußland
Schweden
Schweiz
Senegal
Simbabwe
Slowakei
Spanien
Sri Lanka
Südafrika
Syrien
Türkei
Tunesien
Ukraine
Ungarn
Venezuela
Vereinigte Staaten
Vietnam

Gemeinsame Inspektionsgruppe (11)

Doris Bertrand, Österreich
Fatih Bouayad-Agha, Algerien
Armando Duque González, 

Kolumbien
Ion Gorita, Rumänien
Homero Luis Hernández Sánchez,

Dominikanische Republik
Eduard Victorovich Kudryavtsev,

Rußland
Sumihiro Kuyama, Japan
Francesco Mezzalama, Italien
Wolfgang Münch, Deutschland
Khalil Issa Othman, Jordanien
Louis Dominique Ouedraogo,

Burkina Faso
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